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Liebe Leserinnen und Leser, liebe Kolleginnen und Kollegen,

wer nach fiinfundzwanzig Jahren aktiver Mitgliedschaft in der
Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung e.V., vielen
hervorragenden Fachaufsdtzen, Kommentaren, Vortragen,
Arbeitshilfen und Seminaren in den wohlverdienten (Un-)Ru-
hestand wechselt, muss wohl damit rechnen, dass einige Kol-
leginnen und Kollegen in die Lobhudelei verfallen. So konn-
ten auch wir es uns nicht verkneifen.

Daher haben wir diese Ausgabe der BAG-Informationen Prof.
Dr. Dieter Zimmermann gewidmet, der im Berufsfeld Schuld-
nerberatung auBergewohnlich wegweisend tatig war und ist.

Es war unmdoglich, alle Leistungen und grofartigen Verdien-
ste von Dieter Zimmermann im Bereich der Schuldnerbera-
tung aufzuzahlen, es hdtte den Umfang dieses Hefts weit ge-
sprengt. Es freut uns aber sehr, dass es zumindest gelungen
ist, mit dieser Ausgabe ein Heft zu erstellen, in dem samtliche
Autoren mit ihren Beitragen das herausragende Engagement
von Dieter Zimmermann wiirdigen.

Wenn es jemand bestens verstanden hat, das Wissen aus der
Praxis theoretisch aufzuarbeiten und die Erkenntnisse aus
der Theorie an die Beraterinnen und Berater zu vermitteln,
dann ist das wohl er. Dieter Zimmermann hat Generationen
von Kolleginnen und Kollegen, sowie Studentinnen und Stu-
denten in der Schuldnerberatung durch sein aufiergewdhn-
lich hohes Fachwissen, seinen Elan und seine Begeisterung
mitgerissen und gepragt.

Ein Meilenstein seiner Arbeit ist das maBgeblich von ihm ge-
pragte Praxishandbuch Schuldnerberatung, das zu dem
Nachschlagewerk in der sozialen Schuldnerberatung gewor-
den ist. Gerade fiir die Kolleginnen und Kollegen aus der in-
tegrierten Schuldnerberatung sind die dortigen Erklarungen
und Hinweise ein wichtiges Werkzeug zum fachlich fundier-
ten Arbeiten. Besonders zu erwdhnen sind zudem die unzah-
ligen, ausgesprochen hilfreichen Arbeitshilfen, die Dieter
Zimmermann fiir die BAG-SB in den BAG-SB-Informationen
regelmafiig verdffentlicht hat — so auch in dieser Ausgabe.

editorial

Keine Schuld ist dringender als die, Danke zu sagen!
(Marcus Tullius Cicero)

Wir als Vorstand der BAG-SB danken Dieter Zimmermann
sehrherzlich fiir die langjdhrige intensive und hervorragende
Zusammenarbeit, fiir die stets wohlwollende Unterstiitzung
und Begleitung unserer Arbeit. Fiir den neuen Lebensab-
schnitt begleiten ihn unsere guten Wiinsche und wir hoffen,
dass er noch einige Wege gemeinsam mit uns geht.
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gerichtsentscheidungen

Beriicksichtigung von Versagungsgriinden im Rahmen der Zuldssigkeit nach § 287a InsO

AG Gottingen, Beschluss vom 14.10.2015 - 74 IN 181/15
Leitsdtze des Gerichts:

1. Die friihere Sperrfristrechtsprechung des BGH ist in ab
dem 01.07.2014 beantragten Verfahren iiberholt.

2. Die Vorwirkung von Versagungsgriinden ist nicht bei der
Zuldssigkeitspriifung eines Restschuldbefreiungsantra-
ges gem. § 287a InsO zu beriicksichtigen, sondern — wie
bisher — nur bei der Entscheidung iiber den Stundungsan-
trag gem. § 4a InsO.

3. Eine Versagung gem. § 290 Abs. 1 Nr. 7 InsO erfordert eine
konkret messbare Beeintrachtigung der Glaubigerbefrie-
digung. Allein die VerbiiBung einer Strafhaft geniigt nicht,
zumal die Pfandungsfreigrenzen des § 850c ZPO nicht gel-
ten und héaufig Eigengeld pfandbar ist.

4. Deliktische Forderungen stehen der Stundung der Verfah-
renskosten nicht entgegen.

5. Stundung gem. § 4c InsO ist zu bewilligen, wenn die Ver-
fahrenskosten nicht durch eine Einmalzahlung gedeckt
sind.

I. Der Schuldner hat am 18./20. August 2015 Eréffnung des
Verbraucherinsolvenzverfahrens tiber sein Vermogen bean-
tragt. Ein vorheriges Insolvenzverfahren (74 IN 272/11 AG G6t-
tingen) war mit Beschl. v. 30. August 2013 gem. § 207 InsO
eingestellt worden, nachdem zuvor die dem Schuldner bewil-
ligte Kostenstundung aufgehoben worden war. Nach Umtra-
gen als IN Verfahren hat der Sachverstandige im Gutachten
v. 8. Oktober 2015 u. a. folgende Feststellungen getroffen: Der
Schuldner befindet sich seit Ende 2013 bis voraussichtlich
Mai 2018 in der JVA R. Er absolvierte dort eine Qualifikation
zum Glas- und Geb&udereiniger. Ein Uberbriickungsgeld ist
angesparti.H.v. 1.596 Euro. Dem Schuldner verbleibt von sei-
ner Vergiitung i.H.v. 257,38 Euro monatlich lediglich das
Hausgeld, wahrend das Eigengeld i.H.v. 147,07 Euro in voller
Hohe pfandbar ist. Es bestehen drei Pfandungen in der OFD
A, des Finanzamts | und des Finanzamts D. An die erstge-
nannte Glaubigerin ist nach Ansparen des unpfandbaren
Uberbriickungsgeldes seit Juni 2015 das pfiandbare Eigengeld
i.H.v.insgesamt 514,88 Euro ausgezahlt, wobei der Sachver-
standige diese Auszahlung als anfechtbar einstuft. Die Ver-

bindlichkeiten des Schuldners beziffert der Sachverstandige
auf 84.499,76 Euro zzgl. Schadensersatzforderungen aus 45
Betrugsstraftaten i.H.v. 17.500,00 Euro. Der Sachverstandige
schlagt die Er6ffnung des Insolvenzverfahrens unter Bewilli-
gung von Stundung vor.

Il. Das Insolvenzverfahren ist zu eréffnen unter Bewilligung
von Stundung. Unerheblich ist es, dass ein friiheres Insol-
venzverfahren gegen den Schuldner nach Aufhebung der
Stundung gem. § 207 InsO eingestellt wurde (1.), der Schuld-
ner sich in Strafhaft befindet (2./3.), ein Teil der Schulden aus
vorsatzlich begangenen unerlaubten Handlungen stammt (4.)
und pfandbares Einkommen vorhanden ist (5.).

1. Die Einstellung des vorherigen Insolvenzverfahrens 74 IN
272/11 AG Gottingen am 30. August 2013 gem. § 207 InsO
nach vorheriger Aufhebung der Kostenstundung steht der Er-
offnung des Insolvenzverfahrens nicht entgegen. Der Antrag
auf Restschuldbefreiung ist nicht gem. § 287a Abs. 2 InsO un-
zuldssig. Es liegt inshesondere kein Fall des Abs. 2 Nr. 2 vor.
Andere als die dort in friiheren Verfahren erfolgten Entschei-
dungen sind nicht zu beriicksichtigen (AG Gé6ttingen, Beschl.
V. 30.04.2014 — 71 IK 48/14, ZInsO 2014, 1173 m. zust. Anm.
Laroche, NZI 2014, 574 fiir § 298 InsO; Beschl. v. 26.07.2014 —
74 IN 84/14, ZInsO 2014, 1677 fiir unterlassenen Eigenan-
trag/Restschuldbefreiungsantrag bei Eréffnung aufgrund
Gldubigerantrags; Beschl. v. 10.10.2014 — 74 IN 223/14, ZInsO
2014, 2531 fiir vorherige Abweisung gem. § 26; AG Hannover,
Beschl. v. 28.01.2015, ZInsO 2015, 368 fiir § 305 Abs. 3 Satz
2 InsO; anders fiir § 207 InsO noch AG Flensburg, Beschl. v.
26.07.2011 — 56 IN 201/11). Auch der BGH geht davon aus,
dass in den ab dem 1. Juli 2014 beantragten Verfahren seine
frithere Sperrfristrechtsprechung tiberholt ist (BGH, Beschl. v.
18.09.2014 — IXZB 72/13, ZInsO 2014, 2177 Rn. 19 mit. Anm.
Blankenburg, ZInsO 2015, 130 = NZI 2014, 1017 m. Anm.
Schmerbach, S. 990).

2. Es liegt auch keine einen Versagungsgrund gem. § 290 Abs.
1 Nr. 7 InsO bildende Verletzung der Erwerbsobliegenheit des
Schuldners im er6ffneten Verfahren gem. § 287b InsO vor, die
im Wege der Vorwirkung beriicksichtigt werden kann.

a) Nicht zu berticksichtigen sind im Rahmen des § 287a InsO
(aktuelle) Versagungsgriinde gem. § 290 InsO. Die Aufzah-
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lungin § 287a InsO ist abschlieBend (FK-InsO/Ahrens, § 287a
Rn. 14; Uhlenbruck/Sternal, InsO, § 287a Rn. 6; Grote/Pape,
ZInsO 2013, 1433, 1439; Ahrens, Das neue Privatinsolvenz-
recht, Rn. 679 und VIA 2015, 49; differenzierend Streck, ZVI
2014, 205, 209; a.A. AG Hamburg, Beschl. v. 19.02.2015 — 68¢
IK 3/15, ZInsO 2015, 821; HambKomm-InsO/Streck, § 287aRn. 3;
Frind, Praxishandbuch Privatinsolvenz, Rn. 300 ff. und ZInsO

2013, 1448, 1449).

b) Beriicksichtigungsfahig sind aktuelle Versagungsgriinde
gem. § 290 InsO allerdings im Rahmen der Stundungsent-
scheidung gem. § 4a InsO. Die Vorwirkungsrechtsprechung
des BGH (Beschl. v. 16.12.2004 — IX ZB 72/03, ZInsO 2005,
207) gilt fort. Danach sind bei der Stundungsentscheidung al-
le Versagungsgriinde gem. § 290 Abs. 1InsO zu beriicksichti-
gen, sofern sie zweifelsfrei vorliegen. Diese Rechtsprechung
gilt auch nach dem 1. Juli 2014 fort (AG Hamburg, Beschl. v.
04.08.2015 — 68¢ IK 460/15, ZInsO 2015, 2043, 2044; HK-In-
sO/Kirchhof, § 4a Rn. 8; Uhlenbruck/Sternal, a.a.0., § 287a
Rn. 6; Schmerbach, NZI 2014, 990, 991; Frind, ZInsO 2015,
542, 543; wohl auch Blankenburg, ZVI 2015, 239, 241; a.A.
HambKomm-InsO/Dawe, § 4a Rn. 19; Ahrens, a.a. 0., Rn. 257;
Grote/Pape, ZInsO 2013, 1433, 1440; Dawe, ZVI 2014, 433,
438). Der Wortlaut des § 4a Abs. 1 Satz 3 InsO spricht zwar nur
noch von einem Versagungsgrund (§ 290 Abs. 1 Nr. 1 InsO),
was sich aber aus der Streichung des § 290 Abs. 1 Nr. 3 InsO
erklart. Der Gesetzgeber hat allerdings die hochstrichterliche
Rechtsprechung zur erweiternden Anwendung von § 4a Abs.
1 Satz 3 und 4 InsO nicht kodifiziert, anders als etwa in §§ 290
Abs. 1 Nr. 5, 300a InsO. Daraus folgt aber nicht zwingend, dass
der Gesetzgeber die Rechtsprechung des BGH ablehnt. Aus
dem bloBBen Schweigen des Gesetzgebers kann dies nicht ge-
schlossen werden. Bspw. sind im Zusammenhang mit der
Sperrfristrechtsprechung ungeregelt geblieben folgende
Streitfragen, die schon vor Beginn des Gesetzgebungsverfah-
rens diskutiert wurden:

- Zuldssigkeit der Riicknahme eines Restschuldbefreiungs-
antrags nach Riicknahme Erstantrag wegen neuer Ver-
bindlichkeiten (BGH, Beschl. v. 20.03.2014 — IX ZB
177/13, ZInsO 2014, 795 = NZI 2014, 416 m. Anm. Heicke
und abl. Anm. Laroche, VIA 2014, 41; a.A. AG Gottingen,
ZInsO 2008, 1148, 1149; FK-InsO/Schmerbach, § 13 Rn.
74; Busching/Klersy, ZInsO 2015, 1601 — dagegen Dawe,
ZIV 2014, 433, 439: § 162 BGB);

- Zuldssigkeit der Rlicknahme eines Restschuldbefreiungs-
antrags bei Versagungsantrag (Verbot Riicknahme Antrag
nach Stellung Versagungsantrag, so Schmerbach/Sem-
melbeck, NZI 2014, 547, 549; Laroche/Siebert, NZI 2014,
541, 542; Dawe, ZVI 2014, 433, 439; a.A. Streck, ZVI 2014,
205, 208);

- weiterer Restschuldbefreiungsantrag in Zweitverfahren
(BGH, Beschl. v. 18.12.2014 — IXZB 22/13, ZInsO 2015,

499).

¢) Hinzuweisen ist darauf, dass im Regelfall des Stundungs-
antrags beide Auffassungen zum gleichen Ergebnis kommen.
Unterschiedlich kann dann lediglich der weitere Verfahrens-
gang beurteilt werden: Entweder ,,Beendigung® des Verfah-
rens durch Abweisung des Stundungsantrags (AG Gottingen,
Beschl. v. 28.04.2015, ZInsO 2015, 1451 m. abl. Anm. Laroche,
VIA 2015, 62) oder — ggf. nach gerichtlichen Hinweis auf die
Ricknahmemoglichkeit des Antrags — Abweisung mangels
Masse gem. § 26 InsO (AG Hamburg, ZInsO 2015, 821) mit der
Konsequenz der Eintragung im Schuldnerverzeichnis.

3. Im vorliegenden Fall liegt keine Verletzung der Erwerbsob-
liegenheit gem. § 287b InsO vor. Sie folgt nicht allein aus der
Tatsache, dass der Schuldner sich in Strafhaft befindet. Die
entgegenstehende Auffassung des AG Fiirth (ZInsO 2015, 1518
m. zust. Anm. Haarmeyer, S. 1519 und abl. Anm. Frind, ZInsO
2015, 1667 sowie Henning, Insbiir0 2015, 443) ist abzulehnen
(AG Hamburg, Beschl. v. 04.08.2015 — 68c IK 460/15, ZInsO
2015, 2045 m. zust. Anm. Schmerbach, InsbiirO 11/2015).

Voraussetzung fiir eine Versagung ist — ebenso wie in der
Wohlverhaltensperiode bei einer Versagung gem. § 295 Abs.
1 Nr. 11Ins0, dass die Befriedigung der Insolvenzgldubiger be-
eintrachtigt wird (§ 290 Abs. 1 Nr. 7 bzw. § 296 Abs. 1 Nr. 1
InsO). Erforderlich ist dazu, dass der Schuldner in Freiheit
pfandbares Einkommen erzielen kdnnte. Spatestens daran
(das AG Hamburg verneint zutreffend noch weitere Voraus-
setzungen) scheitert regelmaig — wie auch im vorliegenden
Fall — eine Versagung. Zu beachten ist aber die Verpflichtung
des Strafgefangenen zur Erwerbstdtigkeit in der JVA gem.
§ 41 StVollzG. Dadurch werden Glaubiger (sofern nach Beglei-
chung der Verfahrenskosten noch ein Anteil tibrig bleibt) so-
gar ,besser gestellt”, da die Vorschrift des § 850c ZPO nicht
gilt, vielmehr der das Uberbriickungsgeld libersteigende An-
teil des Eigengeldes zur Verfiigung steht (Einzelheiten Deppe,
InsbiirO 2013, 277 und zur Pfandbarkeit von Arbeitsentgelt
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gerichtsentscheidungen

fiir Strafgefangene aktuell BGH, Beschl. v. 01.07.2015 — XII
ZB 240/14, ZInsO 2015, 1671).

Der 1969 geborene Schuldner ist gelernter Maler und Lackierer
und arbeitete in diesem Beruf bis 1991. Aus der nachfolgen-
den selbststdandigen Tatigkeit zusammen mit seinem Bruder
resultieren bis heute bestehende Verbindlichkeiten i.H.v.
ca. 55.000 Euro. Danach war der Schuldner bei verschiede-
nen Leiharbeitsfirmen tdtig und beging mehrere Straftaten,
weswegen er bis zum 22. November 2012 eine Freiheitsstrafe
teilweise verbiifite. Der Schuldner bezog danach zundchst
ein Arbeitslosengeld i.H.v. 896,00 Euro, machte sich jedoch
nach zwei Monaten selbststdndig und beging im Jahr 2013
erneut 45 Betrugsdelikte mit einem Gesamtschaden von {iber
17.500 Euro. Seit dem 23. November 2013 befindet sich der
Schuldner bis voraussichtlich 12. Mai 2018 in Haft. Eine kon-
krete Erwerbsaussicht mit pfandbaren Anteilen ldsst sich
nicht (zweifelsfrei) feststellen.

4. Es fehlt auch nicht das Rechtsschutzinteresse fiir einen
Restschuldbefreiungsantrag deshalb, weil ein Teil der Forde-
rungen aus vorsatzlich begangener unerlaubter Handlung
stammt.

a) Stammen die Forderungen im Wesentlichen aus vorsétzlich
begangener unerlaubter Handlung, soll eine Stundung der Ver-
fahrenskosten gem. § 4a InsO ausscheiden (BGH, ZInsO 2005,
207, 208 obiter dictum; LG Diisseldorf, Beschl. v. 05.10.2012 —
25 T 466/12, ZInsO 2012, 2305). Unklar ist allerdings, welcher
Prozentsatz zugrunde zu legen ist (Frind, Praxishandbuch Pri-
vatinsolvenz, Rn. 254: iber 50 %; Ahrens, in: Ahrens/Gehrlein/
Ringstmeier, Fachanwaltskommentar InsO, § 4a Rn. 52: minde-
stens ca. 90 %). Die Praxis ldsst schon 45 Prozent geniigen (AG
Dusseldorf, Beschl. v. 08.08.2012 - 513 IK 115/12, ZInsO 2013,
837; LG Diisseldorf, Beschl. v. 05.10.2012 — 25 T 466/12, ZInsO
2012, 2305). Teilweise wird auch auf das Verhaltnis von Hohe
der Deliktsforderungen und personlichen sowie wirtschaftlichen
Verhdltnissen des Schuldners abgestellt (Siebert, VIA 2013, 6,
7). Zuletzt hat das LG Hannover (Beschl. v. 24.04.2015 - 20 T
14/15, ZV1 2015, 268 m. abl. Anm. Blankenburg, ZVI 2015, 239)
bei einem Anteil der deliktischen Forderungen von 55,55 Prozent
eine Stundung abgelehnt. Diese Rechtsprechung ist abzuleh-
nen. Eine prozentuale Grenzziehung problematisch, eine Wer-
tung anhand der Gesamtumstdnde wenig verldsslich. Zudem
sind die Erkenntnismdglichkeiten des Insolvenzgerichts einge-
schrankt und von Zuféllen (oder freimiitigen Angaben des
Schuldners) abhéngig.

b) Es besteht auch kein Widerspruch zur Beriicksichtigung
von Versagungsgriinden im Rahmen des § 4a InsO. Anders
als bei § 287a InsO und deliktischen Forderungen gem. § 302
Nr. 11Ins0O existiert eine gesetzliche Regelung, die die Beriick-
sichtigung von Versagungsgriinden vorschreibt und einen
Eingriff in die Gldaubigerautonomie legitimiert. In § 4a InsO
war urspriinglich die Beriicksichtigung von Versagungsgriin-
den gem. § 290 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 3 InsO vorgesehen. Nach
Einfilhrung des § 287a InsO ist aktuell nur noch der Versa-
gungsgrund des § 290 Abs. 1 Nr. 1 InsO aufgefiihrt. Dies an-
dert aber nichts daran, dass die Vorwirkungsrechtsprechung
des BGH fortgilt (s. 0. 2.b).

5. Der Bewilligung von Stundung steht schlieflich nicht ent-
gegen, dass der Schuldner ein pfandbares Einkommen von
monatlich 147,07 Euro (Stand August 2015) erzielt und nach
Einschdtzung des Sachverstandigen durchsetzbare Anfech-
tungsanspriiche i. H.v. 514,88 Euro vorhanden sind. Entschei-
dend ist allein, ob die voraussichtlichen Verfahrenskosten
durch eine Einmalzahlung gedeckt werden kénnen (BGH, ZIn-
s0 2003, 990, 991; FK-InsO/Schmerbach, § 26 Rn. 28). Die
voraussichtlichen Kosten des Eréffnungsverfahrens mit Ein-
holung eines Sachverstdandigengutachtens und des eréffne-
ten Verfahrens belaufen sich auf ca. 2.000,00 Euro. Der mo-
natlich pfandbare Betrag betrédgt ca. 150,00 Euro. Ob auch
die Anfechtungsanspriiche i.H.v. 514,88 Euro einzubeziehen
sind, kann dahinstehen, da der Betrag von 2.000,00 Euro
nicht erreicht wird.

6. Entscheidend ist folglich allein, ob die Bewilligung von
Stundung wegen Vorwirkung eines Versagungsgrundes gem.
§ 290 InsO ausgeschlossen ist. Dies nicht der Fall ist, das
Verfahren ist unter Bewilligung von Stundung zu erdffnen.

Anmerkung:

Diese sehrlesenswerte Entscheidung des AG Géttingen nutzt
die Chance und beleuchtet eine Mehrzahl an offenen Fragen
rund um die InsO-Reform. In lehrbuchhafter Weise beschaf-
tigt sich das Amtsgericht unter anderem mit den Fragen der
Sperrfristenrechtsprechung, der Erwerbsobliegenheit des in-
haftierten Schuldners und der Vorwirkung von Versagungs-
griinden. Die vollstdandige Lektiire der Entscheidung sei daher
warmstens empfohlen.
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Vorzeitige Erteilung der Restschuldbefreiung bei fehlender Glaubigeranmeldung

Subheadline

AG Gottingen
Beschl. vom 29.04.2015 - 71 1K 99/14

Die Berichtigung der Verfahrenskosten gem. § 300 Abs. 1S. 2
InsO n.F. kann auch durch eine Stundung gem. §§ 4 aff. InsO
erfolgen, wenn kein Glaubiger eine Forderung angemeldet hat.
So auch AG Essen, Beschl. vom 23.02.2015 — 165 IK 218/14,
n.v.

AG Aurich
Beschl. vom 20.11.15 — 9 IK 395/14

Liegen keine oder nur bestrittene Forderungen im Insolvenz-
verfahren einer natirlichen Person vor, kann die Restschuld-
befreiung auch dann gem. § 300 Abs.1S. 2 Nr. 1InsO n.F. vor-
zeitig erteilt werden, wenn die Verfahrenskosten gestundet
wurden.

LG Hannover
Beschl. vom 05.11.2015 - 907 IK 1531/14

Vorzeitige Erteilung der RSB nur, wenn der Schuldner die Ver-
fahrenskosten gezahlt hat. Eine Berichtigung durch Stundung
der Verfahrenskosten ist nicht moglich.

Anmerkung von RA Frank Lackmann:

Die Erteilung der Restschuldbefreiung und die Moglichkeiten
zurvorzeitigen Erlangung der Restschuldbefreiung sind nach
der Reform des Insolvenzrechts im § 300 InsO normiert. Klar
ist — auch nach alter Rechtslage —, dass der Schuldner die
sofortige Erteilung der Restschuldbefreiung beantragen kann,
wenn kein Gldubiger seine Forderung zur Insolvenztabelle an-
gemeldet hat. Bereits nach alter Rechtslage war allerdings
unklar, ob es hierzu im Vorfeld einer Befriedung der bis zum
Antrag auf Erteilung der Restschuldbefreiung entstandenen
Verfahrenskosten bedarf. Nicht wenige Gerichte haben ent-
schieden, dass auch ohne vorherige Begleichung der Verfah-
renskosten die sofortige Erteilung der Restschuldbefreiung
zu erteilen ist. Die vierjdhrige Nachhaftungsphase fiir die Ver-
fahrenskosten begann mit Erteilung der Restschuldbefreiung.

Die neue Rechtslage scheint auf den ersten Blick klarer zu
sein. So heif}t es in § 300 Abs. 1 S. 2 InsO.

,Hat der Schuldner die Kosten des Verfahrens berichtigt, ent-
scheidet das Gericht auf seinen Antrag, wenn 1. Im Verfahren
kein Insolvenzgldubiger eine Forderung angemeldet hat oder
wenn die Forderungen der Insolvenzgldaubiger befriedigt sind
und der Schuldner die sonstigen Masseverbindlichkeiten be-
richtigt hat, (...)“.

Vor die Klammer gezogen (also eigentlich fiir alle Moglichkei-
ten dervorzeitigen Erteilung der Restschuldbefreiung geltend)
steht die Formulierung ,,Hat der Schuldner die Kosten des Ver-
fahrens berichtigt, (...)“. Dies spricht vom strengen Wortlaut
der Norm her also dafiir, dass die Kosten vor einer Erteilung
der Restschuldbefreiung zwingend befriedigt sein missen.
Umestritten ist derzeit in Rechtsprechung und Literatur, wie die
,Befriedigung der Verfahrenskosten“ aussehen muss. Denk-
bar wdre es auch, die Befriedigung in einer gewdhrten Stun-
dung zu sehen. So sehen es auch die Amtsgerichte Gottingen
und Aurich in den oben zitierten Entscheidungen. Das LG Han-
nover vertritt die Gegenauffassung und ist der Meinung, dass
die Verfahrenskosten bezahlt sein miissen, mdchte der
Schuldner die sofortige Restschuldbefreiung erlangen. Diese
ungeklarte Rechtsfrage liegt derzeit beim BGH und es darf in
Kiirze mit einer endgiiltigen Klarung gerechnet werden.

Aus Sicht des Verfassers (iberzeugen die Argumente der
Amtsgerichte Gottingen und Aurich. Meldet kein Glaubiger
seine Forderung zur Insolvenztabelle an, so gibt es nieman-
den, der einen Versagungsantrag stellen kann. Die Glaubiger
erhielten keine Zahlungen auf ihre Forderungen mehr (hierfiir
bedarf es der Anmeldung der Forderung bis zum Schlusster-
min). Das Insolvenzverfahren nebst Wohlverhaltensperiode
wiirde also nur um seiner selbst Willen, namlich zur Deckung
der Verfahrenskosten, aufrecht erhalten werden. Hierzu wiirde
aberauch die Verfahrenskostenstundung geniigen. Durch die
Durchfiihrung des gesamten Verfahrens wiirden in Gegenteil
noch weitere Kosten produziert werden, namlich zumindest
die Mindestvergiitung fiir den Treuhdander in der Wohlverhal-
tensperiode. Dies kann nicht im Sinne des Gesetzgebers sein.
Es bleibt daher zu hoffen, dass sich der BGH den Entschei-
dungen des AG Gottingen und des AG Aurich anschlieBen
wird.

BAG-SB Informationen — Heft 1 - 2016



gerichtsentscheidungen

Kiindigung des Mietraums bei vor Verfahrenseroffnung entstandener Mietriickstande

BGH, 17.06.2015 - VIIl ZR 19/14
Amtlicher Leitsatz:

a) Die Kiindigungssperre des § 112 InsO gilt nach Wirksam-
werden der Enthaftungserkldrung des Insolvenzverwalters
nach § 109 Abs. 1 Satz 2 InsO weder im Insolvenzverfahren
noch in dem sich daran anschlieBenden Restschuldbefrei-
ungsverfahren (§§ 286 ff. Ins0). Nach Wirksamwerden der
Enthaftungserkldrung nach § 109 Abs. 1 Satz 2 InsO sind
riickstandige Mieten, mit deren Zahlung der Mieter bereits
vor Insolvenzantragstellung in Verzug geraten war, bei der
Beurteilung der Wirksamkeit einer (auch) hierauf gestiitz-
ten fristlosen Kiindigung des Vermieters nach § 543 Abs. 2
Satz 1 Nr. 3 Buchst. b BGB zu beriicksichtigen.

b) Der Verzug (§§ 286 ff. BGB) des Mieters mit der Entrich-
tung der Miete endet nicht mit der Insolvenzeréffnung.

c) Das dem Mieter neben der kraft Gesetzes eintretenden
Minderung (§ 536 BGB) zustehende Recht, die Zahlung
der (geminderten) Miete nach § 320 Abs. 1 Satz 1 BGB zu
verweigern, unterliegt nach seinem Sinn und Zweck sowie
unter Beriicksichtigung dessen, dass das durch den Man-
gel der Wohnung bestehende Ungleichgewicht zwischen
Leistung und Gegenleistung durch die Minderung wieder
hergestellt ist, grundsatzlich einer zeitlichen und betrags-
mafBigen Begrenzung.

d) Bei der geméf3 § 320 Abs. 2 BGB an dem Grundsatz von
Treu und Glauben (§ 242 BGB) orientierten Beurteilung,
in welcher Hohe und in welchem zeitlichem Umfang dem
Mieter einer mangelbehafteten Wohnung neben der Min-
derung (§ 536 BGB) das Recht zusteht, die (geminderte)
Miete zuriickzuhalten, verbietet sich jede schematische
Betrachtung. Die Frage ist vielmehr vom Tatrichter im Rah-
men seines Beurteilungsermessens aufgrund einer Ge-
samtwiirdigung der Umstédnde des jeweiligen Einzelfalls
zu entscheiden.

Anmerkung von RA Frank Lackmann:

Der 7. Zivilrechtssenat des BGH hat am 17. Juni 2015 entschie-
den, dass der Vermieter eine aufierordentliche Kiindigung
des Mietverhéltnisses auch auf Zahlungsriickstdande stiitzen
kann, die vor Insolvenzerdffnung entstanden sind, bei denen

es sich mithin um Insolvenzforderungen handelt. Als Argu-
ment fiihrt der BGH an, dass die Kiindigungssperre des § 112
InsO nach der Enthaftungserklarung des Insolvenzverwalters
gem. § 109 Abs. 1 S. 2 InsO sowohl im erdffneten Insolvenz-
verfahren als auch in der sich anschlieBenden Wohlverhal-
tensperiode nicht mehr gelte. Die Entscheidung hat in der
Fachwelt fiir viel Aufsehen gesorgt und es bleibt abzuwarten,
ob die Folgen der Entscheidung sich negativ auf den Schuld-
nerberatungsprozess auswirken. Im Ganzen ist die Entschei-
dung jedoch abzulehnen.

Uberzeugend erscheint vielmehr die Auffassung in Literatur
und Rechtsprechung, die die Kiindigungssperre auch auf vor
Insolvenzerdffnung entstandene Mietriickstande anwenden
will (vgl. Foth/Wehner in: Ahrens/Gehrlein/Ringstmeier, Fach-
anwalts-Kommentar Insolvenzrecht, 2. Auflage 2014, § 109
Rn. 18 m.w.N.). Zum einen spricht dafiir der Schutz des Mie-
ters vor einer drohenden Obdachlosigkeit. Dabei kann es kei-
nen Unterschied machen, ob die Obdachlosigkeit durch eine
Kiindigung des Insolvenzverwalters oder durch eine Kiindi-
gung des Vermieters selbst droht. Dem Schuldner soll durch
das Insolvenzverfahren ein wirtschaftlicher Neuanfang ermog-
licht werden, zu dem auch wesentlich der genutzte Wohnraum
gehort.

Aus juristischen Griinden ist nicht erkennbar, warum dem
Vermieter eine Kiindigung im er6ffneten Insolvenzverfahren
dann nicht moglich sein soll, wenn der Insolvenzverwalter die
Enthaftungserkldrung nicht abgibt, nach der Erkldarung aber
schon. Im ersteren Fall gilt auch nach der Wertung des BGH
der Kiindigungsschutz des § 112 InsO weiterhin. Der Vermie-
ter ist folglich gehindert, die Kiindigung auszusprechen.

Problematisch kénnte die Entscheidung in den Fallen wer-
den, in denen der Schuldner im Vorfeld der Insolvenz die
Mietschulden beim Vermieter begleicht und dann (nach einer
Wartezeit) die Eroffnung des Insolvenzverfahrens beantragt.
Dieses Vorgehen kommt in der Beratungspraxis der Schuld-
nerberatung haufig vor, um einen drohenden Wohnungsver-
lust zu vermeiden. Hier stellt sich sodann die Frage, ob evtl.
Zahlungen des Schuldners an den Vermieterim Insolvenzver-
fahren durch den Verwalter anfechtbar sind. Zumindest dann,
wenn der Schuldner die Zahlungen aus dem unpfandbaren
Einkommen geleistet hat, scheidet eine Anfechtung aus (vgl.
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Ahrens, Das neue Privatinsolvenzrecht, 1. Aufl. 2014, Rn. 394
ff., Kluth, ViA 2015, S. 41 ff., Lackmann, Insbiiro 2015, 84,
86). Wenn die Zahlungen von einem gepfandeten P-Konto, di-
rekt vom Arbeitgeber aus dem Unpfandbaren oder direkt vom
Sozialleistungstrdager aus dem Unpfandbaren vorgenommen
werden, diirfte eine Anfechtung somit ausscheiden (vgl. auch
BGH, VU vom 10.07.2014 — IX ZR 280/13), da die Zahlungen
unproblematisch aus dem Unpfandbaren geleistet werden.
Fraglich ist zudem, ob der Vermieter das Wohnraumverhiltnis
iberhaupt kiindigen darf, auch wenn der Insolvenzverwalter
erfolgreich anficht, z. B. weil die Zahlungen aus dem pfand-
baren Einkommen geleistet worden sind.

Zumindest fiir den Fall, dass der Mieter die damalige fristlose
Kiindigung des Vermieters nach § 569 Abs. 2 Nr. 2 BGB ab-
gewendet hat und fiir den Fall, dass gar nicht gekiindigt wur-
de, der Mieter aber aufgrund einer Abrede mit dem Vermieter
die Riickstande beglichen hat, diirfte eine (erneute) Kiindi-
gung nach erfolgter Anfechtung ausscheiden.

Die Kiindigung scheitert namlich an folgender Voraussetzung
(die weiteren Voraussetzungen der Kiindigung sollen hier au-
Rer Acht bleiben):

Jede Kiindigung wegen Mietschulden setzt Verzug voraus
(vgl. § 543 Abs. 2 Nr. 3 BGB). Verzug bedeutet dabei gem. § 286
BGB, dass der Schuldner die Leistung aus einem von ihm zu
vertretenden Grund pflichtwidrig verzogert (Palandt-Griine-
berg, BGB, 74, Aufl. 2016, § 286 Rn. 2). Der Schuldner kommt
nicht in Verzug, solange die Leistung infolge eines Umstan-
des unterbleibt, den er nicht zu vertreten hat (Palandt-Griine-
berg, a.a.0., Rn 32).

Im Falle der Anfechtung lagen die Verzugsvoraussetzungen
im Vorfeld der Insolvenz nicht mehr vor, da der Schuldner
samtliche Mietforderungen beglichen hat. Hier leben die
Mietschulden allerdings durch die Handlung eines Dritten,
namlich die Anfechtung durch den Verwalter, wieder auf. Die-
sen Umstand hat der Schuldnerim Sinne des § 286 BGB nicht
zu vertreten.

Auch eine evtl. in Betracht kommende ordentliche Kiindigung
dirfte nicht greifen. Zwar berechtigen Mietriickstande, die
auch zur fristlosen Kiindigung berechtigen, zur ordentlichen
Kiindigung, allerdings nur dann, wenn der Vermieter ein be-
rechtigtes Interesse an der Beendigung des Mietverhdltnis-
ses hat, z. B. der Mieter seine vertraglichen Pflichten schuld-

haft nicht unerheblich verletzt hat (§ 573 Abs. 2 Nr. 1 BGB).
Zwar mag im beschriebenen Fall der Vermieter in der Zeit vor
Eroffnung des Insolvenzverfahrens ein berechtigtes Interesse
an einerKiindigung gehabt haben, durch die Fortsetzung des
Mietverhaltnisses und der entgegengenommenen Ratenzah-
lung dokumentiert der Vermieter aber gerade seinen Willen,
dass Mietverhdltnis in der Zukunft fortsetzen zu wollen. Die
Riickzahlungspflicht des Vermieters aufgrund erfolgter An-
fechtung des Verwalters hat der Mieter/Schuldner auch nicht
schuldhaft zu vertreten (s. 0.). Damit scheidet eine Kiindigung
des Vermieters nach erfolgter Anfechtung durch den Verwal-
terin diesen Fallen aus.

Die vorstehenden Ausfiihrungen zeigen deutlich, dass die
Konsequenzen der Entscheidung des BGH noch nicht abseh-
bar sind. Insbesondere ist nicht klar, ob der BGH in seiner
Entscheidung die u.U. weitreichenden Folgen beriicksichtig
hat. Im Leitsatz der Entscheidung geht der BGH zwar klar da-
von aus, dass auch vor Insolvenzeroffnung entstandene Miet-
rlickstande zur Kiindigung des Mietverhdltnisses berechtigen
bzw. bei der Kiindigung beriicksichtigt werden. In den Ent-
scheidungsgriinden setzt er sich aber — soweit erkennbar —
nur mit den nach Insolvenzeréffnung entstanden Riickstan-
den auseinander. Fiir diese Félle ist unzweifelhaft ein Kiindi-
gungsrecht des Vermieters gegeben. Es besteht daher noch
Hoffnung, dass die unterinstanzliche Rechtsprechung die
Entscheidung des BGH nicht auf Falle anwendet, in denen un-
streitig die Mietriickstédnde ausschlieBlich vor Insolvenzeroff-
nung entstanden sind.

Fiir die Beratungspraxis bedeutet dies, dass evtl. Mietriick-
stande also wohl vor Er6ffnung des Insolvenzverfahrens be-
glichen sein sollten. Dem Schuldner ist zu raten, evtl. Zah-
lungen an den Vermieter erkennbar aus den unpfandbaren
Einkommensbestandteilen (z.B. gepfdandetes P-Konto, Ar-
beitgeber, Sozialleistungstrager, s.0.) zu leisten, da in diesen
Fallen eine Anfechtung nach diesseitiger Auffassung aus-
scheidet (dies ist allerdings umstritten). Dariiber hinaus ist
wiinschenswert, wenn Gerichte und Verwalter die besondere
Tragweite ihrer Entscheidung beriicksichtigen, wenn sie die
Zahlungen der Mietriickstande, die vor Insolvenzerdffnung
entstanden sind, fiir anfechtbar halten.
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gerichtsentscheidungen

Headline
BGH, 19.11.2015 - IXZB 59/14

Amtlicher Leitsatz:

Die Pflicht des Schuldners, im Insolvenzverfahren fiir die
Nutzung seiner Eigentumswohnung eine Entschddigung an
die Masse zu zahlen, ist keine Mitwirkungspflicht nach der
Insolvenzordnung, bei deren Verletzung die Restschuldbe-
freiung zu versagen wire.

Griinde

l.

1

Der Schuldner, iber dessen Vermdgen am 24. Februar 2011
das Insolvenzverfahren eroffnet wurde, bewohnt eine in sei-
nem Eigentum stehende Wohnung mit einer Wohnfldche von
146 m2, Die Wohnung ist baulich mit der benachbarten Eigen-
tumswohnung seiner Lebensgeféhrtin verbunden. Am 12. Juni
2013 wurde die Zwangsversteigerung der Wohnung des
Schuldners beantragt. Ein Zwangsverwaltungsverfahren ist
nicht anhdngig. Der Insolvenzverwalter zog vom Nettoein-
kommen des Schuldners in Hoéhe von 2.751,33 Euro den
pféandbaren Teilbetrag von 1.032,47 Euro ein und forderte den
Schuldnerim Laufe des Jahres 2013 mehrfach vergeblich auf,
fiir die Eigentumswohnung zusatzlich eine monatliche Nut-
zungsentschddigung in Héhe von 500,00 Euro zu zahlen.

2
Auf den von der weiteren Beteiligten zu 1. im Schlusstermin
am 3. April 2014 gestellten Antrag hat das Insolvenzgericht
dem Schuldner die Restschuldbefreiung versagt. Die soforti-
ge Beschwerde des Schuldners hat keinen Erfolg gehabt. Mit
seiner Rechtsbeschwerde erstrebt der Schuldner die Zuriick-
weisung des Versagungsantrags.

1.

3

Die Rechtsbeschwerde hat Erfolg. Sie ist nach § 574 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 ZPO, §§ 6, 289 Abs. 2 Satz 1Ins0 a.F. statthaft, weil
sie vom Landgericht zugelassen worden ist (§ 574 Abs. 3 ZP0),
und auch im Ubrigen zuldssig (§ 575 Abs. 1 und 2 ZPO). In der
Sache fiihrt sie zur Aufhebung der angefochtenen Entscheidun-
gen und zur Ablehnung des Versagungsantrags.

4
1. Das Beschwerdegericht hat ausgefiihrt, dem Schuldner sei

die Restschuldbefreiung nach § 290 Abs. 1 Nr. 5 InsO zu ver-
sagen. Indem der Schuldner auf die Aufforderungen des In-
solvenzverwalters keinerlei Nutzungsentschddigung gezahlt
habe, habe er zumindest grob fahrldssig eine ihm nach § 97
Abs. 2 InsO obliegende Mitwirkungspflicht verletzt. Nach die-
ser Norm habe der Schuldner den Insolvenzverwalter insbe-
sondere bei der Verwaltung und Verwertung der Insolvenz-
masse zu unterstiitzen. Dazu gehore auch die Zahlung einer
Nutzungsentschddigung unter dem rechtlichen Gesichts-
punkt der ungerechtfertigten Bereicherung, wenn der Schuld-
nerwie hier sein zur Insolvenzmasse gehorendes Wohnungs-
eigentum selbst nutze. Zu Unrecht berufe sich der Schuldner
darauf, dass die Zahlung einer Nutzungsentschadigung in der
geforderten Hohe wegen dervon ihm fiir die Wohnung bereits
aufzuwendenden Nebenkosten in Hohe von monatlich insge-
samt 654,00 Euro zulasten des pfandungsfreien Teils seines
Einkommens gehe. Dies rechtfertige es nicht, tiberhaupt kei-
ne Nutzungsentschidigung zu zahlen. Im Ubrigen habe der
Schuldner den Umfang der Nebenkosten selbst zu vertreten,
weil er nicht in eine kleinere, preiswertere Wohnung umge-
zogen sei. Offen konne bleiben, ob daneben auch der Versa-
gungsgrund des § 290 Abs. 1 Nr. 4 InsO vorliege.

5
2. Diese Ausflihrungen halten der rechtlichen Nachpriifung

nicht stand.

6

a) Auf den Streitfall finden die Vorschriften der Insolvenzord-
nung in der bis zum 1. Juli 2014 geltenden Fassung Anwen-
dung (Art. 103h Satz 1 EGIns0).

7
b) Die Restschuldbefreiung ist nach § 290 Abs. 1 Nr. 5 InsO

auf den von einem Insolvenzgldaubiger im Schlusstermin ge-
stellten Antrag zu versagen, wenn der Schuldner wahrend des
Insolvenzverfahrens Auskunfts- oder Mitwirkungspflichten
nach diesem Gesetz vorsatzlich oder grob fahrlédssig verletzt
hat. Diese Voraussetzungen liegen im Streitfall nicht vor.

12
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8

aa) Mit Recht haben das Insolvenz- und das Beschwerdege-
richt allerdings angenommen, dass der Schuldner unter den
gegebenen Umstdnden verpflichtet war, fiir die Nutzung der
ihm gehdrenden Wohnung wahrend des Insolvenzverfahrens
eine Entschadigung an den Insolvenzverwalter zu zahlen. Die
Wohnung und damit auch das Recht, sie zu nutzen, fielen als
Vermdgen des Schuldners mit der Erdffnung des Insolvenz-
verfahrens in die Insolvenzmasse (§ 35 Abs. 1 Ins0). Anders
als im Falle der Zwangsverwaltung, in der dem Schuldner die
fiir seinen Hausstand unentbehrlichen Rdume kostenfrei zu
belassen sind (§ 149 Abs. 1 ZVG), ist der Schuldner im Insol-
venzverfahren nur dann berechtigt, seine Wohnung entscha-
digungslos zu nutzen, wenn ihm dies nach § 100 InsO als Un-
terhaltsgewdhrung gestattet wird. Dies ist hier nicht
geschehen. Der Schuldner nutzte die Wohnung deshalb auf
Kosten der Insolvenzmasse ohne rechtlichen Grund mit der
Folge, dass ernach § 812 Abs. 1 Satz 1 BGB zur Zahlung einer
angemessenen Nutzungsentschddigung verpflichtet war
(BGH, Urteil vom 11.10.1984 — VII ZR 216 /83, NJW 1985, 1082,
1083; OLG Nurnberg, NZI 2006, 44 [OLG Nirnberg
24.06.2005 — 5 U 215/05]; vgl. auch BGH, Urteil vom
26.02.1954 — V ZR 135/52, BGHZ 12, 380, 393 f.; HK-InsO/Kay-
ser, 7. Aufl., § 100 Rn. 7; MiinchKomm-InsO/Stephan, 3. Aufl.,
§ 100 Rn. 15).

9

bb) Die Verpflichtung des Schuldners, wihrend des Insol-
venzverfahrens fiir die Nutzung der eigenen Wohnung eine
Entschddigung zu zahlen, stellt jedoch keine Mitwirkungs-
pflicht im Sinne von § 290 Abs. 1 Nr. 5 InsO dar. Die Weige-
rung des Schuldners, eine solche Entschddigung zu zahlen,
rechtfertigt nicht die Versagung der Restschuldbefreiung.

10

(1) Nach der Regelung in § 290 Abs. 1 Nr. 5 InsO ist die Rest-
schuldbefreiung nur dann zu versagen, wenn Auskunfts- und
Mitwirkungspflichten ,nach diesem Gesetz“, also in der In-
solvenzordnung geregelte Pflichten verletzt werden. Gemeint
sind nach der Begriindung des Gesetzesentwurfs (BT-Drucks.
12/2443, S. 190) und nach dem Gesamtzusammenhang der
Bestimmungen in erster Linie die Pflichten des Schuldners
nach § 20 Abs. 1 und § 97 InsO (vgl. BGH, Beschluss vom
08.01.2009 — IX ZB 73/08, WM 2009, 515 Rn. 12). Nach § 97
Abs. 2 InsO hat der Schuldner den Verwalter bei der Erfiillung
von dessen Aufgaben zu unterstiitzen. Zu den Aufgaben des In-
solvenzverwalters gehort es insbesondere, das zur Insolvenz-

masse gehorende Vermdgen in Besitz und Verwaltung zu neh-
men (§ 148 Abs. 1InsO) und es zu verwerten (§ 159 Ins0). Die
Mitwirkungspflicht verlangt, dass der Schuldner in seinem
Besitz befindliche Gegenstdnde der Insolvenzmasse dem
Verwalter zur Verfiigung stellt. Der Senat hat deshalb ent-
schieden, dass der Schuldner Neuerwerb an den Insolvenz-
verwalter abzufiihren hat, sei es pfandbares Arbeitseinkom-
men aus abhdngiger Beschéftigung (BGH, Beschluss vom
31.07.2013 — IXZA 37/12, WM 2013, 1656 Rn. 7), seien es Ein-
kiinfte aus einer selbststandigen Tatigkeit (BGH, Beschluss
vom 20.03.2003 — IX ZB 388/02, WM 2003, 980, 983). Ver-
letzt er eine dieser Pflichten, verwirklicht er den Versagungs-
grund des § 290 Abs. 1 Nr. 5 InsO. Gleiches gilt, wenn der
Schuldner nach Freigabe seiner selbststandigen Tatigkeit die
nach § 35 Abs. 2 Satz 2, § 295 Abs. 2 InsO geschuldeten Zah-
lungen nicht leistet (BGH, Beschluss vom 13.06.2013 — IX ZB
38/10, WM 2013, 1612 Rn. 20; Urteil vom 13.03.2014 — IX ZR
43/12, WM 2014, 751 Rn. 17).

11
Aufgabe des Insolvenzverwalters ist es auch, ein Entgelt fiir
die Nutzung einer im Eigentum des Schuldners stehenden
Wohnung zur Masse einzuziehen. Nutzt ein Dritter die Woh-
nung, ist der Schuldner gemaf § 97 Abs. 2 InsO verpflichtet,
nach Moglichkeit an der Einziehung einer Nutzungsentscha-
digung mitzuwirken. Bewohnt der Schuldner hingegen wie im
Streitfall die Wohnung selbst, steht seine eigene Zahlungs-
pflicht wegen der rechtsgrundlosen Nutzung der Wohnung in
Rede und nicht seine Pflicht, den Insolvenzverwalter bei der
Geltendmachung dieses Anspruchs zu unterstiitzen. Die Zah-
lungsverpflichtung des Schuldners ergibt sich aus den Be-
stimmungen des Biirgerlichen Gesetzbuchs tiber die Heraus-
gabe einer ungerechtfertigten Bereicherung und nicht aus
einer von § 290 Abs. 1 Nr. 5 InsO vorausgesetzten Mitwir-
kungspflicht ,nach diesem Gesetz“ (AG Géttingen, NZI 2015,
330, 331 mit Anmerkung Cranshaw, jurisPR-InsR 16/2015
Anm. 3; AG Gottingen, NZI 2015, 375, 376; vgl. auch LG Des-
sau-RofBlau, VUR 2013, 191 f. mit Anmerkung Kohte).

12

(2) Die Mitwirkungspflicht des Schuldners nach § 97 Abs. 2 In-
sO soll dem Verwalter die Ausfiihrung der ihm im Insolvenz-
verfahren obliegenden Aufgaben erleichtern. Sie bezweckt
hingegen nicht, den Schuldner mittels der sonst drohenden
Versagung der Restschuldbefreiung dazu zu dréangen, gegen
ihn selbst gerichtete Anspriiche der Insolvenzmasse zu erfiil-
len. Der Schuldner muss die Moglichkeit haben, die Voraus-
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gerichtsentscheidungen

setzungen eines Anspruchs auf Nutzungsentschadigung zu be-
streiten, ohne Gefahr zu laufen, dadurch die Aussicht auf Rest-
schuldbefreiung einzubiifien. Die Frage, ob der Insolvenz-
verwalter vom Schuldner eine Nutzungsentschadigung
verlangen kann, ist deshalb im ordentlichen Verfahren vor
dem Prozessgericht zu kldren und nicht als Vorfrage der Ent-
scheidung tber einen Antrag auf Versagung der Restschuld-
befreiung. Will der Insolvenzverwalter diesen Weg nicht ge-
hen, steht es ihm frei, den Schuldner, der nicht bereit ist, eine
Nutzungsentschadigung zu zahlen, zur Rdumung der Woh-
nung aufzufordern, um diese anschlieBend an Dritte vermie-
ten und so den Nutzungswert der Wohnung zur Masse ziehen
zu kénnen. Kommt der Schuldner einem solchen berechtigten
Verlangen nicht nach, verletzt er die sich aus der Insolvenzord-
nung ergebende Pflicht, sein zur Masse gehdrendes Vermdgen
dem Verwalter zur Verfiigung zu stellen, und verwirklicht da-
durch den Versagungsgrund nach § 290 Abs. 1 Nr. 5 InsO.

13

(3) Dieses Verstandnis tragt dem Anliegen des Gesetzgebers
Rechnung, durch die fallgruppenartige Beschreibung der
Griinde, bei deren Vorliegen die Erteilung der Restschuldbe-
freiung auf Antrag eines Insolvenzgldubigers zu versagen ist,
Rechtssicherheit zu schaffen. Die Entscheidung iiber die
Restschuldbefreiung soll nicht einem weiten Ermessen des
Insolvenzgerichts {iberlassen sein. Schuldner und Insolvenz-
glaubiger sollen vielmehrvon vorneherein wissen, unter wel-
chen Bedingungen das Privileg der Restschuldbefreiung er-
teilt oder versagt werden kann, damit sie die Folgen
bestimmter Verhaltensweisen erkennen und vorausberech-
nen kénnen (BT-Drucks. 12/2443, S. 190; BGH, Beschl. v.
08.01.2009 - IXZB 73/08, WM 2009, 515 Rn. 14).
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3. Die angefochtene Entscheidung stellt sich nicht aus ande-
ren Griinden als richtig dar (§ 577 Abs. 3 ZP0O). Die Versagung
der Restschuldbefreiung kann nicht auf den Versagungstat-
bestand der Verschwendung von Vermdgen nach § 290
Abs. 1 Nr. 4 InsO gestiitzt werden. Mit seiner Weigerung, eine
Nutzungsentschaddigung zu zahlen, hat der Schuldner kein
Vermogen verschwendet. Der Versagungstatbestand der Ver-
mogensverschwendung zielt darauf, das zur Befriedigung der
Glaubiger zur Verfiigung stehende Vermogen des Schuldners
vor einer unangemessenen Verminderung durch den Schuld-
ner zu schiitzen und hat das Verhalten des Schuldners vor
dem Zeitpunkt der Verfahrenseroffnung im Auge (BT-Drucks.
12/2443, S. 190). Mit der Verfahrenser6ffnung geht die Ver-

waltungs- und Verfiigungsbefugnis auf den Insolvenzverwal-
ter Uiber, sodass es regelméBig nicht mehr zur Verschwen-
dung von Vermdgen durch den Schuldner kommen kann (FK-
InsO/Ahrens, 7. Aufl., § 290 Rn. 51; HK-InsO/Waltenberger,
7. Aufl., § 290 a.F. Rn. 29). Im Streitfall stand die Substanz
des Wohnungseigentums des Schuldners nach der Verfah-
renseréffnung dem Verwalter zur Verfiigung. Da der Verwalter
den Schuldner weder aufgefordert hat, die Wohnung zu rau-
men noch der Schuldner sich einem solchen Verlangen wi-
dersetzt hat, hat der Schuldner der Masse auch nicht das Nut-
zungsrecht an der Wohnung entzogen. Allein die Weigerung,
die durch die Nutzung erlangte Bereicherung herauszugeben,
stellt keine Verschwendung des den Gldaubigern haftenden
Vermdégens im Sinne des § 290 Abs. 1 Nr. 4 InsO dar.

11,

15

Die angefochtenen Entscheidungen waren danach aufzuhe-
ben. Da keine weiteren Feststellungen zu treffen sind, son-
dern die Sache zur Endentscheidung reif ist, hat der Senat
gemaf § 577 Abs. 5 ZPO zu entscheiden. Der Antrag der wei-
teren Beteiligten zu 1 auf Versagung der Restschuldbefreiung
ist abzulehnen.

Anmerkung von RA Frank Lackmann:

Die zunéchst fiir den Schuldner positiv anmutende Entschei-
dung diirfte letztendlich nicht dazu fiihren, dass der Schuld-
ner die selbstgenutzte Immobilie kostenfrei bewohnen kann.
Zwar hat der BGH entschieden, dass (bei einer nicht freigege-
benen Immobilie) die Nichtzahlung einer Nutzungsentschadi-
gung kein Verstofs gegen § 290 Anr. 5 InsO sei. Allerdings kon-
ne der Insolvenzverwalter den Schuldner dann auffordern, die
Wohnung zu verlassen, um diese an einen Dritten weiterver-
mieten zu konnen. Kommt der Schuldner dieser Aufforderung
nicht nach, lage hierin ein Versto gegen die Auskunfts- und
Mitwirkungspflichten nach § 290 Nr. 5 InsO. Eine Nichtzahlung
der Nutzungsentschddigung hilft also nur kurzfristig, kann
u.U. aber schwere Folgen haben. Dariiber hinaus kann der In-
solvenzverwalter den Schuldner auf dem Zivilrechtsweg auf
Zahlung einer Nutzungsentschadigung verklagen.

Nicht entschieden hat der BGH die Frage der Zuldssigkeit einer
Nutzungsentschadigung bei einer freigegebenen Immobilie.

14
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Zertifikatskurs Soziale Schuldnerberatung

Alice-Salomon-Hochschule Berlin in Zusammenarbeit mit der BAG-Schuldnerberatung

und dem Fachzentrum Schuldenberatung Bremen

Das Angebot im Bereich der Aus- und Weiterbil-
dung fur das Berufsfeld Schuldner- und Insol-
venzberatung ist gro3. Verschiedene Anbieter
fuhren sehr gehaltvolle und anerkannte Schulun-
gen durch. Eine grundliche und umfassende
Ausbildung bereits im Studium der Sozialen Ar-
beit wird dagegen nach wie vor nur von wenigen
Hochschulen angeboten.

Die Alice-Salomon-Hochschule Berlin bietet nun
einen Zertifikatskurs an, der im Rahmen eines
postgradualen Masterstudiengangs stattfindet.
Der Kurs ist in enger Kooperation mit der BAG-
SB konzipiert und versteht sich als besonders
umfassendes Angebot fur eine grundlegende
Ausbildung zur Téatigkeit in der Sozialen Schuld-
nerberatung. Die Lehrinhalte legen anders als
manche vergleichbare Kurse viel Gewicht u. a.
auf Methodenkompetenzen und Verhandlungs-
fuhrung. Daneben werden ausfuhrliche Kennt-
nisse vermittelt Uber die Interventionsinstrumente
in den Bereichen Existenzsicherung und Schuld-
nerschutz, RessourcenerschlieBung und -siche-
rung, Zwangsvollstreckungsrecht, Verbraucher-
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- Heinz Blome

- Dr. Susanne Fairlie,

- Prof. Ulf Groth

- Marion Kemper (Aufbaukurs)
- Cilly Lunkenheimer

- Prof. Dr. Claus Richter
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recht und Forderungsprufung sowie Rechts-
dienstleistungsrecht, aber auch Schuldenbiogra-
phie und Schuldengenese sowie hauswirtschaft-
liche und psychosoziale Stabilisierung.

Besonderer Wert gelegt wird auf die Abgren-
zung zu gewerblicher Schuldenregulierung. Ein
Aufbaumodul im Anschluss an den Kurs bietet
eine grundliche Ausbildung zum (Verbraucher-)
Insolvenzverfahren.

Trotz der Anrechenbarkeit im Rahmen des Mas-
terstudienganges ist der Kurs inhaltlich in sich
abgeschlossen und endet bei erfolgreicher Teil-
nahme mit einem Hochschulzertifikat. In be-
grenztem Rahmen stehen auch Platze fur Teil-
nehmende auBerhalb eines Masterstudiums zur
Verfugung, die den Kurs als umfassende Aus-
und Weiterbildung besuchen mochten. In die-
sem Fall kann eine Zulassung im Einzelfall erfol-
gen, die dann auch ohne Hochschulabschluss
moglich ist, beispielsweise bei einschlagiger Be-
rufserfahrung.

Termine Kurs Soziale Schuldnerberatung:
02.09.2016 — 30.09.2017, 12 Module

Fr: 15.00-19.30 Uhr, Sa: 09.00-16.30 Uhr
sowie Vertiefungen und

Material zum Selbststudium

Termine Aufbaukurs Insolvenzberatung:
November 2017 — Februar 2018, 4 Module
Fr: 15.00-19.30 Uhr, Sa: 09.00-16.30 Uhr
sowie Vertiefungen und

Material zum Selbststudium

Weitere Informationen zum Kurs V 02.16 ,Soziale Schuldnerberatung®, zu den Kursgebiihren
und zur Anmeldung finden Sie unter www.ash-berlin.eu/weiterbildung/zertifikatskurse.
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Entschuldung auch fiir Arme - eine gerichtliche Restschuldbefreiung als Losung fiir die Schweiz?

Christoph Mattes, Fachhochschule Nordwestschweiz, Basel

Nachdem in vielen Staaten in den vergangenen Jahren und
Jahrzehnten Restschuldbefreiungsverfahren eingefiihrt wur-
den, scheint die Fragestellung dieses Beitrags auf den ersten
Blick irritierend zu sein. Dabei erstaunt nicht nur die Annah-
me, dass es in der Schweiz kein zur Privatinsolvenz vergleich-
bares Verfahren gibt. Irritierend scheint auch, dass die Frage
der Entschuldung von Armutsbetroffenen in der Schweiz
offensichtlich noch diskutiert und beantwortet werden muss.
Das in Deutschland postulierte Problemverstdndnis im SGB
XII, Verschuldung als Vermittlungshemmnis auf dem Arbeits-
markt zu betrachten, das sich erschwerend auf Armutssitua-
tionen auswirkt und weitreichende Beeintrachtigungen der
gesellschaftlichen Teilhabe auslost, scheint sich langst noch
nicht in allen europdischen Landern durchgesetzt zu haben.
In der Schweiz bestehen durchaus Verfahren, mit derer Hilfe
eine Entschuldung erreicht werden kann. Diese setzen aber
alle eine gewisse finanzielle Leistungsfahigkeit des Schuld-
ners voraus. Auch existiert ein Privatkonkursverfahren, das
aber nicht zur Befreiung von den Schulden, sondern lediglich
zu einem erweiterten Pfandungsschutz fiihrt.

Derzeit verfligen 18 europdische Staaten liber ein Restschuld-
befreiungsverfahren. In Litauen, Ruménien und Ungarn sind
gesetzlich geregelte Restschuldbefreiungsverfahren in Vor-
bereitung. In Bulgarien, Malta, Spanien, Zypern und auch in
der Schweiz sind jedoch keine konkreten Anzeichen erkenn-
bar, dass in absehbarer Zeit mit der Einfithrung eines solchen
Verfahrens gerechnet werden kann. Die bereits installierten
oder in Vorbereitung befindlichen Verfahren auf nationaler
Ebene sind in ihrer Auspragung sehr unterschiedlich. Nicht
nur die Laufzeit, sondern auch die Zugangskriterien, die zu
erfiillenden Bedingungen und die jeweiligen Wirkungen der
Restschuldbefreiung weichen stark voneinander ab und sind
in ihrer Logik nur schwer zu systematisieren. Nicht zuletzt,
weil die Verfahren unterschiedlichen Rechtstraditionen aus
den USA, Gro3britannien und auch aus Frankreich weiterfiih-
ren.

In diesem Beitrag soll es nicht darum gehen, die Notwendig-
keit eines Restschuldbefreiungsverfahrens unter dem Vorzei-
chen zu diskutieren, dass in der Schweiz etwas fehlt, was vie-
le andere Lander bereits haben oder gerade einfiihren.
Ebenso geht es nicht primdr darum, aus der Vielfalt beste-
hender Verfahren ein optimiertes Modell abzuleiten und als

Idealverfahren vorzustellen. Es soll vielmehr darum gehen,
tiber die Frage der Notwendigkeit einer Restschuldbefreiung
eine Standortbestimmung der Schuldnerberatung in der
Schweiz vorzunehmen.

Die Schuldnerberatung in der Schweiz hat sich wie in Deutsch-
land auch in den 8oer Jahren als eigenstdandiges Handlungs-
feld der Sozialen Arbeit etabliert, auch wenn in den organisa-
torischen Rahmenbedingungen und dem Selbstverstandnis
dieser Stellen grundlegende Unterschiede zu Deutschland er-
kennbar sind. Ein Hauptunterscheidungskriterium besteht
darin, dass in der Schweiz kein Wohlfahrtsverbandsystem
wie in Deutschland existiert. Es bestehen zwar tiberregional
tatige Organisationen, die teilweise dem Namen nach an
Wohlfahrtsverbdnde und deren Mitgliedsorganisationen in
Deutschland erinnern (Caritas, Diakonie, Heilsarmee), die je-
doch nicht nach einem Modell der 6ffentlichen und privaten
Wohlfahrtspflege organisiert, sondern als private Hilfswerke
tatig sind. Diese privaten Hilfswerke genief3en nicht die po-
litische Einflussnahme, wie es das Wohlfahrtsverbandsystem
in Deutschland vorsieht. Dies als kurze Erklarung dafiir, wes-
halb in der Schweiz ausschlieBlich von privaten Tragern oder
Hilfswerken gesprochen wird, auch wenn sie teilweise im
staatlichen Auftrag tatig sind. Abgesehen von zwei Fachstel-
len fiir Schuldenfragen sind in der Schweiz alle weiteren spe-
zialisierten oder integrierten Schuldnerberatungsstellen pri-
vatrechtlich und tberwiegend als regional tdtige Vereine
organisiert, die jeweils fiir sich Leistungsvereinbarungen mit
Gemeinden oder Kantonen aushandeln und erfiillen. Diese
sehen sehr hadufig auch eine Kostenbeteiligung der ratsu-
chenden Personen vor.

Die Schuldenfachstellen in der Schweiz sind urspriinglich als
Sanierungsstellen entstanden mit dem Ziel, einen Grofdteil
ihrer Kosten durch Sanierungshonorare der Klientinnen und
Klienten zu erwirtschaften. Eine Abgrenzung zu gewerblichen
Schuldenregulierungen regelt ein Verhaltenskodex des Dach-
verbandes Schuldenberatung Schweiz, der das Beratungsan-
gebot seiner Mitglieder als Soziale Arbeit definiert und eine
gewinnorientierte Beratung ablehnt. Diese organisatorischen
Rahmenbedingungen gilt es in diesem Beitrag zu beriicksich-
tigen, da der Zusammenhang von Armut und Verschuldung
auch die Frage beinhaltet, welchen Beitrag die Schuldenbe-
ratung in der Schweiz derzeit zur Armutsbekdampfung leistet
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und welche Hilfestellungen aus Betroffenensicht eigentlich
erforderlich wéren. Daraus begriindet sich auch eine kritische
Betrachtung, wie einkommensstabil die hilfesuchenden Men-
schen sein miissen, um liberhaupt den Anforderungen der
Fachstellen gerecht zu werden und wie stark hier ideologi-
sche Einflisse einer Arbeitsgesellschaft die armutsbetroffe-
nen Menschen aus dem Hilfesystem ausschlieBen.

Die Frage, inwiefern ein Restschuldbefreiungsverfahren in der
Schweiz zur Bekampfung von Armut beitragen konnte, soll in
diesem Beitrag anhand folgender Teilaspekte erortert wer-
den:

1. Wie kann der Zusammenhang von Verschuldung und
Armut anhand empirischer Befunde hergeleitet werden?

2. Welchen Anteil hat der Sozialstaat am Problem
der privaten Verschuldung?

3. Welche Entschuldungsverfahren stehen derzeit
zur Verfiigung?

4. Welchen Beitrag leistet derzeit die Schuldnerberatung
zur Armutsbekdampfung?

5. Welche Losungsansatze werden diskutiert?

6. Welche Fragen ergeben sich daraus fiir das Selbst-
verstandnis der Schuldnerberatung als Soziale Arbeit?

Dieser Beitrag beruht auf den Referaten einer Fachtagung der
Hochschule fiir Soziale Arbeit der Fachhochschule Nordwest-
schweiz. Diese wurde in Zusammenarbeit mit der Caritas
Schweiz, dem Dachverband Schuldenberatung Schweiz, der
Schweizer Konferenz fiir Sozialhilfe (SKOS), der Kommission
der Konkurs- und Betreibungsbeamten und der Fakultét fiir
Rechtswissenschaft der Universitat Ziirich am 1. Oktober 2015
durchgefiihrt. Zur Vorbereitung auf die Fachtagung fiihrte die
Hochschule fiir Soziale Arbeit eine qualitative Befragung der
Mitglieder des Dachverbandes Schuldenberatung durch. Zur
Praxis der Privatkonkurse und der Armutsbekdampfung mit
Schuldnerberatung in der Schweiz wurden die Leitungen von
22 spezialisierten Schuldnerberatungsstellen in der deutsch-
sprachigen Schweiz befragt. Eine Zusammenfassung der Er-
gebnisse und die Prasentationen der Fachtagung sind lber
die Tagungsseite www.forum-schulden.ch zuganglich.

1. Armut und Verschuldung

Der Zusammenhang von Armut und Verschuldung in der
Schweiz ldsst sich mithilfe einer Studie ,,Der schwere Gang
zum Sozialamt“ belegen, aus der Hinweise zur Verschuldungs-
haufigkeit und zur Glaubigerstruktur von Menschen im Sozi-
alhilfebezug zu entnehmen sind. Zudem ermdoglichen beste-
hende Daten der Gemeinschaftsstatistik zum Einkommen und
den Lebensbedingungen in Europa (EU-SILC) aus den Jahren
2008 und 2013 Riickschliisse auf hdufig von Verschuldung
betroffene Haushaltstypen. Schlie3lich lohnt sich ein Ver-
gleich der Befunde der EU-SILC-Daten mit der Sozialhilfesta-
tistik Schweiz, um Aussagen dariiber zu treffen, welche Haus-
halts- bzw. Familienkonstellationen besonders von Armut und
Verschuldung betroffen sind. Anzumerken ist an dieser Stelle,
dass durch diese Betrachtung zwar einzelne Zusammenhédnge
hergestellt werden kénnen, in der Schweiz ebenso wie in vie-
len anderen europdischen Staaten aber keine umfassende
Studie zur Verschuldung der privaten Haushalte vorliegt.

Da das AusmafB von Armut immer sehr stark davon abhangt,
welche Indikatoren zur Armutsmessung herangezogen wer-
den und von der Definition, ab wann von Armut und Uber-
schuldung ausgegangen wird, ist der Zusammenhang von Ar-
mut und Ver- und Uberschuldung im Wesentlichen ein
Ergebnis vorangegangener Definitionen. Fiir den Zusammen-
hang von Armut und Verschuldung eine absolute Armutsgren-
ze, wie zum Beispiel das Existenzminimum der Sozialhilfe zu
verwenden, l6st einerseits eine Reihe von Definitionsfragen,
wird jedoch der komplexen Lebenslage Armut nur bedingt ge-
recht. Trotzdem lasst das Ergebnis der Studie ,,Der schwere
Gang zum Sozialamt®, dass zwei Drittel der Personen, die in
der Schweiz einen Sozialhilfeantrag Neuantrag stellen ver-
schuldet sind, den Zusammenhang von Armut und Verschul-
dung als nachgewiesen erscheinen (vgl. Neuenschwander et
al. 2012, 105 f.). Am hadufigsten werden bei Neuzugéngen in
den Sozialhilfebezug Schuldverpflichtungen im Freundes-
und Familienkreis (61%), gefolgt von Steuerschulden (49 %),
nicht bezahlte Arztrechnungen (47 %), Krankenversicherungs-
schulden (36 %) und Mietzinsriickstande (23 %) festgestellt.
Im qualitativen Teil der Studie kommt Neuenschwander zu
dem Ergebnis, dass sich Verschuldung auch darauf auswirkt,
wie schnell armutsbetroffene Personen und Haushalte Sozi-
alhilfeleistungen in Anspruch nehmen. Hier ist auffallend,
dass bei vorhandenen Schuldverpflichtungen die Betroffenen
deutlich spater und hdufig erst nach mehreren Monaten ei-
nen Sozialhilfeantrag stellen.
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Die EU-SILC-Daten unterscheiden bei der Messung von Ver-
schuldung von Privathaushalten zwischen ,Verschuldung bei
Banken und Kreditinstituten“ und ,,Forderungen aus kriti-
schen Zahlungsriickstanden® im Zusammenhang von Miet-
und Energieschulden und Krankenversicherungsschulden. Im
Jahr 2008 lebten 18,2 Prozent der Bevolkerung der Schweiz in
Haushalten, in dem mindestens ein Haushaltsmitglied bei
Banken oder Kreditinstituten verschuldet war; 7,7 Prozent der
Bevélkerung lebte in Haushalte mit kritischen Zahlungsriick-
standen. Die EU-SILC-Daten aus dem Jahr 2013 prézisieren
die Unterscheidung zwischen ,,Schulden bei Banken und Kre-
ditinstituten®“ und ,kritischen Zahlungsriickstanden“ dahin-
gehend, dass der Umfang der Verschuldung bei Banken und
Kreditinstituten mit steigendem Einkommen der verschulde-
ten Haushalte zundchst ansteigt und erst bei tiberdurch-
schnittlichem Haushaltseinkommen abnimmt. Konsumschul-
den bei Banken und Kreditinstituten stehen somit nicht in
einem direkten Zusammenhang mit Armut, sondern setzten
eine gewisse Verldsslichkeit der Einkommenssituation vor-
aus. Kritische Zahlungsriickstande dagegen sind bei Haus-
halten mit geringem Einkommen besonders haufig vorzufin-
den und nehmen mit steigendem Haushaltseinkommen ab.
Dies bedeutet, dass existenzbedrohende Schuldverpflichtun-
gen, wie nicht bezahlte Mieten, Energie oder Krankenversi-
cherungspramien, tiberwiegend in Haushalten mit geringen
finanziellen Ressourcen anzutreffen sind und ein direkter Zu-
sammenhang mit Einkommensarmut besteht.

Aus den EU-SILC-Daten 2013 geht auch hervor, wie sich die
Verschuldung von Privatpersonen auf die verschiedenen
Haushaltstypen verteilt. Dabei fallt auf, dass sowohl unter
der Rubrik ,,Schulden bei Banken oder Kreditinstituten“ als
auch bei ,kritischen Zahlungsriickstanden“ die Haushalte al-
leinerziehender Eltern mit ihren Kindern und Paarhaushalte
mit drei und mehr Kindern besonders haufig und weit tiber
dem Durchschnitt der tibrigen Haushaltstypen von Verschul-
dung betroffen sind. Wenn wir in die vorliegenden Statistiken
und Jahresberichte zur Sozialhilfe in der Schweiz blicken, stel-
len wir unschwer fest, dass genau diese beiden Haushaltsty-
pen auch dann am hdufigsten auf Sozialhilfe angewiesen
sind, wenn Erwerbseinkommen vorliegt, dieses Einkommen
aber nicht ausreicht, das sozialhilferechtliche Existenzmini-
mum zu decken (BFS 2015, 93). Verschuldung und Sozialhil-
febedurftigkeit verdichtet sich somit in der Schweiz bei al-
leinerziehenden Personen sowie bei kinderreichen Familien,
die obwohl sie einer Erwerbsarbeit nachgehen, ein besonde-
res Armutsrisiko aufweisen.

2. Schulden und Sozialstaat

Wie aus den EU-SILC-Daten und der Studie ,,Der schwere
Gang zum Sozialamt“ erkennbar ist, sind ein Grofteil der For-
derungen verschuldeter Privathaushalte in der Schweiz 6f-
fentliche Anspriiche oder Forderungen von Unternehmen, die
im offentlichen Auftrag tatig sind. Schulden bei Banken und
Kreditinstituten, Versandhaus- oder Telekommunikationsun-
ternehmen sind zwar ebenso festzustellen, ihnen kommt ver-
glichen mit dem Gesamtvolumen der Verschuldung privater
Haushalte aber eine sekunddre Bedeutung zu. Den Berichten
der Schweizer Nationalbank ist zu entnehmen, dass das Vo-
lumen der Konsumkredite und Leasingvertrdge in der
Schweiz in den letzten Jahren weitgehend konstant war. Auch
wenn die Schuldnerberatung vielfach mit den Folgen hoher
Konsumkredit- und Leasingvertrdage zu kampfen hat, stellen
offentliche Forderungen das Hauptproblem verschuldeter
Menschen in der Schweiz dar.

Der Zusammenhang von Verschuldung und Sozialstaat wird
in der Schweiz insbesondere an den Glaubigerkategorien
Steuern und Krankenversicherungen deutlich. Der Staat, der
Menschen in Notlagen hilft, tritt aber auch als Gldubiger in
Erscheinung und fordert ausstehende Steuern und Kranken-
versicherungsbeitrage tiber den gerichtlichen Weg ein. So wa-
ren im Jahr 2014 rund ein Drittel der beim Betreibungsamt Ba-
sel-Stadt bearbeiteten Betreibungen vom Steueramt des
Kantons Basel-Stadt oder von Krankenversicherungsunterneh-
men veranlasst (Statistisches Amt des Kantons Basel Stadt
2015, 5). Eine im Jahr 2013 durchgefiihrte Erhebung beim Be-
treibungsamt Winterthur ergab, dass zwei Drittel der betriebe-
nen Personen durch ihre Krankenkasse oder durch das Steu-
eramt betrieben werden. Nahezu die Halfte der betriebenen
Haushalte alleinerziehender Eltern bezahlten im Jahr 2013 kei-
ne laufenden Krankenversicherungsbeitrage (Mattes; Som-
mer; Zeller 2014, 15).

Der hohe Anteil 6ffentlicher Forderungen gegeniiber privaten
Haushalten erkldrt sich durch folgende drei Punkte:

- Steuern und Krankenversicherungsbeitrdge werden in
der Schweiz nicht direkt vom Lohn abgezogen, sondern
miissen eigenstandig an das Krankenversicherungs-
unternehmen bzw. an das Steueramt bezahlt werden.
Eine Quellenbesteuerung ist nurin Ausnahmen und je
nach Aufenthaltsstatus bei auslandischen Personen
vorgesehen.
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- Das Einkommen auf Niveau des Existenzminimums ist
in der Schweiz nicht grundsatzlich steuerfrei. Dies
betrifft einerseits die je nach Kanton geregelte Besteue-
rung von Niedrigeinkommen nahe dem sozialhilferecht-
lichen Existenzminimum, andererseits unterliegen
zahlreiche Sozialleistungen der Steuerpflicht und
sind im Rahmen der Steuerveranlagung zu versteuern.

- Bei Lohnpfandungen werden die zu zahlenden Steuern
bei der Berechnung des betreibungsrechtlichen
Existenzminimums nicht beriicksichtigt. Der pfandbare
Betrag wird in der Schweiz nicht mittels einer Tabelle,
sondern durch eine Berechnung des betreibungsrecht-
lichen Existenzminimums ermittelt. In diese Berechnung
flieBt die Anzahl der Haushaltsangehdrigen, die Unter-
haltspflichten, die Wohn- und Gesundheitskosten, die
Krankenversicherungsbeitrdge sowie Aufwendungen der
beruflichen Tatigkeit, wie zum Beispiel Fahrtkosten oder
auflerhdusliche Verpflegung, mit ein. Da laut Rechtspre-
chung des Bundesgerichts die zu zahlenden Steuern
nicht zum Existenzminimum einer Person gehéren,
diirfen diese bei der Berechnung des betreibungsrecht-
lichen Existenzminimums nicht beriicksichtigt werden.

Dies bedeutet, dass verschuldete Personen, die durch ihre
Gldubiger betrieben werden, ihre Steuern entweder aus ihrem
Existenzminimum bezahlen oder zwangslaufig neue Schul-
den beim Steueramt machen miissen. Die hohen Steuer- und
Krankenversicherungsschulden fiihren letztendlich aber auch
dazu, dass dem Staat in der Diskussion um Pfandungs- und
Schuldnerschutz sowie der Notwendigkeit eines Restschuld-
befreiungsverfahrens keine neutrale Rolle zuféllt, sondern
sehr stark auch Glaubigerinteressen vertreten muss.

3. Welche Entschuldungsverfahren stehen
derzeit zur Verfiigung?

Der Umstand, dass die Schweiz bislang kein Restschuldbe-
freiungsverfahren eingefiihrt hat, sollte nicht dariiber hinweg
tdauschen, dass es durchaus rechtlich gestiitzte Verfahren
und Wege gibt, um bei hoher Verschuldung zu intervenieren.
Dabei kennt das Schweizer Recht ebenso wie in Deutschland
eine Unterscheidung zwischen auflergerichtlichen und ge-
richtlichen Elementen, wenn auch gerichtliche Manahmen
nur flankierend eingesetzt werden und keine Rechtssicher-
heit der Entschuldung bieten kénnen.

Auflergerichtliche Schuldensanierungen werden in der Regel
in der Schweiz auf drei Jahre angelegt. Dabei wird im Rahmen
einer Berechnung des monatlichen Sanierungsbudgets ermit-
telt, welcher Betrag monatlich an die Glaubiger verteilt werden
kann. Dabei ist der pfandbare Betrag nicht allein ausschlag-
gebend, was als Dividende méglich ist. Vielmehr werden die
voraussichtlichen Gesundheitskosten, Steuern und ein Betrag
flir unvorhergesehene Budgetschwankungen mit einberech-
net. Die Praxis, sich nicht allein auf den pfandbaren Betrag zu
konzentrieren, sondern die Besonderheiten des jeweiligen
Haushalts zu beriicksichtigen, hat sich, ebenso wie die Lauf-
zeit der Zahlungsvereinbarungen von drei Jahren, seit der Ent-
stehung der Schuldnerberatung durchgesetzt und wird so
auch von den Gerichten anerkannt.

Die Besserstellung einzelner Gldaubiger ist erlaubt, erfordert
aberdie Einwilligung der tibrigen Glaubiger. Dies stellt jedoch
die einzige Einschrénkung der Vertragsfreiheit fiir auBBerge-
richtliche Sanierungen dar. Im Rahmen einer einvernehm-
lichen Schuldensanierung kann eine auf drei Monate befri-
stete Aussetzung der Betreibungen und Lohnpfandungen bei
Gericht erwirkt werden. Dies erfordert jedoch die Einsetzung
eines Sachwalters, der Sorge fiir die Ernsthaftigkeit der Schul-
densanierung trdgt. Die Aufgaben des Sachwalters sind wie
folgt festgelegt:

- Der Sachwalter unterstiitzt den Schuldner beim Erstellen
eines Bereinigungsvorschlags. Der Schuldner kann darin
seinen Gldubigern insbesondere eine Dividende anbie-
ten oder sie um Stundung der Forderungen oder um an-
dere Zahlungs- oder Zinserleichterungen ersuchen.

- Der Sachwalter fithrt mit den Glaubigern Verhandlungen
tiber den Bereinigungsvorschlag des Schuldners.

- Das Nachlassgericht kann den Sachwalter beauftragen,
den Schuldner bei der Erfiillung der Vereinbarung zu
tiberwachen.

Diese Funktion des Sachwalters, die von Gesetzesseite als
neutrale Instanz definiert wird, wird auch von Schuldnerbe-
ratungsstellen tibernommen.

Neben der auBergerichtlichen Entschuldung steht auch der
gerichtliche Nachlassvertrag zur Verfiigung. Dieser hat Ahn-
lichkeiten mit dem Zustimmungsersetzungsverfahren im
Deutschen Insolvenzrecht. Allerdings miissen dem Sanie-
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rungsplan die Kopfmehrheit der Gldubiger mit einem Forde-
rungsvolumen von zwei Drittel der Gesamtverschuldung oder
25 Prozent der Glaubiger mit 75 Prozent der Forderungssum-
men zustimmen. Der gerichtliche Nachlassvertrag stellt ein
eigenstandiges verfahrensrechtliches Instrument dar, das ei-
ne gewisse 6ffentliche Wirkung erzeugt. Durch einen ,,Schul-
denruf, einem 6ffentlichen Aufgebot, werden die Glaubiger
zur Anmeldung der Forderungen aufgefordert. Dieser Schul-
denruf fiihrt zu einer allgemeinen Giiltigkeit des gerichtlichen
Nachlassvertrages, also auch gegeniiber nicht im Plan auf-
gefiihrten Glaubiger. Dieses Verfahren wird auf Anordnung
des Gerichts ebenfalls durch einen Sachwalter durchgefiihrt
(Berner Schuldenfachstelle — Beratungsteam 2013, 71 ff.).

Als drittes rechtliches Instrument steht der Privatkonkurs zur
Verfligung. Er dient primdr der Forderungsiiberpriifung, der
Verwertung und gerechten Verteilung der Verwertungserlose
auf die Glaubiger. Das Gericht befindet tber die Eréffnung
des Verfahrens auf der Grundlage eines Antrags, der entwe-
derdurch den Schuldner oder durch einen Glaubiger erfolgen
kann. Voraussetzung fiir die Antragserdffnung ist sowohl kei-
ne Aussicht auf eine einvernehmliche Schuldensanierung als
auch die Einzahlung eines Kostenvorschusses, deren Héhe
je nach Kanton und Gericht unterschiedlich festgesetzt wird.
ErfahrungsgemadB betrédgt dieser zwischen 3.000 und 4.000.
5.000 Franken.

Die Wirkungen des Privatkonkursverfahrens in der Schweiz —
im Sinne der Schuldnerinteressen — beschréanken sich dar-
auf, dass vorldufig keine weiteren Pfandungen erfolgen, bis
sich die wirtschaftliche Situation des Schuldners wieder ver-
bessert hat. Die Nachweispflicht liegt allerdings beim Schuld-
ner. Ruft nach einem Privatkonkurs erneut ein Gldaubiger das
Betreibungsamt mit einem Betreibungsbegehren an, muss
der Schuldner mit einem Rechtsvorschlag glaubhaft machen
und Nachweise vorlegen, dass er seit dem Ende des Privat-
konkurses bzw. in den letzten zwdlf Monaten zu keinem neu-
en Vermogen gekommen ist. Legt er keine Einrede in Form ei-
nes Rechtsvorschalgens ein oder hat sich seine finanzielle
Situation verbessert, wird diese Person von den Konkursglau-
bigern erneut betrieben.

Nach einem Privatkonkurs wird ein erweitertes Existenzmini-
mum zugestanden. Dieses beinhaltet dann zusdtzlich zum
Lebensunterhaltsminimum die vom Schuldner zu zahlenden
Einkommenssteuern. Die bestehenden Forderungen werden
durch die Ausstellung von Konkursverlustscheinen vollstreck-

bar gemacht. Fiir Verlustscheine gilt generell eine Verjdh-
rungsfrist von 20 Jahren, die durch die Einleitung einer Be-
treibung unterbrochen wird und von Neuem zu laufen beginnt
(ebd., 113 ff.).

Das Privatkonkursverfahren in der Schweiz kommt wegen sei-
ner hohen Kosten und der iiberschaubaren Wirkung fiir den
Schuldner nur sehr bedingt zum Einsatz, Vielfach handelt es
sich um Nachlasskonkurse verstorbener Schuldner. Meier
(2015) geht davon aus, dass jahrlich nicht mehr als ca. 1.500
gerichtliche Privatkonkursverfahren von nicht verstorbenen
Schuldnern in der Schweiz durchgefiihrt werden. Dem gegen-
iber stehen ca. 577.000 Personen, die tiberschuldet sind
oder von ihren Gldubigern betrieben werden (SILC 2008, ei-
gene Berechnungen).

Nach der Statistik des Dachverbandes Schuldenberatung
Schweiz wurden durch die Mitgliedsinstitutionen im Jahr
2014 insgesamt 239 Verfahren fiir Klientinnen und Klienten
eingereicht. Insbesondere die Beratungsstellen in Basel-
Land, Basel-Stadt, Bern, Graubiinden und Ziirich reichen h&u-
fig Privatkonkurse ein. Zwolf Beratungsstellen reichten in ge-
ringer Anzahl Privatkonkurse ein, fiinf Stellen haben im Jahr
2014 den Privatkonkurs nicht eingesetzt (Mattes; Lang; Knop-
fel 2015, 7).

4. Welchen Beitrag leistet derzeit die Schuldnerberatung
zur Armutsbekdampfung?

Nach den Ergebnissen unserer Befragung der Schuldnerbe-
ratungsstellen in der Deutschschweiz ist die Frage des Bei-
trags der Schuldnerberatung zur Armutsbekdampfung nicht
allgemeingiiltig zu beantworten. Inwiefern sich die Schuld-
nerberatungsstellen in der Schweiz der Armutsbekdampfung
verbunden sehen, hdangt eng mit den organisatorischen Rah-
menbedingungen der Stellen zusammen, weniger aber von
der Mitgliedschaft des Dachverbandes Schuldenberatung
Schweiz und der damit verbundenen Verpflichtung, im Duk-
tus Sozialer Arbeit tatig zu sein.

Die qualitative Befragung der 22 Stellen hat ergeben, dass es
unter den sieben von den Caritas-Regionalverbdnden getra-
genen Stellen ein ausgeprdgtes Selbstverstandnis der
Schuldnerberatung als Armutsbekdmpfung gibt. Diese Cari-
tas-Stellen arbeiten in einem Netzwerk unterschiedlicher und
tiberwiegend von der Caritas getragener Beratungsdienste
und verfolgen weitgehend auch die von der Caritas Schweiz
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entwickelte Strategie der Armutsbekdampfung. Das Privatkon-
kursverfahren oder Schuldenbereinigungen kommen in die-
sen Caritas-Stellen sehr selten bis nicht zur Anwendung. Die
Beratungsstellen konzentrieren sich vielmehr auf Fragen der
Alltagsbewdltigung mit Schulden und der Befdhigung ver-
schuldeter Menschen in prekdren Einkommenssituationen,
auch langfristig mit ihren Schulden im Sinne eines gelingen-
den Alltags leben zu kénnen.

Die Uibrigen 15 befragten Mitglieder des Dachverbandes Schul-
denberatung Schweiz wenden haufig bis oft das Privatkon-
kursverfahren an, konzentrieren sich dabei aber auf ratsu-
chende Menschen mit verldasslichem Einkommen. Diese
Stellen setzen das Privatkonkursverfahren vor allem zur Ver-
besserung der Verhandlungsposition fiir eine Schuldenberei-
nigung nach dem Privatkonkursverfahren ein. Beratungskon-
takte mit dem Ziel der Armutsbekdampfung sind in diesen
Stellen deutlich weniger bis nicht vorzufinden. Verschuldete
Menschen ohne realistische Perspektive einer Sanierung wer-
den vielfach an allgemeine Beratungsstellen verwiesen oder
erhalten lediglich eine telefonische Beratung. Ebenso gering
ist die Sensibilitat dieser Stellen fiir Fragen der Alltagsbewal-
tigung von Menschen in der Lebenslage Armut, auch wenn
vielfach die Zustimmung geduflert wird, dass Verschuldung
und Armut sich gegenseitig bedingen.

Die geringen Beziige der Schuldnerberatung Schweiz zur
Armutsbekdampfung spiegeln sich auch in der Statistik des
Dachverbandes Schuldenberatung Schweiz wider. Sie erhebt
neben der Einkommens- und Verschuldungssituation auch In-
formationen zu den Haushaltsformen der von den Mitglieds-
institutionen im Jahr 2014 beratenen Personen: Demnach sind
39,6 Prozent der Klientinnen und Klienten alleinstehende Per-
sonen, gefolgt von 25,1 Prozent Paarhaushalte mit Kindern.
Die besonders von Armut gefdhrdeten Haushalte der alleiner-
ziehenden Eltern sind nur mit 11,3 Prozent vertreten. Die Ein-
kommenssituation stellt sich so dar, dass 59,4 Prozent der
ratsuchenden Personen Lohneinkommen, 22 Prozent Sozial-
versicherungsleistungen und lediglich 6,2 Prozent Sozialhilfe
beziehen.

Der geringe Bezug der Schuldnerberatung in der Schweiz zur
Armutsbekdampfung erkldrt sich im Wesentlichen aus dem
Umstand, dass verschuldeten Personen am Existenzmini-
mum oder ohne pfandbares Einkommen keine realistische
Perspektive der Losung der Verschuldung angeboten werden
kann. Zudem sehen viele Fachstellen fiir Schuldenfragen das

Problem der unmittelbaren Neuverschuldung der Klientinnen
und Klienten, weniger bei der Kreditwirtschaft, sondern viel-
mehr bei den Steueramtern.

5. Welche Losungsansdtze werden diskutiert:
Ergebnisse der Fachtagung

Hinsichtlich der Notwendigkeit eines Entschuldungsverfah-
rens von armutsbetroffenen Personen, die aufgrund ihrer ar-
mutsbedingten Lebenslage keinen finanziellen Beitrag zur ih-
rer Entschuldung leisten oder {iber einen ldngeren Zeitraum
anbieten kdnnen, konnte bei der Fachtagung am 1. Oktober
2015 Einigkeit hergestellt werden. Sowohl die beteiligten Ver-
bdnde Caritas und Dachverband Schuldenberatung Schweiz
also auch der Verband der Schweizer Inkassounternehmen
und der Betreibungs- und Konkursbeamten sehen die Not-
wendigkeit, hierzu ein neues Verfahren einzufiihren.

Sozialpolitisch relevant erscheint die Frage der Entschuldung
von Armutsbetroffenen insbesondere hinsichtlich der Bewal-
tigung von Sozialhilfebediirftigkeit. Das betreibungsrechtliche
Existenzminimum bietet im Vergleich zum sozialhilferechtli-
chen Existenzminimum zu wenig Anreize, trotz Verschuldung
und Betreibung bzw. Lohnpfandung einer Erwerbsarbeit nach-
zugehen. Unter den an der Tagung beteiligten Akteuren be-
stand aberauch Einigkeit dariiber, dass eine schweizweit ein-
heitliche Steuerbefreiung des Existenzminimums genauso
erforderlich ist wie eine Antwort auf die Frage, wie das Ausmaf
der Steuerschuldung privater Haushalte in der Schweiz ein-
geddmmt werde kann. Die Forderung von Schuldnerbera-
tungsstellen, Menschen mit finanziellen Schwierigkeiten die
Moglichkeit einer Quellenbesteuerung des Einkommens an-
zubieten wurde, auch wenn es der in der Schweiz hoch gehal-
tenen individuellen Eigenverantwortlichkeit widerspricht,
mehrheitlich beflirwortet.

Wie ein Restschuldbefreiungsverfahren konkret aussehen
soll, wird jedoch unterschiedlich eingeschatzt. In der Fachli-
teratur werden hierzu zwei unterschiedliche Modelle be-
schrieben. Von Seiten der Schuldnerberatung formuliert Ma-
rio Roncoroni den gerichtlichen Nachlassvertrag zu starken.
Hierfiir schlagt Roncoroni vor, die Hiirde der zustimmenden
Glaubiger von derzeit zwei Drittel bzw. drei Viertel der Forde-
rungssumme auf 50 Prozent oder noch weniger zu reduzie-
ren, um die Ersetzung der ablehnenden Zustimmungen zu
vereinfachen und dadurch das Instrument des gerichtlichen
Nachlassvertrages in mehr Fallkonstellationen einsetzbar zu
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machen. Die Vorteile eines solch gestarkten Verfahrens wa-
ren, dass dies an die bestehende Verfahrenspraxis des ge-
richtlichen Nachlassvertrages ankniipft, keine verbindlichen
Laufzeiten gesetzlich geregelt werden und mit nur geringen
Gerichtskosten gerechnet werden miisste (Roncoroni 2013).
Der Nachteil besteht darin, dass bei einem solchen Sanie-
rungsmodell der Schuldner einen finanziellen Beitrag in dem
Umfang leisten muss, dass ein GroBteil der Glaubiger zu-
stimmt. Eine Voraussetzung, die armutsbetroffene verschul-
dete Menschen so nur schwer oder nicht erfiillen kénnen.

Das von Isaak Meier, vom Institut fiir Rechtswissenschaft der
Universitat Ziirich seit langerer Zeit geforderte Modell sieht
dagegen vor, nach einer gescheiterten auBergerichtlichen Sa-
nierung ein vereinfachtes gerichtliches Insolvenzverfahren zu
eréffnen. Dies soll nach Uberpriifung der Forderungen und
derVerwertung des Vermogens des Schuldners enden. Nach
der anschlieBenden Erfiillung eines vom Schuldner einge-
reichten und vom Gericht bestéatigten Schuldenbereinigungs-
planes sollen die Schulden erlassen werden. Der Schulden-
bereinigungsplan soll eine Laufzeit von drei Jahren umfassen
und das pfandbare Einkommen oder bei Unpfandbarkeit eine
minimale finanzielle Leistung des Schuldners beinhalten. Der
Antrag des Privatkonkurses und der Restschuldbefreiung soll
iber eine geeignete Stelle erfolgen. Diese Aufgabe soll nach
dem derzeitigen Modell aber nicht die Schuldnerberatung,
sondern eine 6ffentliche Stelle ibernehmen. Ein Sachwalter
wacht wahrend der Laufzeit des Planes {iber deren Erfiillung
und die Einhaltung weiterer Pflichten des Schuldners, wie
zum Beispiel die einer Mitwirkungs- und Arbeitsobliegen-
heitspflicht. Eine Anpassung des Planes soll bei einer Veran-
derung der wirtschaftlichen Situation des Schuldners moglich
und Bedingung sein, muss aber durch das Gericht bestatigt
werden. Im Gegensatz zum bisherigen Privatkonkurs, der
dem Schuldner den Schutz eines erhohten betreibungsrecht-
lichen Existenzminimums zukommen lasst, soll das betrei-
bungsrechtliche Existenzminimum fiir die Zahlungen des
Schuldners an seine Gldubiger ausschlaggebend sein (Meier;
Hamburger 2014, 2015).

Das Modell von Meier, das sehr stark an rechtswissenschaft-
liche Theorietraditionen der USA erinnert, beruht zwar auch
auf einer angemessen finanziellen Beteiligung von armuts-
betroffenen Klientinnen und Klienten. Sie muss aber nicht in
dem AusmaB vom Schuldner erbracht werden, um ein be-
stimmtes Mehrheitsverhdltnis unter den Glaubigern zu errei-
chen. Daher weckt es auf den ersten Blick den Anschein, als

ob das Modell Meier fiir die Lésung von armutsbedingten Ver-
schuldungssituationen geeigneter ware. Allerdings 16st es
nicht das Problem der sofortigen Neuverschuldung bei den
Steuerdamtern. Ganz im Gegenteil, denn das Modell sieht vor,
dass der bisherige erhohte Pfandungsschutz eines Privatkon-
kurses in Form eines um die Steuerlast erh6hten betreibungs-
rechtlichen Existenzminimums entfallen soll.

Die Gegeniiberstellung beider Modelle zeigt, dass auch bei
der grundsaétzlichen Einigkeit tiber die Notwendigkeit des Ver-
fahrens noch viele Details der Umsetzung geklart werden
missen. Letztendlich geht es um die Frage, wie viele unbe-
stimmte Rechtsbegriffe sinnvoll und notwendig sind, ein fiir
Armutsbetroffene attraktives und wirkungsvolles Verfahren
zu entwickeln. Die Tagung zeigte, dass es letztendlich nicht
nurum die Einfithrung eines neuen gerichtlichen Verfahrens,
sondern um die Uberarbeitung und Harmonisierung vieler an-
grenzender und sozialpolitisch umstrittener Rechtsgebiete
geht.

6. Welche Fragen ergeben sich fiir das Selbstverstandnis
der Schuldnerberatung als Soziale Arbeit?

Mit Blick auf die sich in Deutschland durch die Einfiihrung
des Verbraucherinsolvenzverfahrens vollzogene Verrechtli-
chung und Standardisierung der Beratungsabldufe weist die
Schuldenberatung in der Schweiz eine erstaunliche metho-
dische Vielfalt in den Beratungsprozessen auf. Da vonseiten
des Gesetzgebers keine verldsslichen Entschuldungsverfah-
ren zur Verfligung gestellt werden, die maBgeblichen sozial-
rechtlichen und betreibungsrechtlichen Fragen kantonal ge-
regelt und daher regional sehr unterschiedlich sind und auch
die organisatorischen Rahmenbedingungen, hier vor allem
die Stellenfinanzierungen oder Kostenbeteiligungen der
Klientinnen und Klienten sehr unterschiedlich geregelt sind,
ist das berufliche und professionelle Handeln der Schuldner-
beratungsstellen sehr unterschiedlich und nicht pauschal
oder vereinheitlicht darstellbar.

Schuldnerberatung in der Schweiz wird, verglichen mit Bera-
tungsangeboten in Landern mit Restschuldbefreiungsverfah-
ren, deutlich ergebnisoffener durchgefiihrt, da es weiterhin
gilt, individuelle Lésungswege zu erarbeiten oder zu suchen.
Unter der Maxime, den Klientinnen und Klienten nicht die
richtige oder vorgefertigte Losungen anzubieten, sondern sie
zu einer eigenstandigen Problemlésung zu befdhigen, diirfte
der sozialarbeiterische Gehalt der Schuldnerberatung in der

22

BAG-SB Informationen — Heft 1 — 2016



Schweiz deutlich ausgeprégter sein, als in anderen Landern
mit Restschuldbefreiungsverfahren. Im Hinblick der Diskus-
sion um die Notwendigkeit einer Restschuldbefreiung auch
in der Schweiz, ergibt sich daraus aber die Forderung, das
methodische Vorgehen der Schuldnerberatung nicht auch ei-
nem juristischen Standardverfahren zu opfern, wie es vor al-
lem in Deutschland oder Osterreich erfolgte, und zu einer Ent-
fremdung der Schuldnerberatung als Soziale Arbeit fiihrte
(Mattes; Lang; Knopfel 2015).

Schlieilich stellt sich die Frage, ob ein Restschuldbefreiungs-
verfahren nicht auch so ausgestaltet werden kann, dass die
biirokratischen Hiirden, sofern sie {iberhaupt notwendig
sind, durch Expertinnen und Experten der Biirokratie und
nicht der Sozialen Arbeit bewdltigt und abgearbeitet werden.
Dies wiirde dem Modell einer Restschuldbefreiung von Meier
entsprechen, der fiir die Unterstiitzung der zahlungsunfahi-
gen Personen bei der Vorbereitung und Antragstellung des
Restschuldbefreiungsverfahrens die Zustdandigkeit bei den
Gemeindeverwaltungen sieht. Der Dachverband Schuldenbe-
ratung Schweiz verhdlt sich bei der Diskussion um eine et-
waige Zustdndigkeit derzeit zuriickhaltend. Dies scheint zu-
ndchst erstaunlich, im Hinblick auf seine Verpflichtung der
Schuldnerberatung als Soziale Arbeit aber folgerichtig.

Zu kldren gilt jedoch das Verhéltnis der Schuldnerberatung
zur Armutsbekampfung. Den urspriinglich als Sanierungsstel-
len gegriindeten spezialisierten Schuldnerberatungsstellen
fallt es immer schwerer, ausreichend Beratungsmandate zu
tibernehmen, die liber Sanierungshonorare Einnahmen zur
Co-Finanzierung dieser Stellen generieren. Verschuldung und
Armut ist nicht nur ein sozialpolitisches Konstrukt, der Zu-
sammenhang macht sich auch bei der Nachfrage bzw. beim
Kreis der Klientinnen und Klienten der Schuldnerberatung be-
merkbar. Dieser ist immer mehr von Einkommensarmut be-
troffen. Entsprechend braucht es auch neue Verfahren, den
veranderten Lebensbedingungen verschuldeter Menschen
gerecht zu werden, um Armut in der Schweiz wirksam be-
kampfen zu kénnen.

Die Diskussion um die Mitwirkung der Schuldnerberatung bei
einem Restschuldbefreiungsverfahren in der Schweiz, diirfte
wieder einmal eine Herausforderung fiir die Parteilichkeit der
Sozialen Arbeit fir ihre Klientinnen und Klienten werden. Der
Berufsverband der Sozialen Arbeit in der Schweiz (AvenirSo-
cial) kennzeichnet die Soziale Arbeit als parteilich fiir die Be-
diirfnisse und Interessen ihrer Zielgruppe. Unter den Mitglie-

dern des Dachverbandes Schuldenberatung Schweiz ist aber
auch die Position vertreten, Schuldnerberatung ware eine
neutrale und vermittelnde Instanz zwischen Schuldner und
Gldubiger. Dies stammt aus der von der Schuldnerberatung
teilweise eingenommenen Rolle des Sachwalters, derim Zu-
sammenhang einer Schuldensanierung und einem voriiber-
gehend gerichtlich verfiigten Betreibungsstopp eine gestark-
te Verhandlungsposition gegeniiber den Gldaubigern genief3t
und Entschuldungsvereinbarungen herbeifiihrt. Im Rahmen
der Fachtagung wurde mehrfach tiber die Notwendigkeit einer
neutralen Schuldnerberatung gesprochen. Ein Ansinnen, das
eine gewisse Distanz zur Schuldnerberatung als Soziale Ar-
beit mit sich bringen konnte.

Ausblick

Die in diesem Beitrag skizzierte Unterschiedlichkeit der Schuld-
nerberatung in der Schweiz ist einerseits die Folge eines feh-
lenden verldsslichen Entschuldungsverfahrens. Andererseits
spiegelt sie den Foderalismus in der Schweiz wider, der den
Kantonen die Zusténdigkeit der Armutsbekdampfung tibertréagt.
Eine entsprechende Herausforderung diirfte es werden, trotz
der skizzierten Einigkeit {iber die Notwendigkeit eines Rest-
schuldbefreiungsverfahrens, die Gesetzgebung auf Bundes-
ebene zu iberzeugen, ein Restschuldbefreiungsverfahren auf
nationaler Ebene vorzugeben. Und dies miisste letztendlich
durch die Kantone auch entsprechend umgesetzt werden. Der
Bund fiihrt seit 2014 ein nationales Programm zur Armutsbe-
kdampfung durch mit dem Ziel, die Kantone von der Notwen-
digkeit einer breit angelegten Armutsbekampfung zu tiberzeu-
gen. Doch leider wurde das Thema Verschuldung beim
nationalen Programm zur Armutsbekampfung bislang ausge-
klammert. Hier verdichten sich nun die Anzeichen, dass die
zustandige Bundeshehdrde diesen Zusammenhang bald an-
erkennen konnte, was ein erster Schritt in Richtung Rest-
schuldbefreiung in der Schweiz darstellen wiirde.
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Lernprozesse in der Schuldnerberatung
Rainer Mesch, Schuldner- und Insolvenzberater am ISKA Niirnberg

Die Aufregung um die InsO-Novelle des vergangenen Jahres
hat sich gelegt. Die lang angekiindigte grundlegende Geset-
zesanderung hat sich schnell als ,,Reférmchen® entpuppt,
welches wohl eher als FuBBnote in die Geschichte der Insol-
venzgesetzgebung eingehen wird, denn als Meilenstein. Nach
iber einem Jahr sind weder bessere Erfolgsaussichten fiir au-
Bergerichtliche Verhandlungen erkennbar noch werden sei-
tens der Schuldnerberatung die neuen Moglichkeiten der Ver-
fahrensbevollméachtigung oder des Insolvenzplans zwingend
benotigt. Die vermuteten massenhaft auftretenden Anfech-
tungsverfahren der Insolvenzverwalter sind — zumindest bis-
her — in Insolvenzverfahren nach der neuen Rechtsordnung
ebenso wenig wie die befiirchteten Blockademdglichkeiten
der Jugenddmter in Erscheinung getreten. Einige iberschul-
dete Personen konnen kiinftig auf eine auf fiinf Jahre verkiirz-
te Laufzeit ihres Verfahrens hoffen — aber das war es auch
schon, was sich riickblickend bisher in der Praxis realisti-
scherweise an konkreten Verdnderungen ergeben hat.

Insofern ist es an der Zeit, sich wieder auf grundsatzliche Fra-
gen des Beratungsalltags zuriickzubesinnen, die unabhangig
von Drehungen und Wendungen rechtlicher Vorgaben dauer-
haft von Bedeutung sind. Zum Beispiel zur grundsatzlichen
Frage der Ziele einer Beratung, welche tiber die rein wirtschaft-
liche Entschuldung hinausgehen und nachhaltig wirken soll.
Zu welchen Vorgehens- und Verhaltensweisen méchten wir
unsere Ratsuchenden befdhigen? Was konnen wir ihnen mit-
geben fiir eine kiinftig bessere Alltagsbewdltigung? Welche
einzelnen Schwachpunkte der Ratsuchenden sind innerhalb
einer Beratung identifizierbar, die Hilfestellung und Korrektur
von auBen notwendig erscheinen lassen? Wie sollte der Be-
rater padagogisch sinnvoll darauf reagieren?

Der Schuldnerberatung als relativ junger spezialisierter Bera-
tungsform fehlt nach wie vor ein eigenstandiges Konzept zu
Gesprachsfiihrung und methodischen Vorgehen. Es gibt kaum
diesbeziigliche Literatur und die wenigen wissenschaftlichen
Aufsdtze hierzu vermitteln meist nur grundlegende berateri-
sche Haltungen und Prinzipien, die den allgemeinen Rahmen
fiir die Beratungsarbeit bilden. Schuldnerberatung unterschei-
det sich jedoch — zumindest auf den ersten Blick — von den
sachlich gepragten Inhalten und dem sich daraus ergeben-
den Beratungsablauf her von einer typischen eher psycholo-
gisch orientierten Beratungsform.

Im Folgenden soll nun der Versuch unternommen werden, all-
gemeine Ziele einer Beratung herunterzubrechen auf den
Kontext einer spezialisierten Schuldnerberatung. Einzelne
Beratungsebenen, die in der Routine eines komplexen Bera-
tungsprozesses im Alltag schnell ineinander tibergehen, sol-
len dabei differenziert in ihrer Bedeutung als moglicher se-
parater Beratungsaspekt ausfiihrlich beleuchtet werden. Als
Ausgangsthese wird dabei vorausgesetzt, dass eine gute Be-
ratung fiir den Ratsuchenden Lernen und Reifen bedeutet. In-
sofern geht es hieralso im Grunde um die Frage, welche Lern-
prozesse beim Ratsuchenden in Gang gesetzt und vom
Berater unterstiitzt werden kénnen.

Die nachfolgende Gliederung orientiert sich an typischen
(Fehl-)Verhaltensweisen von {iberschuldeten Personen, die
in der Praxis vorzufinden sind. Manche davon treten bei ei-
nigen Ratsuchenden gehduft auf, andere wiederum gar nicht.
Diese Auflistung soll kein negatives ,,Schuldnerzerrbild“ ver-
mitteln, sondern nur eine analytische Strukturierungshilfe
sein, die hilft, einzelne potenzielle Lernfelder iberschuldeter
Personen zu erfassen und von einander abzugrenzen.

Ordnung schaffen

In Medien werden Schuldner hdufig als Menschen beschrie-
ben, die mit prall gefiillten Plastiktiiten und ungeo6ffneten
Briefen in die Beratungsstelle kommen. Dies ist sicher nicht
durchgédngig der Fall, kommt jedoch in der Praxis noch ab und
zu vor. Insbesondere Schuldner mit vielen Glaubigern kom-
men haufig mit vollig ungeordneten Unterlagen. Dies kann
psychisch durch das Gefiihl von Uberforderung bedingt sein,
liegt aber hdufig auch schlicht darin begriindet, dass diese
Menschen kein Ordnungssystem gelernt haben, mit dem sie
ihrem Briefe-Chaos hatten Herr werden kénnen. Ihnen man-
gelt es oft nicht nur an innerer Struktur, sondern auch an der
Fahigkeit, sich durch das Erschaffen einer Grundordnung das
Leben leichter machen zu konnen — im Sinne des Bestseller-
buches ,,Simplify your life“.

Doch Ordnung ldsst sich lernen. Anhand vorhandener Akten
im Beratungszimmer kann der Berater auf einfache Weise de-
monstrieren, wie man einen Wust von Papieren in ein geord-
netes System bringen kann, welches nach einzelnen Glaubi-
gern und Datum gegliedert ist. Sind diese Unterlagen erst
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einmal systematisch sortiert, sollte der Ratsuchende, nicht
der Berater, die erste vorldufige Forderungsiibersicht erstel-
len. Noch effektiverist es, gleich mit der telefonischen Verein-
barung eines Beratungstermins dem Betroffenen ein einfach
gegliedertes Ubersichtsblatt zum Eintragen seiner Verbind-
lichkeiten zuzusenden, damit er schon zu Hause gefordert ist,
erste Ordnungsschritte selbst anzugehen. Kommt der Betrof-
fene damit nicht klar, ergibt sich bereits die erste padagogi-
sche Zielsetzung fiir die weitere Beratung.

Bewusstes Wahrnehmen

Ungeordnete Unterlagen sind in der Regel auch ungelesene
Unterlagen. Ursdchlich hierfiirist hdufig das Gefiihl des Uber-
fordertseins mit den subjektiv empfundenen unbewdltigba-
ren Anforderungen der Glaubiger und daraus folgend das Be-
dirfnis des Nicht-Wahrnehmen-Wollens. Diese Schuldner
schauen sich ihre Briefe nicht mehr genau an, unterscheiden
nicht mehr zwischen einfachen Mahnschreiben eines Rechts-
anwalts und einem Mahnbescheid des Gerichts. Sie erleben
alle Schreiben, gleich welcher Art, als Glaubigerdruck.

Ein Berater, der ungeduldig Schreiben fiir Schreiben des
Schuldners 6ffnet, um eine Ubersicht iiber die Gesamtmisere
gewinnen zu konnen, iibergeht einen fiir den Ratsuchenden
sinnvollen Lernprozess. Besser ist es, ihm diese Briefe selbst-
standig 6ffnen zu lassen, damit dieser Absender und Inhalt
dieser Schreiben bewusst wahrnehmen nehmen kann. Es
kann nicht schaden, Ratsuchende auf einzelne bedeutende
Passagen der Schreiben hinzuweisen und sich diese vorlesen
zu lassen (z.B. den Widerspruchshinweis im Mahnbescheid
oder die Haftandrohung bei der Vermdgensabgabe). Aufgabe
des Beraters ist es dabei lediglich, unverstandliche juristi-
sche Begriffe zu ,libersetzen“. Er sollte nicht gleich von sich
aus das jeweilige Schreiben erldutern, sondern abwarten, ob
es der Ratsuchende von sich aus versteht. Dieser wird somit
genotigt, genau hinzuschauen und nicht auszuweichen. Dies
hilft ihm, sowohl die Schreiben den einzelnen Glaubigern
besser zuordnen zu kdnnen als auch, bedeutsame Gerichts-
dokumente von einfachen Inkassomahnschreiben zu unter-
scheiden. Ein Ratsuchender, der seine bisher eingeschréankte
Wahrnehmung aufgibt, wird nicht nur wieder besser in der
Lage sein, rechtlich angemessen zu reagieren. Er kann sich
auch fiir andere Realitdaten des tdglichen Lebens besser 6ff-
nen und lernen, aufmerksamer zu sein.

Aneignung rechtlichen Wissens

Fast jeder Ratsuchende, der eine Schuldnerberatungsstelle
in Anspruch nimmt, ist anfangs relativ juristisch ahnungslos
und erfahrt durch die Beratung einen Wissenszuwachs in
rechtlicher Hinsicht. Welcher Schuldner weif z.B. schon vor-
her, ob er eigentlich pfandbar ist und ggf. in welcher Hohe?
Wer wei3 genau zwischen einem Rechtsanwalt-Mahnschrei-
ben und einem gerichtlichen Mahnbescheid zu unterschei-
den? Wer kann dem neuen Begriff der ,,Vermogensauskunft*
den Vorgang der bisherigen ,,eidesstattlichen Versicherung*
zuordnen? Zahlreiche weitere Beispiele sind denkbar und
machen deutlich, wie aus einem zundchst unwissenden
Schuldner durch vielfdltige Informationen des Beraters ein
»kleiner Rechtsexperte“ in eigener Sache wird. Jeder Schuld-
ner lernt nicht nur ein Stiick Rechtssystematik, er lernt meist
auch, daraus Schliisse fiir sein weiteres Verhalten zu ziehen.

Fiir den Berater kommt es bei der Wissensvermittlung darauf
an, den Betroffenen nicht samtliches juristisches Wissen
samt einschlagiger Paragraphen iiberzustiilpen, sondern mit
einer einfacher Sprache rechtliche Zusammenhédnge und Lo-
giken aufzuzeigen, um Vorgédnge transparent zu machen.

Angstfrei handeln

Viele Ratsuchende wirken im Erstgesprdach emotional be-
driickt oder gar verangstigt. Sie wissen nicht, wie es in der
Zukunft weitergehen wird, kénnen nicht mehr ruhig schlafen
und befiirchten fiir sich das Schlimmste. Sie sind anfangs oh-
ne Kenntnisse ihrer Rechte und werden von Glaubigern be-
drangt und einseitig ,,informiert“. Erst der rechtliche Wissens-
zuwachs verdndert auch ihre psychische Verfassung. Ein
aufgeklarter Ratsuchender wird schnell erkennen, dass er
zwar von den gerichtlichen Mafinahmen seiner Glaubiger ab-
héngig ist, diese aber im Gegenzug ebenso auf ihn und sein
Zahlungsverhalten angewiesen sind. Er ist nicht mehr der
»Spielball“ seiner Glaubiger und zahlt aus Angst heraus wirt-
schaftlich unsinnige Raten, sondern dreht nun den Spie3 um
und fordert seine Glaubiger auf, doch erst einmal ihre Forde-
rung detailliert zu belegen. Anstelle des bedrohlichen Ge-
flihls des Ausgeliefertseins an die Glaubiger tritt die niichter-
ne Analyse der Moglichkeiten in Hinblick auf die eigene
Situation. Der Schuldner lernt wieder, klar zu denken, sinn-
voll zu planen und unabhéngig von Gldaubigerinteressen eine
firihn geeignete Losung zu finden. Im idealtypischen Fall ver-
wandelt sich ein Ratsuchender im Verlauf der Beratung zum
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kritischen Schuldner, der z. B. nicht bereit ist, iberhhte Mahn-
gebiihren von Inkassobiiros hinzunehmen.

Der Berater sollte das zunehmende Lernen einer selbstsiche-
ren Haltung des Schuldners insbesondere gegeniiber Glau-
bigervertretern aktiv unterstiitzen und dabei auch ungewdhn-
liche Vorgehensweisen in Betracht ziehen. Warum nicht
einfach das vierte gleich lautende Mahnschreiben eines In-
kassobiiros vor den Augen des Ratsuchenden zerkniillen?
Oderihn ermutigen, das ungebetene Telefonat mit einem auf-
dringlichen Bankmitarbeiter innerhalb einer Minute freund-
lich, aber bestimmt zu beenden. Jede Verbesserung der psy-
chischen Situation eines Ratsuchenden starkt letztlich auch
dessen gesamte korperliche Verfassung.

Sich finanziellen Realitdten stellen

Wie bei den Gldaubigerschreiben auch, gilt es fiir den Ratsu-
chenden, genauer hinzuschauen, wenn es um die finanzielle
Gegeniiberstellung von monatlichen Einnahmen und Ausga-
ben geht. Bekanntlich ist deshalb die Erstellung eines Mo-
natsbudgets seit jeher ein wesentlicher Bestandteil von
Schuldnerberatung. Diese Auflistung kann fiir den Betroffe-
nen zu einem Schlisselerlebnis werden, denn fiir viele Rat-
suchende ist es das erste Mal, ihre Finanzen auf diese Weise
im geordneten Vergleich gegeniibergestellt zu sehen. Hierbei
fallt auf, dass bei fast allen Ratsuchenden trotz detailliert
ausgearbeiteter Angaben in der Budgetaufstellung die Addi-
tion der Gesamtausgaben fehlt, die erst das wahre Defizit im
Vergleich zu den Einnahmen offenbaren wiirde. Ist dieses
erst einmal offensichtlich geworden, heifit es haufig ,,das
werde ich schon irgendwie hinkriegen®. Meist steckt hinter
dieser Aussage jedoch kein konkreter Plan, sondern der
Wunsch ist der Vater des Gedankens. Ebenso verhdlt es sich
mit dem von Schuldnern haufig gedufierten Wunsch nach ei-
ner Umschuldung im Sinne einer Zusammenfassung aller
Verbindlichkeiten verbunden mit einer kiinftigen Gesamtrate.
Auch wenn dies in seltenen Einzelfdllen tatsdchlich das Mittel
der Wahl sein kann, entspricht es in der Regel unrealistischer
Vorstellungen vom Umgang der Geldgeber mit iberschulde-
ten Personen.

Wie bei der Forderungszusammenstellung empfiehlt es sich
auch hier, dem Ratsuchenden vor dem eigentlichen Bera-
tungstermin ein Budgetblatt mit detailliert vorgegebenen
moglichen Einnahmen- und Ausgabeposten zukommen zu
lassen. Wird dieser Bogen beim Erstgesprach ohne jegliche

Eintragung vorgelegt, so liegen entweder (bei Ausldndern)
sprachlich bedingte Verstdandigungsschwierigkeiten oder Wi-
derstdnde gegen die ungeschminkte Offenlegung der meist
desolaten finanziellen Lage vor. Bei der Budgeterlduterung
geht es dann darum, zusammen mit dem Ratsuchenden rea-
listisch zu priifen, ob der Lebensunterhalt bei Fortzahlung der
Ratenverbindlichkeiten tatsdchlich gesichert werden kann.
Dies gelingt haufig nur durch Einnahmenerh6hung oder Aus-
gabenkiirzungen. Ist dies nicht machbar, gilt es, dem Ratsu-
chenden zu verdeutlichen, dass das errechnete Defizit sich
Monat fiir Monat potenzieren wird und mit welchen Glaubi-
germafinahmen kurz- und mittelfristig zu rechnen ist. Eine
seitens des Beraters gut eingefiihrte Monatsbudgeterstellung
setzt auf den durchaus therapeutisch wirksamen Aha-Effekt.
Sobald ein Ratsuchender seine Finanzlage realistisch erfasst
hat, wird er von sich aus die Frage stellen, wie man denn am
besten das defizitdre Budget verandern kann.

Ausgaben hinterfragen

Nur ein Teil der verschuldeten Ratsuchenden fragt sich
selbstkritisch, wie es denn kommen konnte, dass sie von ei-
ner anfangs haufig noch finanziell gut abgesicherten Situati-
on in die Verschuldungsfalle geraten sind. Diese Menschen
kiindigen unnotige Versicherungsvertrage, tiberdenken ihre
zahlreichen Ausgaben und sind beraterischen Anregungen
zum Fiihren eines Haushaltsbuches gegeniiber offen. Haufi-
ger anzutreffen sind jedoch jene tiberschuldeten Personen,
die beziiglich ihres eingefahrenen Ausgabeverhaltens ein kri-
tisches Feedback durch einen objektiven AuBenstehenden
bendtigen. Fragt man sie nach dem Anlass fiir eine Kreditauf-
nahme, wird haufig als Ausloser ein umgeschuldetes tber-
zogenes Girokonto genannt und dabei das haufig schon zu
diesem Zeitpunkt zugrunde liegende Budgetproblem ausge-
blendet. Bei ihnen gilt es, einzelne Budgetposten klar und
deutlich zu hinterfragen — z.B.: Wieso betragen die monatli-
chen Telefonausgaben iiber 100 Euro?, Warum wurden trotz
Verschuldung zahlreiche Versicherungsvertrdage abgeschlos-
sen? Ist Ihnen bewusst, dass die Ausgaben fiir Zigaretten
mehrals Ein Drittel der Wohnungsmiete ausmachen? Warum
wurde ein Neuwagen {iber 20.000 Euro auf Kreditbasis ge-
kauft und nicht ein gebrauchtes Kfz fiir 5.000 Euro ange-
schafft?

Zu kléren hierbei ist hdufig auch die emotionale Komponen-
te, die ein solcher Konsum fiir den Einzelnen hat. Ist er sich
hierbei der Einfliisse von Medien, Nachbarn und Ehegatten
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auf sein Konsumverhalten bewusst? Ratsuchende kénnen auf
diese Weise lernen, kostspielige Ausgaben auf ihre tiefere
Bedeutung hin zu hinterfragen, auf diese zu verzichten oder
sich bewusst in ihren sonst verbleibenden finanziellen Még-
lichkeiten massiv einzuschranken. Sie miissen oft schmerz-
lich erkennen, was sie sich tatsachlich innerhalb ihres finan-
ziellen Spielrahmens leisten kénnen — und was nicht.

Sich mit (Zahlungs-)Moral auseinandersetzen

In derjungen Generation ist gehduft die Einstellung anzutref-
fen, dass Schuldenmachen nichts Besonderes sei und ein
standig am Dispolimit ausgeschopftes Girokonto zu den (ib-
lichen finanziellen Gepflogenheiten gehore. Sollte dieses ei-
nes Tages nicht mehr riickfiihrbar sein, kénne man ja ein In-
solvenzverfahren durchfiihren lassen. Sorglos werden oft
mehrere Handyvertrdge parallel abgeschlossen, teilweise so-
gar die (noch nicht abgezahlten) Gerate weiterverkauft. Feh-
lendes Unrechtsbewusstsein und Fehleinschdtzung von mog-
lichen Betrugstatbestdanden spielen zudem auch in Fallen mit
Glaubigervielzahl eine groBe Rolle. Das Postulat einer wert-
freien Beratung ist haufig weltfremd und wenig hilfreich. Bei
offensichtlichen moralischen Fehlverhalten eines Betroffenen
ist es Pflicht eines Beraters, im pddagogischen Sinne Stel-
lung zu beziehen. Uber die rein rechtliche Belehrung hinaus
gilt es, ein Bewusstsein fiir Recht und Unrecht zu schaffen.
Dieses Ziel lasst sich am besten erreichen, in dem Beispiele
aus dem Privatbereich herangezogen werden (z.B. ein Be-
kannter bekommt Geld geliehen, zahlt aber nicht zuriick).
Schuldner bewerten Sachverhalte vielfach einseitig aus ihrer
(egoistisch gepragten) Sicht und verlieren dabei den Blick fiir
ihre Geldgeber. Insofern ist es auch bei der moglichen Einlei-
tung eines Insolvenzverfahrens generell von beraterischer Be-
deutung, das vom Ratsuchenden angestrebte Ziel der indivi-
duellen Schuldenfreiheit zu relativieren und den gesetzlich
vorgeschriebenen au3ergerichtlichen Einigungsversuch als fi-
nanziellen Interessensausgleich zwischen Schuldner- und
Gldubigerinteressen herauszustellen.

Andererseits gibt es viele meist dltere Schuldner, die unter
ihrer Riickzahlungsunfahigkeit leiden und Schuldgefiihle ent-
wickeln, auch dann wenn die Verschlechterung ihrer finan-
ziellen Situation verschlechterten gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen (z.B. die Arbeitslosigkeit infolge eines
Firmenkonkurses) geschuldet ist. Die Abgabe einer Vermo-
gensauskunft wird von diesem Personenkreis noch haufig als
»Verlust der biirgerlichen Ehre* bewertet.

Hier gilt es, in Zeiten des Wirtschaftsliberalismus briichig ge-
wordene Moralbegriffe zu hinterfragen und zu relativieren.
Vielen hilft bereits die Information, dass sie mit ihren finan-
ziellen Problemen nicht alleine sind, sondern dieses Schick-
sal mit weiteren ca. 6 Millionen deutschen Biirgern teilen. An-
dere Ratsuchende mit hohen moralischen Anspriichen an
sich selbst wiederum bediirfen einer intensiveren gesprachs-
therapeutischen Entlastung.

Verantwortung fiir das eigene Handeln iibernehmen

Einige Ratsuchende erkldren ihre vielfdltige Verschuldung da-
mit, dass sie ,friither eben jung und dumm*® waren oder ma-
chen ungliickliche Umstande bzw. ihnen nicht wohl geson-
nene Mitmenschen fiir die Schuldenmisere verantwortlich.
Andere wiederum geben den Banken die Schuld, die sie aus
ihrer Sicht zur verantwortungslosen Uberziehung ihres Kon-
tos veranlasst hatten.

Solche Einstellungen und Schuldzuweisungen zu knacken,
ist fiir den Berater keine leichte Aufgabe. Hierbei geht es letzt-
lich nicht nur um die fehlende Selbstreflexion des eigenen
Verhaltens, sondern meist um die Korrektur des eigenen
Selbsthildes — ,,Schuld sind immer die anderen®. Dennoch
sollte man leichtfertige Aussagen, die dem eigenen Anteil an
entstandenen Problemsituationen verharmlosen oder vernei-
nen, nicht einfach stehen lassen, sondern dem Ratsuchen-
den klipp und klar auch eine mogliche andere Sicht der Dinge
nahe legen.

Manche Ratsuchende bitten Lebenspartner, Verwandte oder
Bekannte ihnen doch die Terminvereinbarung mit der Schuld-
nerberatung und die ldastige Zusammenstellung der Verschul-
dungsunterlagen abzunehmen — und finden h&ufig bereitwil-
lige Helfer. Fiir diesen Personenkreis ist es besonders
wichtig, dass der Berater innerhalb von Beziehungen einge-
fahrene Rollenaufteilungen —,,Meine Frau kennt sich einfach
in finanziellen Dingen besser aus. Die erledigt alle Schreiben
ftir mich.” — nicht tlbernimmt, sondern diese hinterfragt und
den eigentlich Betroffenen auffordert, kiinftig selbst die Din-
ge in die Hand zu nehmen.
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Selbst aktiv werden

Viele Ratsuchende fragen am Ende des Erstgesprachs nach,
ob sie denn ,,nicht einfach ihre Unterlagen da lassen* kon-
nen, damit sich der Berater die relevanten Briefe heraussu-
chen und gleich den Schriftverkehr mit den Glaubigern eroff-
nen kann. Ein bei einfach strukturierten Schuldnern fiir den
Berater verfiihrerischer Vorschlag, schlieflich ginge dann al-
les schneller und perfekter. Beratungsstellen, die aus finan-
ziellen Griinden auf hohe Fallzahlen angewiesen sind, werden
ein solches Vorgehen aus pragmatischen Griinden praktizie-
ren. Padagogisch sinnvoll ist es jedoch nicht.

Im Gegenteil erscheint es von Anfang an angebracht, den Rat-
suchenden mit kleinen ,,Hausaufgaben“ - z.B. die Einholung
einer Schufa-Auskunft, das Herausfinden des Riickkaufs-
werts seiner Lebensversicherung — zu betrauen und ihm spa-
ter im Rahmen seiner jeweiligen sprachlichen und geistigen
Moglichkeiten einen Teil des Schriftverkehrs mit seinen Glau-
bigern zu tibertragen. Die Mehrheit der Schuldner ist durch-
aus in der Lage, mithilfe eines Musterbriefs eine aktuelle
Gldaubigeraufstellung einzuholen und viele kénnen auch ei-
nen angeleiteten Vergleichsvorschlag — bei vorgegebenen
Mustertext und Glaubigerquotenberechnung — selbst durch-
flihren. Ein Schreiben durch eine Beratungsstelle empfiehlt
sich eigentlich nur dann, wenn man bereits bestehende gute
Erfolgsaussichten durch den Briefkopf der Stelle weiteres Ge-
wicht verleihen mdchte. Sollte ein Insolvenzverfahren notig
werden, so ist das Ausfiillen des Antrags zundchst einmal
Aufgabe des Schuldners, auch wenn dies der Berater viel
schneller erledigen kénnte. Der Berater unterstiitzt ihn jedoch
beijenen Antragsanlagen, die ihn tiberfordern wiirden — z. B.
beim Glaubiger- und Forderungsverzeichnis. Ein Ratsuchen-
der, der im Rahmen seiner Moglichkeiten aktiv mitarbeitet
und nicht andere fiir sich handeln ldsst, weif} spater auch den
Erfolg seiner Bemithungen mehr zu schétzen als ein anderer,
der den Schuldnerberater fiir sich arbeiten ldsst und die
Dienstleistung Schuldnerberatung letztlich nur konsumiert.

Am Ball bleiben

Am Anfang einer Beratung sind viele Ratsuchende sprunghaft
und nervés, kommen von einem Problem aufs andere, ver-
zetteln sich mit Kleinigkeiten, denken tiber Versaumnisse der
Vergangenheit nach, wissen nicht, was zu tun ist und was
nicht. Thnen fehlt der ,,rote Faden®.

Dem Berater obliegt es, ihnen eine Handlungsstruktur zu ge-
ben, an der sie ihr weiteres Vorgehen ausrichten kénnen. Da-
bei sollte er nicht nur mogliche Alternativen aufzeigen, son-
dern aus seiner Expertensicht fiir eine Variante votieren und
diese mit ihren jeweiligen Vor- und Nachteilen ndher erldu-
tern. Flir Ratsuchende ist es besonders wichtig, die ndchsten
Schritte zu kennen, die sie ihrem Ziel ndher bringen. Diese
missen als Baustein ihres Gesamtentschuldungskonzepts
nachvollziehbar und transparent sein. Nur so ist es moglich,
sie zu motivieren, an der Losung ihres Schuldenproblems
weiter zu arbeiten und nicht aufzugeben oder in Resignation
zu verfallen. Wer am Ball bleibt, wird in der Regel am Ende
mit seiner Entschuldung belohnt. Doch der Weg dorthin ist
voller Tiicken und — wenn er Uber ein Insolvenzverfahren
fihrt — blirokratischer Hiirden. Wer schlielich das Licht am
Ende des Schuldentunnels sieht, hat auf den Weg dorthin si-
cherlich einiges dazugelernt.

Das Ziel einer Entschuldung ist bei einer Schuldnerberatung
die ,,Pflicht“, die Ermdglichung neuer Lernerfahrungen jedoch
die ,,Klir“. Wie in anderen Beratungsformen auch geht es dar-
um, dass ein Ratsuchender Probleme wahrnimmt, diese (ein-)
ordnen kann, hierzu eine realistische Haltung einnimmt, dar-
liber zu reflektieren vermag, Angste abbaut und sachlich, ei-
genverantwortlich, aktiv und konsequent an seiner Problem-
l6sung arbeitet. Schuldnerberatung besteht nicht vorwiegend
aus der Kenntnis dicker InsO-Kommentare; Schuldnerbera-
tungist und bleibt schwerpunktmaéfig klassische Beratungs-
arbeit.
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Leserbrief zu Nicolas Mantseris Beitrag ,,Partizipation und Differenzierung in der sozialen Schuldnerberatung®

aus BAG-SB-Informationen, Ausgabe 3_2015

Der Kollege Nicolas Mantseris beschreibt in seinem Beitrag,
wie die Beratung bei der Caritas in Neubrandenburg unter
den Bedingungen hoher Nachfrage organisiert wird. Aus-
gangspunkt der Darstellung ist der Konflikt um die im Jahr
2007 verabschiedete Sollzahl an Neuaufnahmen und den
deutlich dariiber liegenden tatséchlichen Fallzahlen. Letztere
rufen Kritik hervor, die Frage der Fachlichkeit scheint aufge-
worfen. Der Kollege stellt seinen Ansatz eines ,,Neubranden-
burger Modells“ zur Diskussion. Dieses Angebot soll hiermit
aufgenommen werden.

Die beschriebenen Ausgangsbedingungen haben Gemein-
samkeiten mit den meisten der mir bekannten Schuldnerbe-
ratungsstellen. Bei hoher Nachfrage und eingeschrankten
personellen Ressourcen findet zwangslaufig eine Mangelver-
waltung statt. Die jeweilige Beratungsstelle wird Strategien
suchen, die das Funktionieren der Stelle erméglichen und de-
ren Fortbestand sichern. Auch wenn hierbei Sollzahlen, so-
weit sie die Qualitdt hoher Fachlichkeit absichern sollen, in
den Hintergrund treten. Dieser Tatbestand, das Bemiihen um
Losungen, ist aus meiner Sicht zwingend und kann nicht oh-
ne Weiteres kritisiert werden.

Dennoch bedarf es einer kritischen Gesamtbetrachtung, wel-
che die gewdhlten Strategien vor dem Hintergrund ihres Ent-
stehens tberpriift. Es ist regelmdfig nicht die Orientierung
an dem Ideal sozialer Schuldnerberatung, sondern der Man-
gel an Ressourcen, welcher Kompromisse erforderlich macht.
Entsprechend werden aus diesen Kompromissen in der Regel
Abstriche an Fachlichkeit und Anspruch resultieren.

Nicolas Mantseris erldutert detailliert eine Herangehenswei-
se, welche zu einem Konzept zusammengefiihrt und als
»Neubrandenburger Modell“ bezeichnet wird. Das Herange-
hen habe sich hierbei ,,entsprechend den Anforderungen aus
der Beratungspraxis, stets jedoch vor dem Hintergrund des
eigenen sozialarbeiterischen Anspruchs® entwickelt. Die Be-
standteile des Konzepts sind in wesentlichen Teilen nachvoll-
ziehbar und gelebte Praxis. Soweit sie sich jedoch als Losung
der Frage verstehen, ob eine nachhaltige soziale Schuldner-
beratung auf Dauer ohne essenzielle Abstriche moglich ist,
ohne dass das Problem von Nachfrage und Ressourcen aus
dem Blickwinkel ihres Anspruchs gedacht wird, so scheint
mir das Konzept zu optimistisch.

Nach meiner Erfahrung und der Beobachtung der Entwicklung
anderer Beratungsstellen resultiert aus der Mangelverwal-
tung immer eine Anpassung des sozialarbeiterischen An-
spruchs. In diesem Sinn ist auch die in dem Beitrag beschrie-
bene ,,massiv gesunkene durchschnittliche Dauer einer
Beratung“ bereits Teil dieser Anpassung und eben nicht Re-
sultat einer methodisch fachlichen Weiterentwicklung.

Es dirfte unstrittig sein, dass funktionsfahige Software wie
CAWIN erst die Voraussetzung zur Verwaltung hoher Fallzah-
len schaffen. Der Einsatz von Technik im heute tiblichen Rah-
men oder die ,,Verschlankung® der Abldufe, beispielsweise
durch die Kombination der Bitte um Zusendung einer Forde-
rungsaufstellung kombiniert mit einem flexiblen Nullplan,
sind geldaufig. Der an dieser Stelle dann auch tibliche Verzicht
auf eine detaillierte Forderungsiiberpriifung macht hingegen
deutlich, dass es nicht nur um qualitative Weiterentwicklun-
gen, sondern um Abstriche beim sozialarbeiterischen An-
spruch geht. Ware die notwendige Ausstattung gegeben, wiir-
de die hartndckige Forderungsiiberpriifung zu Recht als
Element eines Verbraucherschutzes oder der Kontrolle und
Einddmmung unlauterer Inkassopraktiken als selbstver-
standlicher Bestandteil schuldnerberaterischen Handelns ge-
sehen.

Leider bin ich hier nicht in der Lage, ein Beratungsideal aus
eigener Erfahrung anzufiihren. Als Mitarbeiter einer Bera-
tungsstelle, die bei einer Personalausstattung von 1,9 Voll-
zeitstellen fiir Beraterlnnen ein Einzugsgebiet von ungefahr
160.000 Menschen betreut, sind mir die Probleme einer
Mangelverwaltung bestens vertraut. Auch unsere Beratungs-
arbeit ist zwangsldufig geprdgt durch Kompromisse und Ab-
striche an unserem konzeptuellen Anspruch.

Die Darstellung des ,,Neubrandenburger Modells* scheint mir
aber dessen ungeachtet zu idealisierend. Die beschriebenen
Ansdtze sind das Ergebnis einer Anpassung der Beratung an
die strukturellen Gegebenheiten. Weder ist diese Anpassung
verwerflich, noch soll damit das Bemiihen um den Erhalt ei-
nes ,hohen sozialarbeiterischen Anspruchs* der Beratungs-
stelle in Abrede gestellt werden. Sie ware aber nach meiner
Auffassung als solche zu benennen.
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Verdeutlicht werden soll dies am Beispiel der Differenzierung
bei einer Haushalts- und Budgetberatung. Diese kann keinen
Selbstzweck darstellen, sondern orientiert sich am konkreten
Bedarf und an denen im Beratungsprozess auszuhandelnden
Zielen. Soweit die mangelhafte Ausstattung der Beratungs-
stelle diese Differenzierung erforderlich macht, dieses Ange-
bot also kein wirklich offenes Angebot mehr darstellt sondern
dem Funktionieren der Stelle dient, so sollte dies kenntlich
gemacht und kritisch hinterfragt werden.

Nur so bietet sich die Chance, die soziale Schuldner- und In-
solvenzberatung wieder starker von lhrem Anspruch her und
weniger von der Funktionalitdt der Beratungsstelle zu denken
und neu zu diskutieren. Dabei ist der Begriff einer ,,sozialen
Schuldner- und Insolvenzberatung” auch dringend aus sei-
nem Schlagwortdasein herauszuholen und neu mit Inhalten
zu flillen — um deren Umsetzung es dann zu streiten gilt.

Bernhard Guttenbacher,
Diplom-Sozialarbeiter (FH),
Schuldnerberater beim
Diakonischen Werk Pfalz in Speyer

ld

Drei Prasenzseminare unterstiitzt durch Online-Module

Neuer Kurs der bakd

Grundausbildung

Fir das Ausbildungsjahr 2016/2017 bietet
die Bundesakademie fir Kirche und Diakonie
ihre bewahrte Grundausbildung als
Zertifikatskurs an. Damit setzt sie Standards
in der Fort- und Weiterbildung fiir die
Schuldnerberatung. Neben der Vermittlung
von Hilfen zur Uberwindung von finanziellen
Notsituationen tritt gleichgewichtig die
Vermittlung von Hilfen bei der Uberwindung
der sozialen und psychischen Folgen der
Existenzgefahrdung durch Uberschuldung.

Nach erfolgreichem Abschluss aller Kursab-
schnitte und der Erstellung einer Hausarbeit
erhalten Sie ein Zertifikat der bakd.

Bitte informieren Sie sich auch iiber die
Einzelthemen ,Schuldnerberatung™!

Termine:

21.11.2016 - 25.11.2016
13.03.2017 - 17.03.2017
18.09.2017 - 22.09.2017

Dozierende:
- Katharina Loerbroks
Dipl. Sozialpdd., Schuldnerberatung, Berlin

- Frank Lackmann
Fachzentrum Schuldenberatung Bremen e.V.

- Prof. Dr. Peter Schruth
Hochschule Magdeburg

Veranstaltungsort:
Bundesakademie fiir Kirche und Diakonie
Heinrich-Mann-Str. 29, 13156 Berlin-Pankow

Kosten:
1.950 Euro plus Ubernachtung/Verpflegung

Bitte fordern Sie eine ausfiihrliche Ausschreibung an:

Ulrike Jaros

Telefon: 030-488 37-467
Telefax: 030-488 37-300
E-Mail: ulrike.jaros@ba-kd.de
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in eigener sache

Prof. Dr. Dieter Zimmermann geht in Rente

Wer sich in den letzten 30 Jahren mit Schuldnerberatung be-
schaftigt hat, ist unzweifelhaft in vielerlei Beziehung schnell
auf den Namen Dieter Zimmermann gestofien.

Dieter Zimmermann wurde 1951 in Worms geboren und
wuchs in Oppenheim am Rhein auf. Von 1969 bis 1974 stu-
dierte er Jura in Mainz und Freiburg. Nach dem zweiten juri-
stischen Staatsexamen 1977 war er drei Jahre wissenschaft-
licher Mitarbeiter am Lehrstuhl fiir Strafrecht, Prozessrecht
und Kriminologie an der Uni Mainz. Dort promovierte er
1980/1981 zum Thema ,,Die Verschuldung der Strafgefange-
nen. Erhebungen zum Schuldenstand und Er6rterung der
rechtlichen Méglichkeiten fiir eine Schuldenregulierung®.

Von 1980 bis 1982 war er als Staatsanwalt in Darmstadt tatig.
Diese Tatigkeit wurde unterbrochen von einer Abordnung in
das hessische Justizministerium, wahrend derer er das Pro-
gramm zur Vermeidung des Vollzuges von Ersatzfreiheitsstra-
fen durch Arbeitsstunden federfiihrend entwickelte.

1982 wurde er zum Professor am Fachbereich Sozialarbeit/
Sozialpddagogik der Evangelischen Fachhochschule Darm-
stadt (EFHD) mit den Schwerpunkten Strafrecht, Jugendstraf-
recht, Strafprozess, Strafvollzug und Kriminologie berufen.
Der EFHD, heute EHD (Evangelische Hochschule Darmstadt),
ist er bis heute treu geblieben.

Neben dem Thema Strafrecht hat er das Thema Schuldnerbe-
ratung — damals noch ein Nischenthema — bereits Mitte der
8oer Jahre in der Lehre etabliert und seitdem kontinuierlich
ausgebaut. Schuldnerberatung ist an der EHD seit iber 25
Jahren fester Bestandteil nicht nur des Grund-, Haupt- und
des Masterstudiums. In der Fortbildungsabteilung bildet Die-
ter Zimmermann berufsbegleitend aus und in Praktikerforen
werden seit 25 Jahren Praxisfragen mit namhaften Gasten aus
Wirtschaft, Justiz und Verwaltung diskutiert.

Die Praktikerforen, die regelmaBig innerhalb von zwei Tagen
nach Veroffentlichung ausgebucht sind und in denen jedes
Jahr ca. 100 Spezialistinnen und Spezialisten der Schuldner-
beratung zusammenkommen, sind Ausdruck seines Grund-
verstdandnisses von Schuldnerberatung als Vermittlung zwi-
schen Schuldnern und Glaubigern, seines durchgehenden
Strebens, Lehre und Praxis zusammenzufithren und der Uber-

zeugung, dass Soziale Arbeit tiber die Einzelfallhilfe hinaus
skandalisieren und Einfluss nehmen muss. Er hat es dabei
immer verstanden, sein Fachwissen mit grof3er Kollegialitat
und Empathie zu verbinden. Viele Kolleginnen und Kollegen
der spezialisierten wie auch der integrierten Schuldnerbera-
tung haben ,,ihr Handwerk“ bei ihm gelernt. Legendar ist sei-
ne Bereitschaft, komplizierte Fachfragen umfanglich inner-
halb kiirzester Zeit zu beantworten.

Neben seiner Lehrtatigkeit hat er das Arbeitsfeld Schuldner-
beratung durch vielerlei Aktivitaten entscheidend mitgepragt.
Hierzu zahlen zahlreiche Veroffentlichungen seit 1981, dar-
unter auch zahlreiche in den BAG-SB-Informationen.

Besonders hervorzuheben ist hier sicherlich das kontinuier-
lich fortgeschriebene ,,Praxishandbuch Schuldnerberatung*
(mittlerweile in 23 Ergdnzungslieferungen), das man sicher-
lich als das Standardwerk der Schuldnerberatung bezeichnen
kann.

Neben vielen weiteren Tatigkeiten seien noch besonders er-
wahnt seine intensive Mitarbeit im Arbeitskreis Girokonto und
Zwangsvollstreckung der AGSBV, Gutachterauftritte bei diver-
sen Anhorungen in Berlin, die Mitgriindung der Hessischen
Resozialisierungsfonds sowie der Marianne-von-Weizsdcker-
Stiftung und zahlreiche veréffentlichte Arbeitshilfen.

Hervorzuheben ist, dass Dieter Zimmermann Schuldnerbera-
tung immer als Arbeitsfeld der Sozialen Arbeit verstanden hat
und daher die zunehmende Entwicklung der Schuldnerbera-
tung in den letzten 15 Jahren hin zu einer Entschuldungsma-
schinerie kritisiert hat.

Wir konnen nur hoffen, dass er auch im verdienten Ruhe-
stand genug ,,Unruhe“ behdlt, um sich weiter in das Arbeits-

feld Schuldnerberatung einzubringen.

Thomas Zipf
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Dank an Prof. Dr. Dieter Zimmermann

Die Arbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung der Verbdnde
(AG SBV) dankt Professor Dr. Dieter Zimmermann herzlich fiir
seine langjdhrige — ehrenamtliche — Mitarbeit im Arbeitskreis
Girokonto und Zwangsvollstreckung. Dieter Zimmermann ver-
ldsst die Ev. Hochschule Darmstadt und geht in seinen ver-
dienten Ruhestand. Leider beendet er damit auch seine aktive
Mitarbeit im Arbeitskreis Girokonto und Zwangsvollstreckung.

Seit Griindung des Arbeitskreises war erinnerhalb der AG SBV
mafgeblich an der Erarbeitung von Stellungnahmen u. a. zum
Girokonto fiir Jedermann, der Kontopfandungsreform, einer
Reform des Zwangsvollstreckungsrechts (GNEUMOP), der eu-
ropdischen Richtlinie zum Basiskonto u.v.m. beteiligt. Die
grundlegende Erh6hung der Pfandungsfreigrenzen im Jahr
2002 ist im Wesentlichen auf der Grundlage seiner Berech-
nungen zum pfandungsfreien Existenzminimum zuriickzufiih-
ren.

Seit 2010 war ihm mit Inkrafttreten des Pfaindungsschutzkon-
tos die Umsetzung und Anwendung des neuen Rechts ein
zentrales Herzensanliegen. Im Arbeitskreis hat er maBgeblich
an der Ausgestaltung des P-Kontos in Deutschland mitge-

wirkt, u. a. durch Veroffentlichungen und in konstruktiven Ge-
sprachen mit der Kreditwirtschaft, dem Bundesjustizministe-
rium und weiteren Beteiligten.

Fiir die Schuldnerberatung hat er dariiber hinaus eine Viel-
zahlvon Arbeitshilfen erstellt und damit den Kolleginnen und
Kollegen die praktische Arbeit erheblich erleichtert.

Mit Dieter Zimmermann verldsst ein wichtiger Vordenker und
Mitstreiter fiir einen effektiven Vollstreckungsschutz seine
aktive Rolle im Arbeitsfeld Schuldnerberatung. Wir hoffen
aber, dass er ,,seinen“ Themen auch weiterhin verbunden
bleibt und manches Mal als Ratgeber zur Verfiigung steht.

Die AG SBV dankt Dieter Zimmermann fiir sein auf3erordent-
liches und freiwilliges Engagement im Rahmen des Arbeits-
kreises Girokonto und Zwangsvollstreckung und wiinscht ihm
spannende Aufgaben in einem erfiillten ,,Unruhestand“.

Im Namen der AG SBV,
Matthias Bruckdorfer

Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung

Die Jahresfachtagung der BAG-SB findet
vom 11. bis 12. Mai 2016 im Festsaal der Berliner Stadtmission,
Lehrter Strafle 68 in 10557 Berlin statt.

1:7:(@ Weitere Informationen gibt es bei: Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung e.V.
-SB Friedrichsplatz 10 - 34117 Kassel - Telefon: 0561/77 10 93 - Fax: 0561/71 11 26 - E-Mail: info@bag-sbh.de
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in eigener sache

Unsere neue Geschaftsfiihrung hat ihren Dienst begonnen
und nutzt die Gelegenheit, sich kurz vorzustellen

Liebe Mitglieder, Freunde und Forderer der BAG-SB,

wie bereits im letzten Newsletter der BAG-SB angekiindigt,
habe ich zum 1. Februar 2016 die Geschéftsfiihrung der Bun-
desarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung e.V. ibernom-
men. Auf diese Aufgabe freue ich mich sehr und méchte die
Gelegenheit gerne nutzen, mich kurz bei lhnen vorzustellen.
Mein Name ist Ines Moers, ich bin 31 Jahre alt, Dipl.-Sozial-
wirtin und Schuldnerberaterin.

Mein Interesse und meine Begeisterung fiir die soziale
Schuldnerberatung wurde nicht unwesentlich von Dieter Zim-
mermann geprdgt, dem diese Ausgabe des BAG-Info gewid-
met ist. In Berlin brachten er und Cilly Lunkenheimer mich in
Grund-, Aufbau- und Aktualisierungskursen seit 2008 dem
Thema Schuldnerberatung nahe und zeigten mir, warum und
wie die soziale Schuldnerberatung mehr leistet als reine In-
solvenzberatung. In meinerinsgesamt neunjahrigen Tatigkeit
in der Wohnungslosenhilfe konnte ich dann oft unmittelbar
erleben, wie die soziale Schuldnerberatung mafigeblich dazu
beitragt, die Lebenssituation der Ratsuchenden und ihrer Fa-
milien nachhaltig zu verbessern: oft genug bot die Regulie-
rung der Schulden den Grundstein fiir den Bezug und Erhalt
einer eigenen Wohnung aus der Wohnungslosigkeit.

In den tber acht Jahren aktiver Mitgliedschaft in der Landes-
arbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung Hamburg e. V. habe
ich die BAG-SB als Fachverband der Beratungspraxis unter
anderem durch meine Mitarbeit im Landerrat und als Refe-
rentin bei der Jahresfachtagung 2014 kennengelernt. Nun
reizt mich die Aufgabe, meine Erfahrungen weiter einzubrin-

gen und die BAG-SB bei der Durchsetzung ihrer sozialpoliti-
schen Ziele zu unterstiitzen. Der Umzug der Geschdftsstelle
nach Berlin wird diese Aufgabe sicher erleichtern.

Inhaltlich liegen mir die Themen Schuldenprédvention und
Verbraucherschutz, Vernetzung von Beraterinnen und Bera-
tungsstellen, Berufshild Schuldnerberaterin, Offentlichkeits-
arbeit zum Thema Schulden und niedrigschwellige Bera-
tungsangebote besonders am Herzen. Praktisch freue ich
mich in meiner neuen Tatigkeit auch auf die Organisation von
Veranstaltungen, das Vereinsmanagement und den Vertrieb
der Fachinformationen, die die BAG-SB herausgibt. Diese In-
teressen und Schwerpunkte decken sich sehr gut mit den Ta-
tigkeitsfeldern der BAG-SB: Mitgliedertreffen, themenbezoge-
ne Arbeitskreise, Landerrat und Seminare, aber auch
theoretische Auseinandersetzungen im wissenschaftlichen
Kontext bieten den Rahmen fiir fundierte inhaltliche Diskus-
sionen und die gemeinsame fachliche Aufarbeitung aktueller
Themen.

In diesem Sinne hoffe ich, dass es nicht bei dieser kurzen
Vorstellung meiner Person bleibt, sondern dass schon bald
ein personliches Kennenlernen mit vielen von lhnen und Euch
stattfindet, aus dem innovative Ideen, gelungene Koopera-
tionen und spannende Projekte fiir die BAG-SB entstehen.

Ich freue mich auf die Zusammenarbeit
mit lhnen und Euch!
Ines Moers

34

BAG-SB Informationen — Heft 1 — 2016



literaturempfehlung

Neuauflagen aus der Reihe ,,Informationsoffensive*
Projektbiiro Stephan Hupe legt drei Ratgeber neu auf

In der Reihe Informationsoffensive vom Projektbiiro Stephan
Hupe sind kiirzlich drei Ratgeber neu erschienen, die nach-
folgend kurz vorgestellt werden sollen. Beratungsstellen, die
diese Ratgeber als Handout einsetzen und gréf3ere Mengen
ordern, erhalten — nach Bestellmenge gestaffelt — erheblich
glinstigere Preise, wenn sie direkt beim Verlag www.informa-
tionsoffensive.de (vorzugsweise online) bestellen.

- Clever Energie sparen mit wenig Kohle
ISBN 978-3-9812273-1-4

Energiekosten machen vor allem bei Menschen mit geringem
Einkommen einen hohen Anteil der Fixkosten aus. Viele von
ihnen wohnen zur Miete und sehen fiir sich nur wenige Még-
lichkeiten, Energiekosten zu sparen. Der 44 Seiten umfassen-
de Energieratgeber mit dem launigen Titel ,,Clever Energie spa-
ren mit wenig Kohle“ beschrankt sich daher nicht nur auf den
Hinweis zur Nutzung von Energiesparlampen, deren Wirkung
ein jeder auch ohne Ratgeber erahnt. Der Bogen wird von der
Heizenergie {iber die Stromverbraucher, den Wasserverbrauch
bis hin zu den Energiekosten fiir die eigene Mobilitdt ge-
spannt. Dariiber hinaus zeigt der Ratgeber Informationen zum
Umgang mit Energieschulden, drohenden oder bereits umge-
setzten Energieliefersperren auf.

Die Autor_innen: Manfred Balz-Fiedler hat in unzdhligen per-
sonlichen Beratungen sowohl Mieter, als auch bauausfiih-
rende Handwerker beraten und fiihrt Vortragsreihen zum
Energiesparen durch. Bettina Hoenen war einige Jahre als
Schuldnerberaterin bei der Stadt Grevenbroich und spater
beim Diakonischen Werk Hofgeismar-Wolfhagen tatig. Zurzeit
arbeitet sie in einer Fachberatungsstelle ,,Wohnen“ und ist
dort mit Fragen von Miet- und Energiekosten konfrontiert.

- SGB Il (Hartz IV)-Ratgeber 2016
ISBN 978-3-9812273-4-5

Rechtzeitig zum Jahresbeginn steht der SGB Il (Hartz IV)-Rat-
geber 2016 als Begleiter sozialer Beratung zur Verfiigung. Pra-
xisorientiert werden die wichtigsten Aspekte des Sozialgesetz-
buches Il vorgestellt: Anspruchsvoraussetzungen, Bildung
von Bedarfsgemeinschaften und Héhe von Vermogensfrei-
grenzen, um nur einige Themenfelder zu nennen. Es folgt eine
Einfiihrung in die verschiedenen Bedarfsgruppen (Regelbe-

darfe, Bedarfe fiir Unterkunft und Heizung, Mehrbedarfe) und
das Thema Kranken- und Pflegeversicherung. Im Zentrum des
Ratgebers stehen Fragen zur ,,Anrechnung von Einkiinften.
Weitere Themen sind: Einmalige Leistungen, Riickzahlung von
Darlehen, Leistungen fiir Bildung und Teilhabe, Sanktionen,
Verglinstigungen fiir SGB-II-Bezieher/innen, Moglichkeiten zur
Rechtsdurchsetzung. Die verschiedenen Berechnungsbogen
gibt es als Downloadangebot gratis dazu.

Der Autor: Martin Staiger, Theologe und Sozialarbeiter, pu-
bliziert regelmaBig zu sozialpolitischen und sozialrechtlichen
Themen. Er war langjahriger Mitarbeiter einer Schuldnerbe-
ratungsstelle und ist derzeit an der Evangelischen Hochschu-
le Ludwigsburg als Dozent mit dem Schwerpunkt Recht der
Sozialen Arbeit tatig.

- Unterhalt priifen und Unterhalt anpassen
ISBN 978-3-9812273-0-7

Der 46 Seiten umfassende Unterhaltsratgeberim handlichen
Format versucht, sowohl die Frage einer/s Unterhaltsberech-
tigten, ob ein Unterhaltsanspruch in vollem Umfang realisiert
ist oder werden kann, zu beantworten wie die Frage eines Un-
terhaltspflichtigen, ob der ihm/ihr zustehende Selbstbehalt
gewabhrt ist. Fiir beide Seiten hdngt die Sicherung des eigenen
Lebensunterhalts schlieflich oft genug vom fairen Interes-
sensausgleich in Form einer korrekten und angemessenen Un-
terhaltszahlung ab. In der neuen Uberarbeitung ist die Diis-
seldorfer Tabelle 2016 samt Anhang ,,Tabelle Zahlbetrdge“ in
der ausklappbaren Umschlagseite abgedruckt. Der Ratgeber
legt einen Schwerpunkt auf die Bedirftigkeit als wesentliche
Grundlage fiir den Unterhaltsanspruch und erldutert u.a. den
Einsatz des eigenen Einkommens, die grundsatzliche Ver-
pflichtung zur Erwerbstatigkeit, die Zurechnung fiktiver Ein-
kiinfte, die Anpassung von Unterhaltstiteln sowie die Durch-
setzung titulierter Unterhaltsanspriiche einschlieflich des
Schuldnerschutzes beim Vorrechtsbereich.

Die Autor_innen: Gretel Diehl, Vorsitzende Richterin am OLG
Frankfurt/Main, Bernd Jaguemoth, Rechtsanwalt aus Nirn-
berg und Senior-Prof. Dr. Dieter Zimmermann von der Evang.
Hochschule Darmstadt sind allesamt ausgewiesene Unter-
haltsrechtsexpertinnen.
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InsOManager 2014 - Verbraucherinsolvenz einfach und schnell

Rechtsanwdlte und Schuldnerberatung sind bestens geriistet

Die Software InsOManager geht nun in das 15. Jahr ihres Be-
stehens. Die bewdhrten Grundfunktionen wurden unmittelbar
zur Einfiihrung des Verbraucherinsolvenzrechts konzipiert
und im kontinuierlichen Austausch mit den Anwendern im-
mer weiter optimiert. Diese Anwendungsndhe erméglichte es
den Nutzern des InsOManager, sowohl in Augenhéhe mit den
Anderungen der noch jungen Gesetzgebung zu bleiben als
auch die eigenen Arbeitsabliufe flieBend an diese Anderun-
gen anzupassen und dabei zunehmend Zeit bei den taglichen
Routinearbeiten zu sparen. Dank der flexiblen Bausteine lernt
der InsOManager mit zunehmendem Einsatz im Biiro immer
mehrdazu, und diese Automatisierung gibt dem Nutzer mehr
Zeit, den Schuldner intensiv und individuell zu beraten. Die
Moglichkeit verschiedenste Schuldenregulierungspldne blitz-
schnell durchzuspielen, helfen aktiv in der Beratung, dem
Schuldner seine Situation zu veranschaulichen und die fiir
ihn beste Losung zu finden.

Kurzbeschreibung

Der InsOManager organisiert die umfangreiche Korrespon-
denz im auBergerichtlichen Einigungsversuch effizient und
minimiert somit den Arbeitsaufwand pro Fall. Hierzu stehen
mitgelieferte Briefvorlagen zur Verfligung, die dem Nutzer die
Flexibilitat geben, die Korrespondenz auf die eigene Kanz-
lei/Beratungsstelle und deren Arbeitsabldufe anzupassen.

Die Planmoglichkeiten Einmalzahlung, Ratenplan, Quoten-
plan und die Kombination aus Einmalzahlung und Ratenplan
werden mit der monatlich flexiblen Planlaufzeit automatisiert
erstellt. Die mitgelieferten oder vom Nutzer selbst erstellten
Textbausteine setzen den Plan unmittelbar in das Angebot an
die Glaubiger um. Mit einem weiteren Mausklick wird dieses
Angebot mittels der Serienbrieffunktion per E-Mail oder Fax
verschickt oder kann zum Briefversand ausgedruckt werden.

Im Falle des Scheiterns des auBergerichtlichen Einigungsver-
suchs wird der komplette Formularsatz ,,Antrag auf Eroffnung
des Insolvenzverfahrens* mithilfe des InsOManager erstellt.
Der Adressfundus in derintegrierten Glaubiger-Adressdaten-
bank im Excel-Format spart wertvolle Zeit bei der Eingabe von
wiederholt vorkommenden Glaubigeradressen, die per Maus-
klick abgerufen werden kénnen. Der gemeinsam aufgebaute
Adressfundus hilft allen Mitarbeitern, ihre Adressdaten ge-

genseitig zu ergdnzen oder auch diese mit anderen InsOMa-
nager-Anwendern auszutauschen.

Hier listen wir einige InsOManager Programmfunktionen auf.
Eine vollstandige Beschreibung aller Programmfunktionen
finden Sie im Benutzerhandbuch.

- Der auf3ergerichtlicher Einigungsversuch

Aussagekraftiger und tibersichtlicher Regulierungsplan auf
Mausklick — wéhlen Sie unter:

- Vergleichsangebot mit Einmalzahlung

- Standard-Ratenplan (monatliche oder jdhrliche Raten)
mit beliebiger Laufzeit

- Quotenplan mit oder ohne Anpassungsklauseln

- Sukzessivplan (Vorabzahlungen an einzelne Glaubiger
gefolgt von Standard-Ratenplan)

Fiir Ihre Korrespondenz integriert die Software InsOManager
das Programm, das Sie auch sonst benutzen: Microsoft Word.

- Erstellen Sie auf Mausklick Serienbriefe an
alle Glaubiger.

- Bauen Sie lhren eigenen auf Word basierenden
Briefkopf fest ein.

- Zehn individuell gestaltbare Briefkopfvorlagen
pro Benutzer

- Profitieren Sie von den praxisbewdhrten, mit-
gelieferten Textbausteinen.

- Entwerfen und integrieren Sie Ihre eigenen Texte.

- Insolvenz — Antragstellung, Formulare

- Automatische Ubertragung der eingegebenen Daten
in das Antragsformular

- Automatische Erstellung des Glaubigerverzeichnisses
und des gerichtlichen Schuldenbereinigungsplans aus
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den Angaben im auBergerichtlichen Regulierungsplan

- Integriertes Antragsformular Verfahrenskostenstundung
der Justiz NRW (Nordrhein-Westfalen, Hamburg, Saar-
land), Stand 1.7.2014

- Mitgeliefertes PDF-Formular ,,Erklarung tiber die personli-
chen und wirtschaftlichen Verhéltnisse“ des Justiz-
portals des Bundes und der Lander — www.justiz.de.

- Integrierte Bescheinigung fiir Pfandungsschutz-Konto der
Arbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung der Verbdande

- Optimierung der Dateneingabe

Sie kdnnen hadufig wiederkehrende Adressen von Glaubigern
zentral speichern und fiir nachfolgende Félle einfach per
Mausklick abrufen. Die dieser Funktion zugrunde liegende
Datenbank liegt im Microsoft Excel Format vor.

lhr Vorteil:

- Deutlich schnellere Fallbearbeitung durch von lhnen
aufgebauten Adressfundus

- Importmoglichkeit von in geeignetem Format
vorhandenen Adressdaten

- Unkomplizierter Austausch der Datenbank mit
anderen Nutzern der Software

Statistikmodul

Das Statistikmodul ergdnzt den InsOManager mit wichtigen
Berichtsfunktionen, die fiir den jahrlichen Bericht an den Ko-
stentrager und fiir das Statistische Bundesamt benotigt wer-
den. Das Statistikmodul tibernimmt automatisch die Daten
des InsOManager zur Glaubigerart und Schuldenhdhe und er-
moglicht eine kontrollierte manuelle Erweiterung dieser Da-
ten gemaR des 2012 in Kraft getretenen Uberschuldungssta-
tistikgesetzes.

Die zeitaufwendige Erstellung eines tbersichtlich formatier-
ten statistischen Jahresberichts wird auf einen Mausklick re-
duziert. Nach Wunsch werden in diesem Bericht die Tabellen
auch automatisch in Diagramme umgesetzt. Die Beratungs-
stelle kann die Druckvorlage des Jahresberichts auf einfache
Weise an ihre individuellen Bediirfnisse anpassen. Das Sta-
tistikmodul ist vom Statistischen Bundesamt zertifiziert, die
Uberschuldungsstatistik automatisch zu versenden. Dank

Anzeige —

des Statistikmoduls bereitet die Teilnahme an der bundes-
weiten Basisstatistik zur Uberschuldung privater Haushalte
keine zusatzliche Belastung fiir die Beratungsstelle mehr dar.

Weitere Details iber den InsOManager und das InsOMana-
ger-Statistikmodul, Systemvoraussetzungen, Programman-
sichten und ein Demovideo sind auf der Website des Herstel-
lers DVtechnologies unter www.insomanager.de zu finden.

Preise und Bestellmoglichkeiten

Der InsOManager und das InsOManager Statistikmodul sind
eine Einmalanschaffung, die Anzahl der bearbeitbaren Ver-
fahren ist beliebig, monatliche Lizenzgebiihren fallen nicht
an, der E-Mail Support durch DVtechnologies ist kostenlos.
Eine Preisliste und das Bestellformular sind zu finden unter
www.insomanager.de.

Bestellen Sie den aktualisierten InsoManager bis zum
15. Mai 2016 direkt bei der Bundesarbeitsgemeinschaft
Schuldnerberatung e.V. und Sie erhalten die Broschiire*
»Das Pfandungsschutzkonto in der Beratungspraxis“ von
Ester Binner und Dr. Claus Richter kostenlos dazu.

* 2. aktualisierte Auflage
der Originalpreis liegt aktuell bei 14,95 Euro
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FORTBILDUNGSANGEBOT

Optimierte Verhandlungsfiihrung

Inhalt:

- Wie bereite ich mich auf eine Verhandlung vor?
- Worauf kommt es an beim Verhandeln?

- Wie optimiere ich meine Verhandlungsrethorik?
- Wie sichere ich Verhandlungsergebnisse?

- ,Klippen“ in Verhandlungen vermeiden.

- videounterstiitzte Rollenspiele

Termin: Donnerstag, 10. Mdrz 2016

Referent: Prof. UIf Groth, IfW — Institut fiir Weiterbildung
an der Hochschule Neubrandenburg e. V.

Ort: Essen

Die gesetzliche und private
Krankenversicherung in der
Schuldnerberatung

Inhalt:

- Grundsatzliche Unterschiede zwischen
der gesetzlichen und privaten Krankenversicherung
(GKV und PKV)

- Begriindung Mitgliedschaft in der GKV und PKV

- Absicherung bei Krankheit und Pflegebediirftigkeit

- Problem ,,Ruhen der Leistung*

- GKV und PKV als Gldubiger (deliktische Forderungen,
Aufrechnung/Verrechnung, Umgang mit Beitragsschulden,
(teilweiser) Erlass von Beitragsschulden, Besonderheiten
bei der KV wahrend der Insolvenz und Treuhandphase)

Termin: Dienstag, 12. April 2016

Referent: Frank Lackmann,
Rechtsanwalt, Bremen
Ort: Dortmund

Beratung (ehemals) selbststandiger Schuldner

Grundlagenseminar

Inhalt/Themenschwerpunkte:
- Problemlagen eines selbststdandigen Schuldners
- Branchenbesonderheiten (z. B. Gewerbetreibende,
Freiberufler, Abrechnungen der Arzte)
- Ermittlung des Einkommens des Schuldners
- Erklarung aller relevanten Unternehmensrechtsformen
mit ihren Beratungsrisiken
- Die Freigabe der Selbststandigkeit aus der Insolvenzmasse
- Schutzantrdge des Schuldners im Insolvenzverfahren
- Strafrechtliche Probleme eines Selbststdandigen
Termin: Montag, 6. Juni 2016
Referent: Frank Wiedenhaupt, Berlin
Ort: Dortmund

Beratung (ehemals) selbststandiger Schuldner

Aufbauseminar/Fortgeschrittene

Inhalt/Themenschwerpunkte:
- Erfolgreiche Verhandlung mit dem Finanzamt
- Krisenmanagement
- Indikatoren fiir eine erfolgreiche Weiterfithrung
der selbststandigen Tatigkeit
- Vollstreckungsmoglichkeiten und Pfandungsschutz
auf3erhalb eines Insolvenzverfahrens
- Absicherung der privaten Altersvorsorge
- Anfechtung bei einem Selbststandigen
Termin: Freitag, 9. September 2016
Referent: Frank Wiedenhaupt, Berlin
Ort: Dortmund

Workshop aktuelle Rechtsprechung

Inhalt:

- aktuelle Rechtsprechung

- § 11 a RDG - Informationspflichten Inkasso
- Praxisfragen, Austausch und Diskussion
Termin: Mittwoch, 9. November 2016
Referent: Andrea Schweer,

BDIU Bundesverband Dt. Inkassounternehmen e. V.

Kay Bieker, Rechtsanwalt, Hamm
Ort: Essen
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Anmeldebedingungen:

Anmeldungen werden in der Reihenfolge ihres Eingangs be-
riicksichtigt. Erst durch die schriftliche Bestdtigung der LAG
werden die Anmeldungen rechtsverbindlich. Mit Eingang der
Anmeldung kommt der Fortbildungsvertrag gemaf folgenden
Bedingungen zustande. Die Anmeldung sollte spdtestens 14
Tage vor der Veranstaltung vorliegen.

Die LAG SB NRW behalt sich vor, vom Fortbildungsvertrag zu-
rlickzutreten. Der Riicktritt wird dem Anmelder unverziiglich bei
Ausfall mitgeteilt. Fiir eine Absage seitens des Anmelders gilt:
- Die Absage ist kostenfrei, wenn sie spatestens
7 Tage vor Beginn eingeht.
- Flir spater eingehende Absagen berechnen wir
50 Prozent der Teilnehmergebiihr.
- Bei Nichterscheinen eines angemeldeten Teilnehmers
werden die vollen Gebiihren fillig.

Alle Teilnehmer erhalten eine Teilnahmebescheinigung. Die
Veranstaltungsgebiihren betragen fiir die Seminare 1, 2 und
4 bis 6 pro Seminartag je 50 Euro flir LAG-Mitglieder — 8o Euro
ftir Nichtmitglieder. Die Veranstaltungsgebiihren sind nach
Rechnungserhalt vor Beginn zu entrichten. Fiir die Jahres-
fachtagung (3) gelten andere Veranstaltungsgebiihren und
Anmeldebedingungen! Uber aktuelle Anderungen bzw. Infor-
mationen informieren wir Sie per E-Mail.

Seminarunterlagen sowie HeiB-/Kaltgetranke und belegte
Brotchen sind in den Gebiihren (Seminare 1, 2 sowie 4 bis 6)
enthalten. Wir bitten um Verstdndnis, dass die Veranstaltun-
gen nicht barrierefrei sind und wir wegen des hohen Verwal-
tungsaufwandes keine Bildungsschecks akzeptieren konnen.
Die Anmeldebestdtigungen versenden wir in der Regel sechs
bis acht Wochen vor der jeweiligen Veranstaltung.

Reinoldinum, Schwanenwall 34, 44135 Dortmund

Veranstaltungsort fiir die Seminare 2, 4, und 5: %p

Veranstaltungsort Seminare 1 und 6:
Caritasverband fiir das Bistum Essen,
Am Porscheplatz 1, 45127 Essen

Zeiten fiir die Seminare 1, 2, 4, 5 und 6:
Beginn 10.00 Uhr, Ende ca. 17.00 Uhr

Anzeige

| Q\p Verbindliche Anmeldung zur Veranstaltung

1 - Optimierte Verhandlungsfiihrung 10. Mdrz 2016
2 - GKV - PKV
4 - Beratung Selbststandige

5 — Beratung Selbststandige

12. April 2016
6. Juni 2016
9. September 2016

OO

6 — Workshop aktuelle Rechtsprechung 9. November 2016

Die Anmeldung sollte spatestens 14 Tage vor der jeweiligen
Veranstaltung vorliegen.

Name

Vorname

Institution

Strafle

PLZ/Ort

Telefon

Telefax

E-Mail

Themenwiinsche

Datum/Unterschrift

Mitglied []]a [] nein

lhre Anmeldung richten Sie bitte an:

LAG Schuldnerberatung NRW - Frau Hornung
¢/o Marianne von Weizsacker Stiftung

GriinstraBe 99 - 59063 Hamm
Telefon: 02381-21007
Telefax: 02381-21008



berichte

Schuldenregulierung

Gemeinsame Projekte der Birgerstiftung Kreis Ravensburg und der Schuldnerberatung des Landkreises Ravensburg

25.000 Euro stellte die Biirgerstiftung Kreis Ravensburg der
Schuldnerberatung des Landkreises Ravensburg zur Verfii-
gung. Davon gab die Schuldnerberatung 18.300 Euro aus, re-
gulierte Schulden von fast 200.000 Euro fiir 15 Schuldner-
haushalte und hat noch knapp 15.000 Euro fiir weitere
Regulierungen zur Verfiigung.

Im Jahr 2010 regte die Biirgerstiftung Kreis Ravensburg eine
Zusammenarbeit mit der Schuldnerberatung an. Die Erfolgs-
geschichte dieser Idee begann mit der Zusage eines Zuschus-
ses von 5.000 Euro, der fiir Schuldenregulierungen eingesetzt
werden sollte. Die Vorstellung war, Schuldner schnell und un-
biirokratisch dabei zu unterstiitzen, schuldenfrei zu werden,
indem Kleindarlehen vergeben werden.

Konkret bedeutet dies, dass die Schuldnerberatung einem
Schuldner bzw. einer Schuldnerin ein Darlehen {iber einen
Betrag zur Verfiigung stellt, der fir Vergleichszahlungen an
die Gldubiger eingesetzt wird. Im Gegenzug verzichten die
Glaubiger auf ihre Restforderungen. Der Schuldner leistet fiir
das Darlehen Raten, die individuell im Rahmen seiner finan-
ziellen Moglichkeiten vereinbart wurden. Durch die Riickzah-
lung der Darlehen hat die Schuldnerberatung die Méglichkeit,
die Mittel der Birgerstiftung mehrmals einzusetzen, um
Schuldner zu unterstiitzen.

Nach den ersten erfolgreichen Entschuldungen stellte die
Burgerstiftung einen weiteren Betrag von 5.000 Euro zur Ver-
fugung.

Herr B. war bis Ende der 9oer Jahre mit einem Lebensmittel-
geschaft selbststandig. Am Ende blieben Pachtschulden und
weitere Schulden. Als der Schuldner zur Schuldnerberatung
kam, betrugen die Schulden 50.000 Euro. Wegen verschie-
dener gesundheitlicher Beeintrdchtigungen war es Herrn B.
nicht mehr moglich, in Vollzeit zu arbeiten. Er hatte keine Per-
spektive, seine Schulden jemals zuriickzahlen zu kénnen.
Die Schuldnerberatung handelte mit den beiden Glaubigern
Vergleichsbetrdge iiberinsgesamt 2.400 Euro aus und stellte
dem Schuldner diesen Betrag darlehensweise zur Verfiigung.
Die Glaubiger verzichteten, nachdem die Betrdge eingegan-
gen waren, auf die restlichen Forderungen und Herr B. war
schuldenfrei. Der Schuldner zahlte das Darlehen innerhalb
von zwei Jahren vollstdandig zuriick, sodass die Schuldnerbe-

ratung diese Mittel der Biirgerstiftung weiter verwenden
konnte.

Frau ). ist alleinerziehende Mutter von zwei Kindern im Alter
von drei und acht Jahren. Sie bezieht SGB II-Leistungen vom
Jobcenter und hatte Schulden bei fiinf Glaubigern iiber 5.300
Euro. Fiir die Glaubiger wére es aussichtslos gewesen, ihre
Forderungen in absehbarer Zeit zu realisieren. Doch die junge
Mutter wollte ihren Glaubigern unbedingt Betrage bezahlen
und war daher bereit, trotz ihres sehr geringen Einkommens
monatlich 20 Euro aufzubringen, um ein Darlehen der Biirger-
stiftung zuriickzuzahlen.

Die Gldaubiger waren mit Vergleichsbetrdgen tiber 20 Prozent
ihrer Forderungen einverstanden. Damit war auch diese
Schuldnerin schuldenfrei, nachdem die Schuldnerberatung
die Vergleichsbetrdge iiberwiesen hatte. Einen grofien Teil
des Darlehens der Schuldnerberatung hat Frau J. inzwischen
beglichen. Den restlichen Betrag wird sie auch noch schaffen.
Sollte doch etwas dazwischen kommen, kann sie sicher sein,
dass sie gemeinsam mit der Schuldnerberatung eine Losung
finden wird. Sollte sie nicht mehrin der Lage sein, Raten zu
zahlen, kann die Schuldnerberatung auch auf den Restbetrag
verzichten.

Projekt (A)Mut im Alter

In der Zwischenzeit regte die Biirgerstiftung Kreis Ravensburg
an, ein Projekt zur Unterstiitzung von Menschen, die von Al-
tersarmut betroffen sind, zu entwickeln. Das Angebot
,(AnNMut im Alter” entstand. Es richtet sich an Menschen aus
dem Kreis Ravensburg, die im dauerhaften Rentenbezug und
iiber 55 Jahre alt sind. Uberschuldete Seniorenhaushalte sol-
len durch diese Unterstiitzung schuldenfrei werden und da-
mit neuen Lebensmut bekommen. Wie beim ersten Projekt
vereinbart die Schuldnerberatung Vergleichsbetrage mit den
beteiligten Glaubigern und stellt diese Betrdge als zinslose
Darlehen zur Verfligung. Da sich die Einkommenssituationen
von Senioren meist nicht mehrverbessern, steht beim Ange-
bot ,,(A)Mut im Alter* die Riickzahlung der Darlehen nicht im
Vordergrund. Die Schuldner zahlen nur die Halfte der Betrage
zuriick. Im Einzelfall kann die Schuldnerberatung auch auf
weitere Betrdge verzichten.
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Auch dieses Projekt begann mit einem Betrag von 5.000 Euro.
Bereits nach wenigen Monaten waren die Mittel nahezu auf-
gebraucht. Ganz unkompliziert und innerhalb kiirzester Zeit
stellte die Biirgerstiftung einen weiteren Betrag von 10.000
Euro zur Verfigung. Damit konnte die Schuldnerberatung
weitere Schuldner unterstiitzen. Mittlerweile wurden sieben
Schuldner iiber das Projekt ,,(A)Mut im Alter” von einer Ge-
samtschuld von 120.000 Euro befreit. Die Gldubiger erhielten
Vergleichsbetrdge tiber 9.400 Euro. Davon haben die Schuld-
ner inzwischen bereits einen Betrag von 2.800 Euro getilgt.

Das Ehepaar H. kam véllig verzweifelt zur Schuldnerberatung.
Sie waren vom suchtkranken Schwiegersohn hintergangen
worden und standen jetzt ohne Geld, daflir aber mit einem
Schuldenberg da. Sie selbst hatten noch nie Schulden ge-
macht und schamten sich, nun plétzlich im Alter von iber 8o
Jahren auf die Unterstiitzung anderer angewiesen zu sein.

Einige Monate vergingen, bis alle Glaubiger bekannt waren,
schlieBlich einem Regulierungsplan iiber einmalige Vergleichs-
betrdge zustimmten und auf die Restforderungen verzichteten.
Die Vergleichsbetrége erhielt das Ehepaar als Darlehen. Gewis-
senhaft leisteten Herr und Frau H. die vereinbarten Raten an
die Schuldnerberatung. Fir sie war es wichtig, ihren Teil dazu
beigetragen zu haben, dass sie schuldenfrei sind. Als die
Hélfte des Darlehens getilgt ist, erkldrt die Schuldnerbera-
tung, dass auf den Restbetrag verzichtet wird. Fiir das Ehe-
paar bedeutet dies viel: Sie haben die Hoffnung, dass sie
kunftig noch in der Lage sein werden, ein wenig Geld zur Seite
zu legen, damit die Kinder die Beerdigungen bezahlen kon-
nen.

Frau R. wird bereits seit 16 Jahren von der Schuldnerberatung
betreut. Sie hat Schulden in Héhe von 23.200 Euro aus einem
Kredit, den sie vor vielen Jahren aufgenommen hat. Wegen
einer Krebserkrankung konnte sie nicht mehr voll arbeiten
und war dann nicht mehr in der Lage, den Kredit zuriickzu-
zahlen. Inzwischen ist sie (iber 70 Jahre alt und Rentnerin.
Bisher konnte sie mit ihrer Rente gerade so ihren Lebensun-
terhalt bestreiten. Erst als ihr Einkommen mit der Miitterrente
etwas hoher ist, ist sie in der Lage, einen kleinen Betrag zur
Schuldentilgung aufzubringen. Die Schuldnerberatung ver-
handelt mit dem Glaubiger und kann sich schlieBlich auf ei-
nen Vergleichsbetrag von 2.000 Euro einigen. Der Gldubiger
verzichtet auf die restliche Forderung und Frau R. ist endlich
schuldenfrei. An die Schuldnerberatung zahlt sie die Halfte
des Betrages in Raten von 5o Euro zuriick.

Die Biirgerstiftung Kreis Ravensburg ist beeindruckt. ,,Es gibt
dabei nur Gewinner“, erklart Dr. Alexander lvanovas, der Vor-
standsvorsitzende der Biirgerstiftung. ,,Viele Schuldnerhaus-
halte zu entschulden, 194.000 Euro Schulden mit einem re-
lativ kleinen Betrag zu tilgen und dabei den Grofiteil des zur
Verfiigung gestellten Betrages zuriickzubekommen, ist ein
grofer Erfolg.”

Diana E. Raedler, Dezernentin fir Arbeit und Soziales beim
Landratsamt Ravensburg, dankt der Biirgerstiftung Kreis Ra-
vensburg fir ihr Engagement. ,Die Zusammenarbeit zeigt,
dass es sich lohnt, manchmal auch neue und zum Teil un-
konventionelle Wege zu gehen.“ Durch die Projekte kénnten
die betroffenen Menschen wieder zuversichtlich in die Zu-
kunft blicken, so Raedler.

Insgesamt konnten mit Unterstiitzung der Biirgerstiftung 15
Haushalte entschuldet werden. 18.300 Euro wurden ausge-
geben, um Schulden von 194.000 Euro zu begleichen. Die
Schuldner haben bereits 7.900 Euro wieder zuriickbezahlt,
sodass aus den Mitteln der Biirgerstiftung Kreis Ravensburg
weiterhin ein Betrag von 14.600 Euro flr weitere iberschul-
dete Haushalte zur Verfiigung steht.

Ansprechpartnerin beim Landratsamt Ravensburg, Schuld-
nerberatung, ist Sabine Lohl, Telefon 0751-85-3181, E-Mail:
sabine.loehl@landkreis-ravensburg.de.

Freundliche Grif3e
Claudia Roimann
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N wie Neue Einkommens-Freibetrage

Maue Einkommens-Freibetrige ab 01.01.2016

flir die Beratungs- und Prozesskostenhilfe

v Servar-Prof, Dy, Dheler Zimmermanh, EH Darmstadt

Mt Wirkung zum 01.01.2016 hat nicht nur der Bundesgesstzgeber die bundesweil
ifast einheitlich) gehandhabten Regelsitze, sondern auch der Stadtrat von Minchen

seine bundesweit hdchsten Regelsdtze angehoben. Damit konnte
Anpassung der PEH-Freibetrige erfolgen.

auch dig

Die PKH-Eekanntmachung 2016 des Bundesministeriums der Justiz und fiir
Verbraucherschutz ist im Bundesgesetzblatt vom 23.12.2015 verdffentlicht (EGBI.

2015, 2357) unc bringt folgende Veranderungen:

2015
Einkommensfreibetrag fir Rechtsuchendo 462 €
(110% der Regelbedarfsstufe 1 - wgl. Rechenschritt 2.5.1)
Freibetrag, falls Rechisuchender arwearbsialig ist 210 €

i50% der Regelbedarfssiufe 1 - vgl, Rechenschrill 2.5.2)

Unterhaltsfreibetrag fir Ehegatle’Ehegattin
oder eingetragene/n Lebenspartnerin/Lebenspartner 462 €
(110% der Regelbedarfsstufe 1 - wgl. Rechenschritt 2.5.3)

Unterhaltsfreibatrag fir Erwachsana im Haushalt Jf0 e
(110% der Regelbedarfsstufe 3 - vgl. Rechenschritt 2.5.4)

Unterhalsfreibetrag far Jugendliche von Baginn des 15, J48 €
bis zur Vollendung des 18, Lebensjabres (14 bis 17 Jahre)
i110% der Regelbedarfsstufe 4 - wgl. Rechenschritt 2.5.5)

Unterhaltsfreibetrag fir Kinder von Beginn des siebten J06 €
bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres {6 bis 13 dahrz)
(110% der Regalbadarfsstufa 3 - vgl. Rechanschritt 2.5.8)

Unterhaltsfraibatrag fir Kinder bis zur Vollendung 260 €

des sechsien Lebensjahres (bis & Jahre)
(110%: der Regelbedarfsstufe 6 - wgl, Rechenschritt 2.5.7)

Praxisrelevanz der neuen Einkommenzsgrenzen

2016
468 €

213 €

468 €

IT4 €

353 €

309 €

272 €

1. Maligeblich sind die Freibetrdge, die zum Zeitpunkt der Bewilligung der
Prozesskostenhilfe GOltigkeit haben (§ 115 Abs. 1 Satz 2 ZP0O). Das heilit, die
neucn Einkommensgrenzen gelten fir jode Bewilligung von Prozesskostenhilfo

nach dem Jahresweachsal 2016,

2. Einen Anspruch auf Beratungshilfe haben digjenigen Ratsuchendesn, densn
FProzesskostenhilfe ohne Eigenanteil zu bewilligen ware. Ergibt die
Einkommensbarechnung gin einzusetzendes Einkommen” von 20 Euro odar
mehr, schaidet Beratungshilfe aus [ Alles-oder-Nichts-Prinzip”).

42
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N wie Neue Einkommens-Freibetrage

3.

In der Mehrzahl der Verbraucherinsolvenzverfahren reicht die vom
InsalvenzverwaltzrTreuhdnder einzuzichende Insohvenzmasse nicht aus, um
auch nur die gestundetan Verfahrenskosten auszugleichan,

In digsen Fallen hat das Insolvenzgericht anschlielend an die Ertellung der
Restschuldbefreiung nach PEKH-Grundsatzen und anhand obiger PKH-
Freibetrage dber die Verdingerung der Stundung ohne Eigenantsil bzw. Ober
eventuell zu zahlende Monatsraten zu entscheiden {vgl. § 4b InsO).

Errachnel sich nach Abzug der Freibetrage, der Kosten der Unterkunft und der
hesonderen Balastungen (siehe nachstenend abgedruckien Rechenbogen) ein
Binzusetzendes Einkommen®, 50 isl daraus die HShe der kinfligen PEH-
Monatsraten (maximal 48) abzuleiten.

Bei PKH-Beantragung bzw. Inz0-Stundungsantrag im Jahre 2013 oder
friiher berochnen sich auch dic kinftigen PEKH-Raten und deren Anpassung noch
durchgehend nach der Tabellz in der Fassung des § 115 ZP0O-2013 (abgedruckt
auf dem Rachanbogen — rechts unten auf der Ricksaite). Hier muss nur ca. @in
Drittel des ,sinzusetzenden Einkommens® bis zur 100%-Grenze von 700 EUR
abgefihrt werden.

Bei PKH-Beantragung bzw. Ins0-5tundungsantrag im Jahre 2014 oder
spater ist die Hilfte des einzuseizenden Einkommens® als PKH-Rate
festzulegen. Ab 600 EUR ist der Gberschiefiende Betrag zu 100% abzufihren.

Laufende PKH-Monatsraten auf Anpassungsméglichkeit hin dbearprifen

Bai Ratsuchender, die laufand Raten aus PEH-Bawilligungen aufzubrirgean haban,
zalite bal Gekgenheit mal wiader Oberprifl warcan, ob ein Anpassungsantrag Erfalg
varsprichl:

Cazu normiert § 120a Abs. 1 Salze 1 und 2 ZP0:

Cas Ganchl sal aie Entschaidung Ghar ave zu lsistendan Jabiungen dndero, weann
soh die I0r ghe Prozesskostenhille matigeberdan parsdoniichen oder witschaltiohsn
Verhdilnisse wesanliich gedndad haber. Eine Anderung der nach § 115 Abs, 1 Salz 3
M. 1 Buchisfabe O wnd N 2 malgetsnden Balrdige isf noe aof Antrag ond rae dann zo
herficksichligen, wann sie dazi ihd, dass kewns Monalsrale zo zshilen isl”

DCas heailil, gin Anpassungsanirag isl b unvaranderien Einkommeans- und
Lebensverhglinissen nurin den Fillan aussichizreich, in denan sich auigrund der
nepen Freibetrioe eine Reduzienung dar FEH-Maonatsrate auf Null® ergibi,

Haban sich - danaben - auch die mabgebenden persdnlichen oder wirtschafilichen
Verhiltnisse gedndert {7 B weitere Linterhaltspflicht; hihers Miethelastung;
notwendige Kreditrale; Zahnersatz-/Kurkosten als besonders Belastungen), ist ein
Anpassungsantraq Fielflihrend, wenn sich laut der einschlagiogen PKH-Tabelle sin
geringerer Ratenbetrag ergibtl Die Entscheidung (ber eine niedrigere Ratenzahlung an
die Staatzkasse ist im Ubrgen riickwirkend auf den Zetpunkt der Verschlachterung
der persdnlichen oder wirtschaftlichen Verhaltnisse vorzunehmen twgl, ZoierGeiner,
ZP0, 30 A0, § 120a Rz, 25, Z6).

arbeitsmaterial
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R wie Rechenbogen fiir die Beratungs- und Prozesskostenhilfe

Rechenbogen M die Beralungs- und Proccsskostenhille
rur Ermittlung des ,cinensetwenden Einkommens nach § 115 Abs. 1 AP0
i.¥am. der I'"KH-Bekanntmvachung 2006 (G181, 20015, 5, 2357

1. Arbeitsschritt: Einkommen der/des Rechisuchenden ermitteln

Avhtumr: Allz pnreaelmallipzn Leictonmen - wic Weihnnehteaeld, Lirlanhspeld , Geatifikationen,
Yersicacrung spefinien, Mictnehenkosien - sincan? Dorchschant pro Mot umamechnen?

1.1 Arhei=emkammen e, | |,:-||n|'u-:~.|,'||i.:=i'|iql__r|||r|3-__l I
fied L ootedligern Wedfinacftageld, Urlaubygeid, Ubersnnden, VI-Leivongen

1.2 Sozialleistungen (gem. Bewilligungabescheid |
wie Nosfelrenren, Arbeimlovenpeld, Wotmmedid pew. - Kiodeepeld 2300 srandanficl ol Ewn-
romeea der Bezugsberacfgion - of sed denn peaned an dae fralliobeize o Kingd weirergedeine
achis BVG-Cirundrente, Leistngen der Pflegeversicherung, Mutter-Kind-Stifung wi.

1.3 Mamralleistungen, Zinseinkiinfie und sonstiges Einkommen R =)

ELTR

.. E1T

o, oo Koy, Glowsane poy Vernpetpay, Dilerhalisteisipngen

Einkommtn: = oo J

2. Arbeitssichritl: Freibeiciee Abzige vom Einkoemmen ermibicln

2.1 Laobp-"Einkommenstever wmd Plichibenrgige sur Sceplversicherung s
(talls bed 2] Brotacinkintte angesetat werden)

2.2 Momatliche Priimien e Versicherungen , soweil angemessen
inshesardere Frivathafpfiche-, Hansrar-, Berufsimfihinkeits-. Unfadiversicherang,
Sieehegeldoersicherong, fodalllige Keanben- and Pilegeversicerung

23 Mindesteigenbeitrag aur RIESTER-gefbederten Alfersviorsore

24 Werbngskosien
seinbrewvmedlere Arteifoeatel (e, 5200 ETR pocschid ), doppetie Hawsholsfahivung,
.I'l:'.:H.'||1'!.".i7'\g'|'.'T|"".l|'.l|'r:l'i_:.'.'..|'.l.|:|'l1'{|'r:ln'.lll Feudpribesnion { Miwreivtvie by ,__lrrl,'-.t'n;'.lrr.l'.:g.g'l:l;"

PEW nor 5200 EUR e Exdlermmg skilomeater — aber sviitig)

25 Frelhetige nach 4 115 Ahs. | Satz 3 e | Buchstabe b umd e 2 210

2.5.1 Einkommensfreibetrag fiir Rechisuchenden
D005 von Regelbedarfomfe | — s 20022006 = S65 EUR

ELIR
LR

ELIR

252 msditzlicher Freihetrag, falls RechtsuchendeT erwerhstitip ST =1 B | 14
SO% wan Regetbedarlionimle § = bis 27022000 = 23 BUR
2.5.3 Unterhalistreibetrap lir Ehepatie'in oder Lebenspartnerdfin .. ELIR
1% von Regelheduefogofe U By 31102 2000 = 468 FUR
2,54 Upterhalislveibeirag Qe jede erwachsens Person, der aul Grond
pesetzlicher U-PHicht Unterhalt geleistet wird PR C1 1 )
I von .H'r'_;l.*-'.'fm'.'.n'.-.l.ll."l. '.n'ﬂ_,"'r- Fo iy AP T2 N0 = 350 FLIR
2.0.5 Unlerhalistreibeirag fir jeden Jogendlichen yon 14 bis 17 Jahren,
demn anf Grund gesetzlicher 1-PHicht Tnterhalt geleistet wird SR = 8 | 4
0% von Regelbodarfosinfe £ bis 35022006 - 352 EUR
254 Unlerhaltstreibetrag fir jedes Kind von 6 bis 12 Jahren, dem aot Grond
gesetelicher U-Pillichi Unterhall geleistet wird verrersmrerrerenrens BT
L0 von Repelbedarfonmfe § — bix 3§ 122006 — 300 LR
257 Unterhaltstreibetrag filr jedes Kind his 5 Jahre, dem aont' Garund
pesetzlicher U-Pllichit Unterhalt geleistet wind ST o ] "4
TG von Regethedarfoiuge 6 - Dic $0 022006 = 272 El'R
Achtung hei 2,55 his 25T
] Figene Finkiinfve, die Ehegate/LebenapartmarB imd ercielen, sind candichs) cu bereinigen
Caiehie 200 is 24 ool 2527 wnd cnschlicBend vorn Untestialis e betre aleceehen gl s Sall#)
7] Erbringi der Bechisnehende Unterhalisznhlungen, sind dis Zahlheirdge — soaeil angemessen -
stath der Freibedruaze ahevssizen,
ttu'rlrug: .................... LR
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arbeitsmaterial

R wie Rechenbogen fiir die Beratungs- und Prozesskostenhilfe

UBerirag: .o e EUR
26 Kosten der Unterkuoni incl. Nebenkosten (soweil mchl onangemessen) SE—— LA
2.7 Mehrbedacfe gem. § 21 SGE L ond § 30 SGE X1 S— L1

Sitr Schwangere: Alleiversiviende; SeaforeniErwertw @i pe mit Cebbefinderuny iBehinderte
fat bostenaufadindiper Erediring e Kranke, Geresonde, Behinderre wone; bl Ereerbe-
Wi ke T elrpesciinkzen Led ctanp acernwigens Bed Tampkein (a I.1-'i-r'.';r.mr." St Aeiincderre

28 DBesondere Belastungen wie:

- mitch 2.5 5 bis 2.5.7 ungedeckier Bedarl Dy jongs Uinlerbalisberechiige verrerereres BT
(a8 20 03 € je Sonditer cter 15 Jodore zopl . Mebraufwend fie {rm.nun:g?'.w.'pl'l'fy:lrbl

- motweisdigs Fahnkoswen pos nichaigelegenen Schule [PR—— L1

- |fu.-|ﬂn-:1|||1j_!:~11 Flir Machkilfe omed aulerschinli sche I.e-.rnl'urrlﬂn.ﬂg — ]
- Monatshe lnsinzien aus Krediten, Ahzahlungskhufen usw.,, someil angemessen. .. BUR

- Arzt-, Eahnersazz-, Kuckosten SR iLR) .4

Lolerbaltskeistungen aufprund sinlich bemanitirer Verpllichung S——— L] 4

. S—— ]

—— 1] 4

Abgilze: onmmmeme FUE

Einkoamimen  (Ergebnis voa 1) S -1 Bt
minus  Abedize (Ergebmis vom 2. RS L]
elnzusetzendes Einkommen: EUR
Ergebnis (bei Antragstellung ab 00.00.2014): Ergebrdy (bef Avrragrteliureg by Ewde 200 51
Ber emeusetzendem Emkommen bis o 19,99 ETR - ﬁ ﬁ;“*:’:"ﬂg‘ﬂ’g!ﬁ&j;ﬂfém
erhalten Rechtsuchende: _ P srmendent Kinbomimen Rbor
[ Beratungshilfe segen 15 EUR Eigenbeteiliung TS R, sind e Frveeisbiten i Roten nach
e Munﬂ'rfn.hel‘h— anfubrirges’

[7] Prozesskostenhilfe ohne Eigenlelstung. . Eﬁr‘"’mﬂ‘rﬂm Bt Momatsraien
Liegt das cinzuserzende Einkommen hei mind. 20 FUR. : menm —

schendel Beratungshille aus! his I3 &

sirnl i Proceesskosten in Ralen auleulringen! A I5

Fim 1
Diee Mowasieicn sind i Hdhe der Hillie des 5,;[.: 41
elnzusetzenden Elnkommens festznsetzen, 50 ';'g
dhie Mimutsruten sind sl volle Eurs abaurunden. Y us
Bei cinem einrusetzznden Einkommen von mchr aks F30 ]
600 EUR betriigt die Monatsrawe 300 EUR sueliglich des j__;';‘, I35
Teils des ginserzenden Einkomimens, der 600 E1TR el '}-;;
hersteiet: e =
Es sind muiximal 48 Monatseaten 70 cntrichten. P };.:..
Die restlichen Prozesskosten werden erlassen! fl:ri; 274
il R 1]
Eine Anpassung der Ratenhihe e 75 .
an gefinderte wirtschafiliche undioder persinliche C ff'l_f,fﬁ_f_ ﬁ"ﬁﬁm
Verhiblinasze siwie Mitteilungspichten (o 5. be Finkimumen die Grence vos
Einkommensverbesserung von mehr als 100 EUR brutio Fl BN Rt
und Anschrilendnderung) sind in § 120 a ZP0 geregelt.
L ]
BT MAL TRYRNCHTER ZIWWER MANAITIFF (B,

Prceivieonaiecl Sebuddnerherconeey, 25, Aall I0JS,
Tell 2, b, 584, dh Seites 2504 25
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D wie Diisseldorfer Tabelle

Slard: .07 015

DﬂﬁﬁELHQHFEH TABELLE'

i, Hiwdeaunbarhel

MEfzainkommen ces Apzrmsiufan in Jabrap Progem- | Dadsisbenrail
Barunberbn bapfichibzn 51812 2 A, 1 BGE) saly | bemag (ARmE)
a3, 4]
-5 | B-1 | 12-17 | w15
Al Defrdon in Sy
1. bis 1,500 a5 a4 450 L H] 100 BRDED
2. 18M - 1,500 b 434 473 2 105 1100
3 18M - 2,300 ZED £z 4ng ZER 11D 124D
4 2w 2,700 w8 | e S1E =4 | 134D
5| 2MH - 3,100 402 &1 540 £20 120 1440
B O3iM - 2,508 470 &1 578 261 198 124D
7. asm - 3500 458 523 613 T2 136 154D
3] awn - A AR A4 Q53 Had a4 T4 1 M40
H L ] - EROE (] =ik 54 HE& fHh 14 . T =i
LURREE ) I 2.0 i 17 T =k iL11] 140
ab %101 nisch den UnreiSnder des Falles

#nmekungen;
1. De Tabell hat ketre Gessbeshral sordem sell sne Ficwiine dar S wesl den monatichen Unies

rakabod o oas, bezoqaen aul Zedi Unberhallsbaechige, ohne Rdcksichl au! den Song Do Bedar isl nicht
gervisch il dem Zabbakag dirsir ergibd sion aner Bard oo gung der nasioigenden fnmaiungn.

[ai sirer gmBmon’ goemgeren &oeakl Unlortabishorechligior kSnnen Ao odor Zusssisgn duch Erstufung
In nisdrgarshdtens Gruppen agaresesen sein, Anmerkung § 5l 2o beachist, 2ur Declung des nobyvendi-
en Winonsibeda s allr Bem ko — ainsohilcelich dis Snejoren - (& gegebennmals cine Horabsauhung
bz in dis umacne Tamslangnipess worzirahven Balchn das samigham Finkemean acch dann nichr ais,
walel pich dher Wormrang e Knder i Sens won i, § dke 1 doech. Geggslwrsnbale erclgl soinden cen
eratmgigen Uniechali=berachligien ere Mangalzemchrorg rach Abssaniz C

Fd De Fichbalen dan 1, Enkommsicsgr o setpiecien den Rindasibebal genil dee Versadnung o
Fratafurf @ Micdaslunbadalia mirdke EAngar Bindar aach § 1817 Shealr 1 HOGH wom 5 De-
anmber 3015 [BGEL | 2695, 2106), Dee Prozenissz deoce) dis Stsgenng des Ricveszes der pesiigen
Eirkommensgqnupps geganiber dem Mindestbeds® (= 1. Enkommerasgnopps) aue. Dés cunch s bipd katon
des qoruted elon KMindesthoonds mit dom Froocmisalz ormohrcten Berdge sind cnisprechond § 1612 a ahs
# A 2 EGR asfganraa

i .
[y res Taba s nsbal Anrerdenger ey, s Kpordmenrgegeapiichen, cis unler Delsisung o er Oissr-
andesciiclia und der 1Ue i st b goion <hies Ciubsehas Fastiboan gaiiblange & 4 smlgaiundan Faben,
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D wie Diisseldorfer Tabelle

a Bandsbaairpis autsscdpigsn, @S 2ch von deae pvaben | elesnsbalungrnsian rech chsaliees WWrkma-
Inn ziranuby abgronzan aess, eind sam Cinkemman shruzehon wote bo orspashondes aahaliepuns
e vz Fouschala wom 3 %W des Melosnsemmane - mindsstzns 20 EUR, bl geningligge- Telzerarbelt
murh waniger, urd Fochsimra 150 EUR manat dh - grec~ae weeden kann. Doermcigen dia benesheding-
e Aufwsndunpan dia alschaw, And 368 NegRRAMT na eI

L. BarbckswntgunasiShigs Sohaden sird inder Begel vom =irkommmen abzuzehen

& Derpotwendgs Cigerbegaf (Selerehal]
- gegerdios minde-lhrigen umserteinieien <ndem,
- el oo Wl jahnigon drracibainato ko Flndem bis zur Wollendung des 21, Lebersghees, Cie m Hows nalt
der Bllem odet dnes Slemicik lekan und aich i sor alljormeinen Bohulo skibung bofindan,
sl B cedy) ervaoalod e Ustarhal lEglichbgas mecalieh 880 CUR. wm amaialibgen elir-
ekl i tigen mansthch | 580 EVR Hesin smd bre 5580 EUR 12 Unierkunilsmschisdich uinkageidlp=
Keherkosien nd Hetpung (Wammmiesie) enthalen. Do Seloatbemal soll it werden, wenn de Woohr-
kochen A& ammerie ] con susgoviesonen 3omag Oberschrn ben und nonl rangomessen snd

D anesnisesnm B frslanl, inlecsonlors gegeniben andaoe solfaduigen <Gk, Dalingt ioode Ragel
SRR A e Banesll s 1 ML SR D sl aes Wammresn e oD FUS aslhallas

B Do Sedadskodngl bolnag des Urbeshattaplaohbigan oo Graope 2 ist nghl kamisch mi dom Eganbedat. Er
soll e susgemogen Webedung des Enbonmierds Sl dann Ukl phionligen dnd iy ankzi-
tealsimasrtdginn Rirslar i Tne k. W B unls Eﬂll.liuu:rll:puuj suberwr Linbanba gl anbee-
erkrdlen, = dee [ptedenbeirsg der reichel nedrgemn Grospes, demsss Hesinctebochmibssiog et onks:-
sriion wind ann, pelren

7. et volgbrian Himders, dis nach m Hauskell dor Clem e srmas Eleeilsde wschnee, bamizd mch dar
Uirterhell rach der 4. Alenssiule der Tabdle

Diar angompstenn Gesamdunberhallchodart cines Studpmrder, der nicht i senon Ehem oder nam
CHerrdzl wabd, beirdg: in cor Regod manatich 735 OUR. Harin sind ba 300 EUR A0 Unbcrkonft eonschlie -
Bl i ke Medsoiea und Hasung Ofaimoisdn) eothiallay D Belaleads vams awch fus an
Kl ol ssppnam Haosbal asgmenle] wsnlan

E Do Sushidagavergifing cincg in dor Borafeous dung Sterenden Kindes, doa im Housholl dor Etem
asdiai iirv=i Bl wolnl, B2 war e Aniechinng in e Aogel um anen ausbicsungabadisglen kMabiie-
df wvon rrgnakzh B EUR o winoen,

B i cen Badartsbardgen (Areekongan 1 und T) sing Belrags 2ur Koanken- und Plaayersiching wei
gvllln:iﬁ!ﬂﬁil Shigs rehl aiialan.

100 D ail das jesi lge Baed entlalloneds Kndergald & rach & 1512 b BGE @l Den Tabeleuintehal [BedirT]
LA e

1. geoen cinon frasbedinen Umera lopl] chizen;

A wen der Berec hilans kel B nkomimen har AT fesm armcharharen  Eras s kommans.
Arsh 1 e A lsEnlien ssnelgan Fii-
kmfie des Pflkbgen, nach ozen begmnzd
dunch cep wolen Limertal, pemessan an oen ol
banlcisichigenden ehel den VerhdHnisszn;

by werm der Bevechlige stesfale Binkommen 37 der Dffeerz owschen den ameschenzsen
hat Erserbseikommen der Ehegatien rsgesami
bresgireviad duroh den sollen ehclafen Botar, fur
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sonchign arrechancam EnkOrha gl der Halbio
hngsgiurdsalkz.

el wern der Derachbghs sreerceislic s, obwohl gemad L1577 Ak 20GO
Irn kzine Epyeibsobl eganhel i

¥ gegen snen nohl ereeoebsioen Uilmchale s 1 e, 0odesc, sdock 0%
pfichiger iz 3 Ronimer

i, Farfaniung Iniheen Rschia

1 Moraibchs Linkethpllenchbedtze des nnch demn Ehegessdr brrechbglen Ehegsiien obne o nierbabson-

reghtighs Kindor

) §5EA 58 EheS Indor Regol wic |,

b} BElEhall: Inidar Pegal 702 das Urlarhaits = |,
il §&1EhalG meecdt Bibgani ne o e Saleen |

2 B Ehegatier, cle war dem 00101360 in fee Toheran DDR peschindean worden sind B2 fos COF-
FSB n Wit ndung eril dam Bnigurgiseag Iu berickalchigen (&0, 234 § 5 SIBGE)

1l K nathche Unberha barchislize g borechiimqen Ehepgatben wanm dea obelichen Leberaserheltinksse durch
LiRrhsispicnen aenaniber Kinde0n Daoran e
Wiia 2 | B@Ea 111, edaech wicd grundaliich dar Kindasunierhal [Zahibarag, w5, Anm O ond Sanang)
woras yom hsilpsinkommen sogecogen,

I Wanalicrar ERenbedarn (5a bpibahall]) sanenosr dar 96T v lacardan und dem gaschils-
e’ Fh'l'-:'!"li’_.!ﬁl'l

urabbangg =T ol ey L] nGHE mrwerbeiatg 1200 DUR
Herin sird s 430 ELR Ir Wnlskunt snschielich vmbBpsatgys Metenkoelen und Hel-
rurg Wammise) embaben.

1 falls crwcrbsn®ig: 1.020 BUR
2 Tolks nichilerseibsling: B&C EUR

¥ L Monaticher nosvendipesr Eqenbedsm des san dem Unerhai=sfichig=n g=r=nni lsenden
ke gRachiedrnen Enagarizn unabtangkd dasnn ob enarrim g oder richl eraninsireg

1 gepEnimer 8w nec rEng gen yeschisderen Ehsgallsn 1.200 BUR
bil g peen izear ok privbesgishen wodh3hn gem Kincem 1.330 BUR
£ gegendber Eherm dea Unlemalsplichigen RO FUR

£ Monaticher nowendipsr Egenbedaf dos Ehsgabion, dor in cinem gemcireamon Hausha t
el darm Lk hadisplac hibgeen kel wnebhaogg sy dereon, ob e bt g ocder mald s -

i
a1 G pon Dt @i nachrarg gen geschisdoren Ehcgation 450 AR
bl gRpen Linsr ik [rivilagheman saljatigan Kinoem 1140 DUR
=) pesaniiar Elsis deg Lnlamsd agleidgen < i EURA
ameg
A O i
Arwerinng T -l
Hinschich e st ngier Sk ncy ngen ind benceuchiigunpishioer Schikdan petien Anmeskungan &5 umsd

i - ek dor den srvmrhebmigen Unioctalis berecbichon - oriepeachond, Digjoriger sondshodingion Aukwandun
ger, dbe skh nchl nach objskiven Mersmaian sindaudg wan de=n pivalen Lebenshaturgekostsn abgrenosn
lasswny, sired pansobal im Ereserbeid ligenkane won U7 anthalen,
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arbeitsmaterial

D wie Diisseldorfer Tabelle

C. Mangei®lllo

Raichi des Einuorsinan 2o Decuung des Badams des Unlemialiagd chiger und dar ghedchvanggen Uedsthalisbe-
medilghiey nebd A (g Macgadlile) il e fach Abagg s nobindgen Cigentestats [Subaiinhalzs) dis
Lirdehedlspplichbge wabdmbands Vaibelhongznessss oof s Urbsiteadisberect bgen m e bl (e pessiboen
Finsatrielrdige newbmakng sy wedsiesn

Dier Finaslstmslrag B den Hivdesansrtal salaprich| dem Zabibeieg des Uniarhalleplizhigen, Dies 5 der rach
Anmchnung ces Kindemekies oder ven Cirkonfen suf den Untertheaitzbadef ve-bleizence Rasioedar

Bedsplet; Baranlams hanssinkomran des Unmarhaheplliziigan (87 1 350 EUR. Unimehiah fir dea umer-aisza-
mchiggis K im Allsr wun T8 Jabren (R Jdebren (B cned 5 b (6], Bichiisrn, oe b e ncie onlar-
hatishorociiginn. cion Kindam nicht Easiarkalispfichigon Ehofmo ord Mufior {F) kbon © bomo'r dae Endoe

o e
Motwardiger Egenbedad dee b 1To8bEUR
Wenlalyuwpsnsess 1 350 FUR — 1 080 EUR - 270 ELR

fymme cier Binssiehelrgs dee Lislerhelzheenstighen:
30 CUR {516 =180 (K 1) + 2% CUR [204 - 35 (8 2] ¢ 237 CUR (335 - BEj (4 Jp = 052 CUR

Unierhalt
- L L L
K3 PYF = IT0:E23 . YL ELR

D Vanvancnuniarhal und Ungarha i nach § 1615 | BGE

I Angenveasans B lsbal cegauber den Elam: misidicies mocalich 1000 ELR anachimilice &80
EUR Warmirelyi euciglich de B2l des cerubey brassgshenden Enkammerss, e Vorksiken des Zu-
sammeEnksbens © der Ragel 45 % des daruber hmeusgehenden Elnkammens. Cer angemesssre Linterhall
des mE cerm Jmerraks pllenligen zusarmerlsoo ndoen Ehsgabion bomsst sich ot den ehslchon Lobors-
surmSisecn [Helblungogondaos), bolalgl jedech mindesiors 1.420 ELR (enschicliich 380 BJS
WRH T R

1§ 1E151 EGBY naoh dor Lshansmaiung des

155 16151

1603 .5|I:rl 155!-_1 urﬂh"n.hug ﬂm-n l:h-ﬂ‘mtn'mi;bﬁ'nc"l dﬁﬂtﬂﬂt 1Z00EUR

Hem srd bem &30 EUR 1 Unisskun@t erschieloch omiagesdhge: Mebenbosien umd HeiEung
{uarmemicbe s cntholisn

E. Ubenmngsregaiung

Lrrachnung dynamicchar Trial e Eindogasmorbalt nach § 36 W7 3 EGAPDE 1n Srdpsusbarhal] 2k Fro

2orisaa dos | ewcligon Rogoboirages u stz bkl der Tie besizhen Eing Abdndonng = nécht ario ke
Ik An dis S1ed das bshadpen Promncsazes wmn Rajabaisy 0 ain rauer Fressnsas vom Mindsstumar-
Tesl] | Sancs LA O ANE] Lmsar il e e sl sl elichs Blpreskin e i TR S R VY il e
Smin nazh dom “omma oo begqmoneos [§ 36 Meo 3 E5ZP0). Dar Prozenieats wird aud dor Grondbgs dos zom
01,04 2003 baspheyan dan Verfdlcisse simmalig berschnest und ekt 2uch bal spdbsiem Wischss in eins andens
ahorsshikz vracnindoit (BEH Lol woar 14.04.12 - Wl ZR 6510 - FamRZ 20' 2. 10481, Der Beoand amkbt soh
am dar FuTpEElS Ses neuen Pinmeimaras mi dam Mndasunartah der [aassligan Ararsifa und ki sl
vzl Fum aatamanden (§ 18130 Aia 25, 7 BGEEL Do Tahbalsg gkl eob gom dare pm deg pesils anpdigs
Fandergs d wermindertsn bow, shdyen Dedard

Ea aind sier Fallgestaliurmgen 2u uricrs:hciden:
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arbeitsmaterial

5

1. Dar Thal sianc dia Arrechourg oak halrigen Kindengelk®ae [T das 1 o 3 KInd 77 ELUR. ah gam 4 %nd
B 50 ELR) cuber mire iibyeisn Brechnung des Kirdeegeldes vwor (3 38 Nr. 52 EGZRO

Anerdger Zahibarag +« 12 Kincergeld) x 100
Flirddaczluribarhl] cher jewal g Allzdufs

= Piodirisal niey

Beispisl i 1. Allerastule
(15 ELR + 77 ELIRD % ")
=97 4% 270 EUR & 970 = 2F2 66 EUR suigerunadst 275 ELR
ZTIELR

Zanbsung: ZTIEUR /. TT ELR = 136 BUR

[er T mishi cha Hireuresnueg dec haFligon Kndorgakine var (4 35 Nr, 3B EGI 0

(EErenger Zanbarag - 12 Kinengakd) x 100
FAndestumisat der meeiigen Abenssiife

LE e

Biiapiel i 1. Bllsiastile
1245 B - FF ELIR e 10
2FAELR
Zi® beitaiy: 106 EUR + TTEUR = ITE ELRR

=ThE% Z73 EUR A TOLZ % = 193,83 ELR., aufgorundas 182 ELR

Dot Tited seehi oo Snncomnueg doa volken Rincemaldes wor ¢F 36 B, 30 BQIPCL

Tahbalsg + 111 Kindagad) = 100
Mindestunishalt de ewcdigen Skerasiuts

= Przanbestr na

Belupiel hir 2. Allemsiuly
[1FT EUR + 184 EJR)x 10D
JEELR
Exnbateag; IM BLIR L 84 BUR - 177 BUR

ESAMETH P FUR ¢ 102 T % = 3W A% FLIR, afanindst 531 FLR

Dier Tiied sl wndher ives Arnizehiung reeh s Hirsonecsnueg des Kindisgsldes var (5 36 e 3 4 ERZFO)

[Zahibotrag + 13 Kindorgedd) 2 100
Mircssiunssmal der salligan A A

= Prozonisatz ned

Belzpizl for 3. Alterssiule
(325 EUR <77 EUR) = 100

= 11.2% B EUR « 191 2% = 405,51 ELR, sl 402 ELR
JEHELR

Zun bting: #3G5 EUR /. 7T EUR = 310 EUR
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D wie Diisseldorfer Tabelle

Dz ‘odgondon Tabolen endoben die s och nech Aboog dos jowed gon Kindongokdonicik dhdttiges Kindorgeld boi
kincerlnniger, wolles Kirdorgeld Doi Volfahigor) cigebenden Zohbetdge. Ab éan 1. Janusr 2016 Eeligt dm
K ichargednd Tl chiss easiti cond 2wl Kind 100 EUR, fr des diite Ko 198 EUR wid ab dem vl e Bincd 221 EUR

IBGHEL | 2015, 120 1)

Anhang: Tabelles Lanitet-age

arbeitsmaterial

1. wid 2. Hied bD-5& B=11 12 - 17 ali 18 T

b 1,500 242 238 hH ] 1

| mw - 140 57 amn L g 1]
1 18 - A 274 i i ] 110
a -8 (L 700 271 347 LEed LIC 116
5. 2 - L a 32E ME 420 10
A | s - 1AM EET] £ ] 4n ]
R (T 1900 M1 20 =7 L] 13
a | mewm - TR LT FEn LTE ey 144
a |4 - 4700 an FTT 1T LT 15
in 4 - 200 a4 bl il L] Lol
I Kind =5 [ 1217 ah 18 ]

B& 1550 217 235 kg L] 10

i 1601 - 1800 254 e ] 6 26 106
1. | B (A 2300 an e L] 1] 2 110
4 |ran - T T BT Az wH 14
ET I 5 T 1100 34 ETH T FET 1
G | awmm - 1450 ELE L] 17 AL 1=n
7. | amm - AR as5e aan AT LI 136
a. g - 4. 300 nE 435 80 g 1id
a. 4.3 1700 a1z 3L SEL EED L]
in L LR 431K 547 355 a0 ]
&b & Hind bD-E B~ g ah 18 b

: b 180 40 D TN E17 ]
2. 1.3 - 1500 241,50 27,5 M. ¥}l L]
1 1.5 20 2550 EREA - 1E4 ED uT 110
2 B . 1700 IPLED 31 50 407, &0 Lk ] 115
5 |zrm - 1,450 1,50 50,50 435,60 g 120
. FA ] LE00 A1LED 341,50 HEE.ED 40 1
P | mEm - 100 T PR AN 50 L5, 50 4E1 E]
a | aem - 4300 E ] 447,50 T, %] 134
a. | 4w - 4300 i 473,50 I En 4 -]
o | 4m - CR L] s, 50 50 08,501 s 1
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arbeitsmaterial

K wie Kurzinfo zur Diisseldorfer Tabelle

Kindesunterhalt und Selbstbehalte fiir Unterhaltspflichtige
laut , Diisseldorfer Tabelle" 2016

Eine Uhersichf won Dr. Dioter Zimmermann, Sonior-Prod. an der EH Darmstad?

Der kleine Selbstbehalt hat sich zuletzt 2015 fir Erwerbstatige won 1,000 auf 1.080 € arhiht;
fiir nicht enwerbatétige Unterhaltzverpflichtete stieg ar van 800 auf 580 €.

Daer kleine” Salbsibahslt (suck notwendiger Eiganbedart panannt) gilt il unisrhaslisverpflichizte Elam-
beibe pgi. rmendagibnigan Kindam aocwia ggi. den aog . privilegiensn Volljihrigen bis zum 21, Labens-
j;-lhr. i sach mach i der .E|||Ejﬂrl'ﬂi"ﬂ-il1 Sr:hul‘.:lu:.'l:rilr:llrlgzj Inalircisn und i Haosial airses ERarmbaids axn.

Lintarhalts pflicht gaganibar Selasiishak vor 2015 | Selbstbehalt 201 552016
Kind e 18 b privilegier bis 21 Jahre 1.0 € 1.0B0 €
und Unterhabzpfichiger enwerbstatig:
Kind b 18 bew privilegicrt bis 21 Jahre B0 € BA0 €
urd Unternakepdichiiger micht enwerbelatig:

Di= angemessenen Selbsthehalte bai Untarhallspllichien gagenibar Ehegalen, gegendiber
Mutter®aler eines nichiehelichen Kindes, gegenliber volljighrgen Kindem und cegenliber den
EltermiEnkeln haben sich wie folgt anteickelt:

Unterhalts pflicht gegendbar Selostzenat vor 2015 | Selbstbehalt 201 52016
anderen volljdhrigen Kindem: 1.200 & 1.300 €
e B i Sluciam, in Ausia kg odar sresrbeks)
Ehegatte {such geschisden'getrennt] ooer 1.100€ 1.200 €
Muller!Vaker gines nichlehelichen Kindes:
Eltarnieil: 1,630 E 1.B00 £
(Gill auch fier Grafsam gou, Enkaln sowia fur Elbsan
agu. Kindam nech wintachathicher Sigenstandgkait)

Zum 01.01.2016 wurde der Mindestunterhalt fiir Kinder dem steuerlichen Existenz-
minimum angepasst. Dieser bildet auch die Basis flir die neus Diisseldorfer Tabelle 2016.
A0 A dchtet sich der Mindestunlertall unmitteloar nach dem  steuestred zi slioliencion
szchiichen Crisfanzminimum des mindegdhngen Kindes" [vgl. § 16128 BGB-2018). Eine
Mindestunterhaltsverardnung des Bundesministeriums for Justz und Verbraucherschulz legt
fir jewells zwel Jahre die konkreten Betradge fest. Damit ist die Anpassung an existanz
gichernda Soziglleistungen und Wohnkosten gewahrsisted.

Der Mindestunterhalt fiir 2016 bebragt in der 1. Altersstufa (0 bis & Jahra) = 335 €, in der 2.
Alberssiufe (6 bis 11 .0 = 384 € und in der 2, (12 bis 17 1) = 450€ fvgl. BGRIL 2015, 2188)
Dem anstspricht die 1. Einkormmansgrupoe beim Kindesunterhalt laut Dosselcorfer Tabele 2016,

Einem Kind unter et Jahren, das heim alleinezichendaen Elkerntedl lebt und nichal cinmal den
monatichan Mindesturtarhalt (abziglich voles Kirdergeld) arhall, lzistet auf Anlrag die
Untarhaltsvorschusskasse beim Jugerdamt ab 01.01 2016 Unterhalsvorschuss:
# fur Kinder anler sschs Jahran: in HERE van 335 minus 190 = 145,00 € manabich
# fir alare Kinder untar 12 Jahren: 01 Hoha von 384 minus 180 = 184,00 € monatlich.

Ab dem 01.01.2017 wird der Mindestunterhalt ansteigen auwf:

o MZE.. in der ersten Altersgruppe { Dhiz %5 Jahre)

B O3 E.. in der zweiten Altersgruppe | 8 bis 11 Jahre)

F 4B0 €. In dor crithen Allersgruppa (12 bls 17 Jahre)

Auf dieser Rechenbasis st zum nichstan Jahreswachsal gine neve Disseldorter Tabale
2077 zu entwickeln.

Download unber: wass olg-duessaldod nnedefinfosDuesseldorartabeled

Der Untersaliseorschuss wird ab 09.09.2097 auf 15200 € baw. 203 € ansieigen.
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arbeitsmaterial

B wie Bescheinigung des ,,sozialrechtlichen Existenzminimums*

Neue Bescheinigungen des , sozialrechtlichen Existenzminimums**
nach SGB Il und SGR XII

winrd [ Dieter Llmaeniaan (denbor-Prol an dee Bving. Hoclsefuee D tadd)

Im Rahimen des Schuldnerschuizes bei Zwangsvollstreckungsmalnahmen sowie bei
privilegierten Aufrechnungen/Yerrechnungen von Sozialleistongen ist der
MNachweis des | sozialrechilichen Existemzminimoms® inshesondere in
nachfolgend heschrichenen Fallgestaltungen von Bedewtung,

I. Plandung in den Yorrechishercich nach § 850d PO

Wegen laufender Unterhalisanspriiche sowie wegen der Unterhahsricksifinde — sumindest! -
aus demn letzien Jabr kann eine Plindunz in den Yomechishereich nach § 2500 ZP0 beaniragt
werden. Das Vollstreckungsgericht bestimmt darsufhin nach § 8504 Ab=. 1 Satz X 2P0
unabhiingiz vom Grondfreiberag Taut PRindunzsiabelle, aber auch unabhingig vom
unterhaltsrechtlichen Selbstbehalt laut Lisseldorfer Tabelle den .notwendigen
Lebensuntechalt™ des Unrerbaltsverpflichrern.

Entsprechend der sorialrechtlichen Systemutik sollte sich die Berechnung des unpfiindbiren
notwendigen Unterfialis des erwerbsfdhigen’erwerhsidtgen Schuldners eigentlich nach dem
S0B M nchien (5o auch Afveny i Primimg/Gehrebein, ZPO, 30 Aal L § 850d Bn. 17 maw N
LO3 Darmstade 57 3307 vom 26048 2007 = AW 2007 5365 17.).

Demgemeniiber siell die BOH-Bechisprechong generell fund nicht nor bei Erwerbaon fibigen)
auf den notwendigen Lebensunterhalt im Sinne des 3. und 11. Kapitels des SGB X1 ab (vgl.
BGH V1 ZB 1709 vom 05 08 2000y Zadier/Seiiber, £PO, 30, Aufl. § 350d Rdn. 7).

Bevatunpsrelevonz:

Werden Unferfigitsverpflicinets beraren, deven laufende Eimkinfre naclt § 8508 ZP0) ader
dlren Keowbopafhaln woch 13 EA0E Ad, 20V m, X3 AP0 oo '.ﬁ.!l'n'i'ﬂlfr'r'h s
Varreoiiabereichy geplindet sing, sodlte inpmar dey i Pidndwngs- wnd
I'l.'l.l.l'."l'g-'ahl.':url:th.lu!m'ﬁI'ul..l.' Sewikred con Bwoiffivende Awszoflungsheira g anlind derv nochisisiend
ahgedruckion SR XH-Bescheiniewng 2006 Sberprilli werden,

Engsprichy dev vow Vollsireekung sgericki melsr ane groh geseliiiizress ! b unpitnahare Bewrog
wichr devn Jiktiven sozfafhillerechiliclien Bxistenzminimum, ist ein eptsprechender
Sehnldnerselnrzanirag wach § §50F Abg, T Buchsrahe a ZP0) zu imimierven bow. frinnerung
mach § Fo0 AP0 eingdegen, wm den Belrag fir den  novwendigen Lebensunterfll
earprechiend aniehen T lasven.

1L Pliindung in den Vorrechtshergich mach § 850 Ahs, 2 Z0)

In wergleichbarer Weise kann cin Delikisopler, dessen Yollstree kungstitel den
Schadensersatranspmich aus vorsftrlich hezanpener unerlanhter Handhng ausdmicklich
auswelsen muss (ein vollstreckungabescherd geniigt mangels Schlfissighkeitspriifung nichi),
auf den YVorrschtshereich pemil & 850 Abs. 2 2P0 mugredfen. Das heilt, anch Deliktsopfer
sinad ikt ao die ubliclen Phindungsfreigreneen il Phindungstabelle gebumlen, Auch bier
hat das Vollstreckungsgericht von Amis weeen den notwendigen Lebensunterhalt™ des
Schuldners als Existenaminimm cn bestimmeen.

Zusitelch sind dresem allerdings die Mitel wu belassen. die or cur Erfiillung seiner
peactzlichen Unterhalosverplichungen hendtiet. Das heilit, die gescirlichen
Unierhalisanspriche gehen dem delikuzchen Schadensersale vor

Stiber will auch hier allein avl den notwendigen Lebensvntechall bn Sinone des 3, und 11,
Kapitels des SGH X1 abstellen ¢vel. Z8flen/Smiber, ZP0, 30 A0f. § 850F Rdn. 103 Aber da
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B wie Bescheinigung des ,,sozialrechtlichen Existenzminimums*

vl eine hichsicichierliche Enfscheidung fehll wod in § 8500 Abs. 1 Buchstabe a ZPO
wusdricklich awischen dem onotwendigen Lebensumerhalt™ nech 0B X emerseils und
nach Kapitel 3 Ahschnite 2 des 50H 11 anderemseits ditferenziert wind, st hier -
systemkonlomm - ewischen erwerbslihigen und nichi-erwerbsGihigen Schuldnern zu
differenzieren (s auch L7 Frankfurt 2-97T 7871 vom 0604 2011 = Rpfleper 2011, 543-544).

Beratungsrelevans:

Die S0 XT-Beschetmigrg ko beim Scluildrersoiigs wach §A50F Al 2 ZP0 nnr
puginesten i ft-erwerba i yer Sofeldner s Ebvaarz, v insbesonelere bed elner
Vorreehishereivhn-Plindung i Allersrenien, in vislie ™ Erwerbeminderangsrenion {Jir
wicht erwerhsfthige Kranke und Behinderte) und beim Bezug von Uberaangigeld die
Pliandungrgrenze siy Hilfe des Vodlsrreckpagagerichis aiuf dew Jiven 808 XI-Bedar)
amfieben zu lassen.

Bed Erwerbafiihigen bow, Erwerbsiingen isv der vom Vollsirechivigsgeriche festpeseizie
unpiiinabore Betrag ankond der SGEB H-Bescheinipung i itberpriifen.

Crgf i avick Rier gin eniiprechender Schuldner selurmarog nach £ 8500 Abs, 7 Buchsrabe
of S o metierers bowe, Ertnnernng woch § 700 2P0 einzodenen, wm dew Betragr fiir den
Liwendigen Letensurnrerfalt ™ entsprechiend aninehen ow Lissen,

1. Aufrechnung/Verrechnung von Sozialleistungen bis zor Hiilfte

Kmmt es wegen privikegierer SO B-Ersaienzzanspriiche oder wegen rickstiindizer SG15-
Beitrige wur Aufrechnung bew, Verrechnung von Scedalleistungen, darf mach §5 51
Ahs, 2 52 BGH | grindssitzhich die Hilfie der Soziallesming einbshalien werden,
Hier obliegl s dem Leistungsemplinger Schuldner, seine drohende
Hilfebediirfigkeir nach 3068 1T ader 30GE XIT nachzuweisen und anf diesem Wepe
die Auolrechoupg Vernechoong wo bearrensen eder gane abeuwenden,

Bevatungsrelevanz:

Crefafrder die AnfrechmungVerrechnung der ddllngen Sozivliewinng die wirtschaTiicoke
Existenz des LeistuingsempidngeraSclunldners, muss er abriv wenden und dem
Sozivleismgstrdger sochweizen, duss sein wodwendiper Lobersunderiundd mchi mehr
pesichert ist. Seir 2003 fepr die Beweistast beim Schaldwer,

Keener tom Finzelfoll — .8, i Ralvvein einer Anfilicong, welolie jeder
Aufrechnung!/Verrechmmyg vovaussrgehen har - bein abneeller Sogialhilfe- oder ALG T
Bescleerd worgelepd werden, i dfer NoccfoweDe mcdglic s ol die entsprechiends
Bedirfvbescheimigung des Sectatvilfetrdgers woach 800 XN ader des Tofcemters nach SGR
X e fidheeie,

Losdiiziich zur enisprechenden Bedarfsbescheimipong wire machzpweisen, dass kein
verwerthares Vermdgen vorfumden isf (2 8. durcll Verweis auff eine Eiirglich abgegebene
Vermdgeusauskan i, durch cine Plandiosbesoleinipuner ader die Susolvedzerdfusmg ],

Foukpers co Meecfezedlwngen:

Riichwirkena Fisst sich betne Bediinftighent etrwenden, so dasy bel erwaigen Noclooahlengen
iz.B. Snzialrente, (herpanpigeld, Krankengedd) immer der haibe Nackoahfungsheirap
ingfzerechne! bow verrechne: werden Ko

TV, Unierschiede zwischen SGB [1- und SGB X1 -Bescheinizong

Die prakiizchen Auswirkungen, ob das Exisicnzminimum nach 3GB 11T oder nech 506 X110
bestimmi wird, sind relany genng, Die Reselbedarie ond die Pavschalbewdzge bei desentraler
Warmwasserbereifung sind identisch; auch die sonstigen Rechengriibien fur den
sogialechiliche Bedarf emsprechen sich weitgehend.
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B wie Bescheinigung des ,,sozialrechtlichen Existenzminimums*

Aber Tolrende Besomderhenen gl es festeubilien:

3] Das 508 X1 kennt keinen panschalen (himdest- idksetzbetrag von 1 ELR for
Yersicherung, Altersvorsorge und Werbungskosten je ErwerbsGingem.

Dzshalk sind im Bahmen der S0GB X1-Bescheinigung alle Absetzbetripe einzeln
nachwwersen (vel, Mr 7 der S0B X1-Bescleinigong).

7] Als pauschaler Erwerbstiiticen-Absetzbetrag sind nach SGB X1 stets 30095 des
Mettoeinkoanmens cu bericksichtigen — allerdings gemal § 82 Abs, 3 SGB X1 pach oben
beerena doreh die Halfre der Begelbedarfsstufe 1 (vl M. & der SGB XTT-
Bescheinigunz),

Somil beschrimkl =ich der pauschole Abselebetrag b Erwerbstangkeil nach SGB X1 n
2016 anf maximal 202 Earo,

7] Lin BGE U belgigl der pauschale Erwerbstitizen- Abselebelrag hingegen 20% des
Bruttoeinkommens zwischen 101 und [ 00K EUR sowie zusatzlich 0% des dadiber
Bioaus erzielicn Boolloeinkommens (vel, N 5 2 der S0E II-Beschenigung )

D bet Schuldnern mit mindestens einem mindecpihrgen Kind in der
Bedarfazemeinschall das Brotiosinkommsen bis masomal | 500 EUR in die Berechmung
cn el und ke kimderbosen Bedarfsgemeinschalen dwe Obergrenee ber masimal 1200
ELIR liegt, balantt sich der panschale Erwerbstit pen- Absctrbetrag mit Bimddern] in der
Bedarfsgemeinschall aul 220 EUR und choe Kind aol masimal 200 EUR.

Fusammen mit dem SG8 -Ahzetzhetrag von W) EUR fiir Versicheming, Altersvorsnrpe
v Werbupg:kosten ergibl sich ein pavsclider Bedarf e den erwerbstitigen Sclwldner
von 300 bew, 330 ELTR.

T Kleinere Dilferensen bestelen anch bei den pavschalen) Absetdbetmgen M
Yersicherungen, ber der Arbeismitelpauschale, ber den Pendlerkosten und ber der
doppelten Hanshaltshihmng.,

[7] Ein _unabweisharer, wiederkehrender Sonderbedarf™ (2.B. wesen der Kosten des
Umgangsrechis, wegen Pllegehilfe, Hygienebedarts oder krankheitsbedinglen
Mehraufwands) findet seit 2011 auch im Rahmen der 508 [-Crarantishescheinigung
Berticksichitigung (vel, Ni. 3 der 5GB 11-Beschwinigung),

V. Fazit

e Schuldner- und Tnsolvensberatung sowie viele Sozialleisungstriger bedienen sich z2um
Machweis des | sozialrechtlichen Existcnsminimams" der beiden nachsichend abgodruckicn
Musterbeschermzunzen, die m den Infodensien der SchukInerbersung vielfach publioer
sind und won Freesan e rmnaan in VT 2011, 50 155-15Y% sowrie im -Praxishandlboch
Schuldnerberatung” (Hresg, DanliMadier v AL 23, Aufl. Luchierhand Yerlag 2005) eingelend
erliintert werden.

e SGB I-Garanticbescheimizung sollte eigentlich dus Stliche Jobeenter ausstellen und die
HS0H X1T-Bescheinigang das deiliche Socialami, Yerweigen der Sosalleistungsirdger vor Ui
diese fremwillige Servicelerstung, muss direkt im Schuldnerschuteantrsg der (iknve) SGR 1T

hew, 508 XI1-HBedard mit Hilfe der passenden Bescheinigong dargelegt und mittels Belegen

umPassend unterflinert werden.,

e pachsebend abgedruckien Musterbescheingungen nach SGB 1L vl nach SGBE X11
stehen als PDE-Datelen sowie als mterakiive Excel-Dateren zum Downlowd berzit unter
wostzitshilfen™ bei;
s infodienst-scholdnetheratung de
www . informationsoffensive de
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arbeitsmaterial

B wie Bescheinigung des ,,sozialrechtlichen Existenzminimums* nach SGB II

Bescheinigung des . soxialrechtlichen Existenzminimums™ nach SCGE [1-20146
mm Sehmldnerschnez bei § 850 Ahs, | Bochst, o, § 850F Ahs, 2 ZP0 und §5 51 Abs, 1, 52 RG1E T

L. Regelhedarf (BRI fur dic Migdicder der Bedorfspemeinschaft (ALG I hew, Soclalield $3 1%, 20, 23 SGE I
i, Lprsme, Affer Al Mt v inem Smnge
Fifr | Mguds A riedend HarTd TR Zd LM
Jowraids Frerrfuiihigs
| RS T | ME-Fei 2 A S 2
b TR
L IR
W i
o Vs aniine, Adves fer v e Kivd K
Liffer | Neone i< by | 7 dwes f e 2 ke unver & fabre
MH-Nenle HH=Nanle A AR B
I I I e ¢
T -
L R S
o £

2. Ikedarfe fiir ildong wml Teilhale nach § 28 500 1 fic das entsprechende Milglied der Belarfsgemeinschatl

fur ... | Bchul-Avssiunmgspauschi ke (e Sehiler bis 25 1§ Hoe 100 STahr = 8,55 E%im.
fiir .. | Pouschale fir Tegesausflige (i Kin Kind und Scbdier b 25 1) == 30 EMdan,
fir ... | meviwerdipe Fahrikosien eur Schule Qe Schiler bis 25 0.3 = e in I imtsdchlicher Home

fir ... |morwerdige eaferchulische Lernfardernng (oAb Scbbler bis 25 10 = din M. dazsiehl. Hake
fr ... | Milcgsverpepang in Schule®ica (ir Schiller his 230 = 2ie 6. (o0sbch], Hiihe mines | £ ]
tor ... | Teilhazepanschale fir Sozales wed Kol (e Meelied der BG oneer 08 10 = 14 IHEEan. = R

3. I'i:hr'hndarﬁ.: nach 4 21 50500 T fiir dus entsprschends M'llglhni e ﬂuﬂuﬂuﬂ:ﬂ:iﬂ:huﬂ
Zifler | Aclass | Dorecfasng | Deirag i @
tlir ... .El.']'l'u‘f.:l.llq.ﬂr'h'}ﬂ'.'t sach |3 Woche 1 7% v e B
fur ... | Alknerzichanc: mal | Kind unler 7 5. oder 2-5 Koids unter 161, | S swen o, C

Chier el Siekre aroleren Abrst x 175
Ij-e:u'l.irl..]erj:i:l.r,g:m kond x [ 2% dar BUE-Seede | imun. 609 B | .....____'_ E
fiir ... | FEraertefilige Behimdere ah 15 Jabren in Eingliederung [35%ven ... €
fiir ... | Kosteraufwiindige Erndbrung filr lranke, Behmderte ... AlpE IR
fuir ... | Pauschale fir dezemiraie Wannwessorerzcugung (s, labclet |

e @ m Finrelrnll nhwsac e nder Hednr

fiir .. | Usmalweicbarer, wededehremler Sonderbedaf (2. H, Koanen ARgETIAEREN
Umgargsrechiz Fule-Thegehille: Trmenchedat Krmkhil !
Summe der Mebrbedurfe (e Poson mac. 1 x RE, 222]. Sendedhedorte usd Wormsasser: -, £
4. Bednrde fiir Unteckonfl aml Hecomg msch § 22 5001 11
| Kalumicte (beve, Hvpodbekencicsen plus Erhalbangsanlwacd ) L L
Mehenkosten el Hetrarg and Wanesasaer deinschlehilich abschbarer Machiondennge) L S E
s Wolimzeld * - €

A Ahsitrhetriize vium Metto-Einkammicn des jowciligen TG-Mitglieds nach ¢ 11 Ah=. | und 2 5GTT0
F0 Abseabetrige Nir Versicherong, Alersvorsorge umd ¥erbuangskosien

fir ... | Pouschaler Ahsetabermag von 1000E jo Erwerhstiviem (5 1R Abs. 2 SGE 11 mdler £
| s 70 MEFE E sleaeTrel et Fidenami uane poch § 3 %0 17, 36 2ha, 20k Esall

fhefer anf Nocirweds mefr, feliv Warnmieeinkemmen Sder J00 &
{ador fider 260 & bed dos gencanos Reeerfreien Elanshmeal Ayfeoedion teebafiguagen; !

[Thertrap: - S
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B wie Bescheinigung des ,,sozialrechtlichen Existenzminimums* nach SGB II

Seite 2, .H't':-l:ﬁ:'l’m:anw wey gamsfifrechnichen Existenssiniomnmes ' pecl SO8 IF

Uh—m-ag:

= 5.1 Einzelnachweis cher .‘I.Imel::hl:lrl!: Ferfierramdiy manr Pouschcdes vor TN bow. 200 €

| filr . | Beicrdge our Krnken-Pllegerersichenmg Fir pichl gesetelich Plichiversichene 3
fur.. | Alersverscigebeitclioe, saweit won der gesclzl. Remenversicberungsptlican befreo L
fir . | Mirckesi-Eigonheilrag Nur RIESTER-gelimdere Al msomaomn: 3

I‘|'|i| . Hl,:l'l.-ily,: FET] L\h:;l.\_l.'lﬂ;ll N P, byt ¥ e b UG w K- -||||'||‘||"|il,:||l| I
fiir .. | Festhesrag 30 € je Vnllishrigem e Hafpilizhe-, Hlausac, alallveisscherung: £
Tir hisi Maglirahr E li F;p\._lu,:ln-l; = LSRR 1r-l_'r\':il_'|bﬂ'l,llg ahger:hliscn i
fiir .. | Pavsghbeiesg £ Werban gakosten oo Hohe van 13 23 F E

Fiotere Kerien e Berlmbleddiong . Werkzeng, Fechifenmiar v, an’ Machwes!
hir Fabrikiwicn: B KFE-Molsore: pagsctal 070 F o Fadlirnongakiloon SArbeilaiag i
FATTLEr? FNETAELT G RPN TREHGERL Sl e, B AP ertnedertivan
fur . | Vempflepuregsmehractasand vom panschal 00 ETag (mind. 12 Sl abwesend) E
fiig .| Beosten fiig petwendize kandeiecuuns 3
filr Helrrag AIr Herifsverrand Desaerksehafr o r alvertand F
fur.. | Mehraabeand (e dogoelss Haskalessidhrung ¢
Tur . | seedize. ool der Einkoanmenserselany in Verbinduny stebrenade palwendipe L
.‘l.u‘\-p_.lhl:u. ereemreem e £ T W i Bewsrhaigii, L L, 'rl"r.:gl:lln.';m'_,

Smoume der Adwselelweirmge 5.1z

52 Proeeaiualer Erwerlstidigen-Abselcbeicag mach 3 11 Als. 3 SGE 11

FATO

115

Adboviz-
beirag i A

Bruttovercivsar

Adariz-
hetrag fa

...

iy, Dyl

Samimie der Ahcetzhedriime 5.2:
53 Ahserzbetrag fiir Unterhaltszahlong an geseddich UaBeradhtighe
dulber bl des Sehuldnerhavshabts
Cin Galsiichlicher Hohe enlsprechend U-Toel = aber masimal Bis cur Bepelbedasiole;

wandalrechiliches Existenzminimum® nach SGEB 11

I Ramgn, Do ol

Ergebnis:

b . N3

b R

b N3

o A

Regelbedartsstufen nach 5 19, 20, 25 561 00LY . § 23 S0 X0 und demn Begellsodar?s-Ermictiops(
s "anschalen i decendraler Warmwassereroempung nach $ 21 Abs, 7 5005 11

Repalbadanfe-  Regpelledorfs | Bepelbedanft  Regellwdarfs | Bogpelbodarfs | Repellwdant
whufie [ whufie 2 stfe X stufe o e § strfe
Repeliwdm’ A0d £ nd £ 14 e 27«
‘::."“"""f" fiar 920 € BaTE TAS € A8 € %X IS KT Y
Ar& Wesyer

Sanct 0630 T2 00 Cegl. BOE. 2005, 1752;
W e st 13
[ et Ml sl 2

K e Ihalarfostta Az
SR L 1 repess ausgezagen

Aulleiserpe e caler nlleineravende crwerbadiihize Leisronpabsepesinpie
Wil phrise Begalter, Lebenspariner und sonsbge Fafner eiver Bedarfeemeinschall . die imeirem

SN Insnen Haushialy lsbeim wid pEmienixi worische fiei

18 = T ke e erwerhatiihioe Leisranaslssechn ole oo Heshall der Elcen Bas odios: P mn s des

R e hedaerfedisfe 42 Biigendliche bm 15 Lebenspabi uned eoveerietibips Lebstingsheneeitlgne @wlachen 13 ol 17 Jaheen. dis
keinen eigemea Hovskalt fiheem, weil siz im Hashall andecer Fersonen leben
Regelhodartasthrfe £: Kinder vam Beginn des siebien his zur ¥ellendung des 14, Lebensjabres

B g B Pt fiz Konder his zor Vialkendane des sechanen §abens ahes

Sec e Brlioleoangen FrevaveayEmpnesmang in S0 N, 15E-1F,

i Frwenwin, DEE Tsslinpon und Zinierssin, EH Tarmstadt (xor Vervielfehigong im nichigewerblichen Bersch freigepehen!)

arbeitsmaterial
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arbeitsmaterial

B wie Bescheinigung des ,,sozialrechtlichen Existenzminimums* nach SGB XII

Bescheinigung des . sozialrechtlichen Existenzminimuoms* nach SGB XI1-2016
wm Sehuldnerschutz LR, 3 8504 sowhe gef. & 8507 Ahs, | Bochst. a, § 850F Abs. 2 £P0 und 3% 51 Abs, 2, 525GH |

1. Reselbedarfe for die Hanshallspeneinschall e, §5 276, 28 SGH X1

i Vi, it AlTvircrde Famal Validihogr Sowmnigy
Fiiler | Meae Allwiner 2ineend Fiirgmites' Parfier | Vrdlimige im0
LTy Hittshal
BlSnie f FBSiafe 2 Ri=fiufe ¥
| N s
L SR
&+ N 3
frind Varamne Aiter feoaenti e Eindlar Aindder
Zigler | Mome il e T ke w13 dpbrsy seveeard Lakars
| . RB-Safic £ RS RE-Sufe i
- £
. [ S
| R -
- S £
L. Bedarfe: fiir Riddong und Teilhabe gem. & 54 50608 X110
il .":I'llll|-|'|||'-\.‘\.||-|||_III[‘_F\.I'I.H||1.I:'|I|'||I:' Chidr Hechiiiler os 25 1 hoa How, THEFES Tala == B A3 £ - S
fr ... Pauschale filr ‘I'egesansildes (o Kitx Bind aml Schiler bis 25 .3 =z 3410 = Ran. = JPT
e ., ooveencige Frinkostien 20 Sclws (e Seliler bis 23 00 = = i Ifd., tasiichlacher Hihe L P -
fir .. moteendige aulerschnlische Lernlrderung (Oir Schiiler bis 25 1) == i Lzl tasichl Hahe [ R
fur . | Mivuygrverpllzgung in Schubeski [I0r Schidker bis 25 1) == in Iid. wsichl. Hohe minus | £ L &
fir . Teilabepaschabe D Soeioles ud Kulus (e Maglled der B0 anee T8 LY = 10,00 & 0an, L T
A Mehebedarfe pom. & 30 SGE X1
Liffer| wepen | Bereckauny | Jefrap e £
fur .| Larcichens der Altersgresee mach § 40 SGHE X103 0. bew. 65 plos X | D9 am o, € £

imler ingece, Goe vl erwerbsspeminded nech SGE W aim] ol ik
e Aviewas ach § 04 Ala 3 508 TR ool Merkzeichen G '.ll"'ll""[:f‘:u

fiir ... | Schwangerschall rach 12, Wodhe [ 19% von ... L £

fiir . | Al eehend imil | Kl siine T Toogles 2 P 3 Eankemi ke |18 ] 1SS il . F £
fheler (i Kinodera codeeea A o) ) ¢
pe munderjiihoges Kid £ L2% der BE-Swfe | imas 6% BH) N venee B

fir _. | Erevrbefibege Bobinderte ab 15 JTabmen in Binglivderung IJ:":-'. KL L £

fir ... Kl.n&l.l!ll.‘luf'l-l-ijlld.iEE Enuileuane Slir Knnke, Behipcdenis .. ERTAO TS 3

fur ... | Pouschale I decencale Wamnwesseroraeuguang [slehe " ohelle] £

pader ein dm Bineelfall dhwachender Bedil
Sumome der belobedacfe (e Person mas, | s BB 9 o £

4, Unabweisharer, wicderkehremder Somderbedar mech 3 270 Als, 4 500 X1

fiii B Bafeide Koste By Uloggsagsiechi fin Pane -Pflepehilie, ANEC M3 - J
Hygicnehedart; filr moalwendige Zuamanifwendengen bei krenkheil

Ulserirag: ¥ s -k
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arbeitsmaterial

B wie Bescheinigung des ,,sozialrechtlichen Existenzminimums* nach SGB XII

Seffe 2, Bescheimiging dey Lsedofrechiificien Exisensmininnms® neck 5000 0T l-.. herirag: - i
52 Bedarfe fir Unterkundt ond Helzung nach ¢ 35 5GE X1

Foalumizte 4w . Hypothekerzinsen plus Evhalimean fvand) | - #

Mehenkost=n incl | |i':-I:l'I:r!f urel Warmwnsser (einschlisfilich abs=hharer 1"'ilrlrhr'nri'h--'Iln__:l;u‘.r] = F

inlipa ul"l.l.hl'lg.."l] L - L

fi. Unterhaltdisiung wn geselzlch Unterhalsherechiigie solerbnlb des Schlinerhaoshslis e R E

fin tutséchlicher Hithe encyprechend U-Ticel - aber maximal bis zor entspr. Regelbedarfssiufe |
7. Ahsctrhetriipe (8 82 Ahs. 2 561 XTELY m. WO w8 825 v Metto- Bimkommen des jew. Leistungsherechigten

Iipr Hl,'quf;.' e H:n|||||.11-.'|"|'q&\;l\.‘qr\cil;lwnn'; Iir mighi Fl_'-wlrll;'ll PN hresrsiche e E
fir ... |Allersosenebeicdge, suweit von der gesetzl. Reotenversicherungspdlich bedreit 3
fibr ... |{sesatzlich vorgeschrichene Verschonangsbzairtige [
fibr ... | Reitrage [or Privathoipdlsche- . Hawsmee -, Uniollwersich. ua. i
1k Felirlestel penbeirmag e RIES [ER-petinlene Alnsm g e E
1T Adboimsmniiclpaschele | 53300 F 0 ErecePatiingem i Havashalrd E
for ... | Fahrieosen (Ll R, Momiskarle CPNY, b Molweredighenl FRW 5200 e ¥

F II|1I'I'II|II'I:?-;|\:I|I'I- e o, masimnl IF."\.1-|'||"'|| UK ECReat) )
lwr ... | Raeslen e melwendige Kinderbsinzwany 3
Tir ... | Bettrag lir Beruls>erband Gewerkse kall! Soealverbant [
fibr ... | ®lehraufwand for doppehie Hanshalisfibeme ires. 130€0% 0t plus Familicnheim fahet [
Mor.. |senstiges: ... i

Summie dher Finkamme msabaiie: - S |
8. Absetzbetrag bel Erwerbstitigkelr gem. § 82 Abs. 3 SGE XI1
Hifer | Mepoverdieni Boreciraning der Abwernbevrages
fibr ... % (maxemal 171 BR-Scof: 13
ader his 7z 201 € bet stcuerfreien Linnabmen aws Cheenantt,
Aufoamlsenischiadivongy pp. mach § 5 Mo 12, 26, 260 X6k ES1G

Abscizhetrag bel Erwerhatiitighcdi - Summne: i J——
smorialvechtliches Existenrminbmonm® aach SC A XIT Frpehnis: £

b, Do Yempad, Neernchnel

Kaegellsedar fodulom rech §§ 27, 28 sowie Anlage 2o & 28 SO X1
und Panschalen bel dezentraler Warmsassererzengnng nach § M Ahs, 7 5GH XIT

Repolbodarty- | Regelbedarns | Regelledar®s | Begelbedarfs | Repelbedarty | Regeibedan
stufe 1 stufe 2 shfe 7 sharfie 4 strefie 5 stufe &
Regelbedarf 404 € T € 1246 306 € 1T E 137¢
Panschale filr W E BATE 745 a28¢ IzdE LW &
Wermwasyer

Afand’ 07T @1.-37 122078 vyl BGEBL s 5 1702

Repelhednrioatult 12 Fiir eine erwaclaene leisinmgsherechalgie Persan, die ale allensehemle ey alleinersehens Persan eiven sigenzn
awshnlt Fubrt: dies gilt soch dans, wenn in dizsem Havshalt 2ing nder mefirars weitare erwachsens Pemonen leben, die dar
Recelbedarfssinfe 3 cuznondnen siml

R lmidarsimle 22 Hiin joweils 2vcl cowsdmene Leistungsberoctipte, die als Elupaken, Lebeospataen oo i eheibinlicber ooler
ke par e allsabmlscher Cemsinachall @smen gemeinsamen Haushall loomen

Regpelhedurfsstufe 3 Fir ine erwachsens leistungsberechiizte Person. die weder einen eigenen Tlaushalt fihrt, noch als Ehegate,
Lagserspaar i cader oo chedfmbicher odor lebensgparinerscha=dlnbicher Gemeimschall cines semamsamen Haushalt e
RepeltedarBaaiule 42 Fiir ol leisguigsbera g Jupgendlele'n vom Begimades 02, e aor Yollembang oes 18 Leters alies,
Regelhednrfsstafe 5: Fir l=ismngsherschigee Kinder voon Peginn des ciebien bis zor Yollencung ces 14, Lehensjahnes.

Rewe ledar Bl fi: Fur Teisiungsherectligic Kinder his our Vollomlung des sechslen Lebensjahros.

Sielwe Falavieronpem FreempdSmmpningm o SV 0001, 5, 153-150
L Freemon, DES Exslingen vod dimimersserun, BLT Darnestadr Coor VervielEZDigung m nichtgewerbliclen Bereich freigegeben!
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hier kommt der Glaubiger zu Wort

|

&

leag it

Creditreforym

WinschcHsmskinila  mEasso  Warkeling

FAgeaireriag vispreouslsma dmen

~A04 BEE 5 A lenare

: Kz
Comal rnlare Sarke Karl-Hapich-U3crs810 1 10747 Barin Crmdhratcim Barin Weedimm

ok Herrick-Lzhe-E10, 1, DI 10707 Barin
DV w0 cm Oactecha i O S
Tolabee:  +LA 30 T764-005

E-tmk | #hiria S sarr, omd Brsbormca

Frau
5 e b B P R B0

Daturmn: 29,10,2015
Aktennummer:
B B un S i Fegl i FrgleDa i

2. Mahnung

Yersdumnisurteil vom imtsgericht Wolfenbiitial,

Aktenzeichen: )
Glduniger: Okeanos o, GmbH&Ce.KG 2BV Immf f.D1.2031/3023 /o Berlinove lmm,
GmbH

Sehr geabirde Frau

lhre nach offene  Forderung  einschlielich  restlicher HKeostean des  bisherigar
Vellsireckungsverfehrans bairact noch 3.903,94 EUR

Wir ardnan unsera Aklen nach

1. zahlungswiligan,

2, in Mot garateran,

3. hartnackigen und rahlunpeunwilligen Schuldaerm.

Wir geben Ihren dis Gelaganhelt, sich aslbhat alnzuordnen. Beweisen Sio lhren gulen Willan und
zahlen aing Ihren Verhéltnissen argamaszsens Rate big zum 05,11.2015 an uns.

Scliten Sie urwerschuldel In Mot gerslen sein und derzeit keine Zahlungen lzisten kdonen
informieran Sie uns darCber, damit Iknen kein Unrecht geschiehi Gegen harnackige und
zahlungsurwillige Schuldnar lassan wit gericilliche Schrille einleiten. Ersperen Sie sich walers
Gerichis-, Anwalts- und Gerchisvolzieherkosien!

Mit freundliichen Gralen
Craditretarm Serdin Wollfram 835
I

Pl

i . Uwe Piliacha
Leiter Fardarungsmanzgamant

HF Bodlin £ 1550
Wiigiled [=a By radagaechard Slozomummer 1RSS5 Dwarischs Bark &5 (BLE 100 300 06 Sanio-fl. 34803 M &
‘ D inz = |rdmmaa-Lrsamateeon a WEH I, DE1 30 3] 5 SAM; DEZZ 1D T0OCOIIS50EANE  SiEF T-H0: DEU TOESH
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Anzeige

VERTRAUEN SIE

AUF UBER
20 JAHRE ERFAHRUNG

TAU-OFFICE SCHULDNERBERATUNG

Die Software fur Schuldner- und Insolvenzberater

Umfassende elektronische Klientenakte

Umfassende Glaubigerverwaltung mit Serienbrieffunktion
AulRergerichtlicher Schuldenbereinigungsplan

Integrierter InsO-Antrag mit automatischer Datenibernahme
Optional erweiterbar mit Postbox, Serienbrief per Fax uvm.

Inkl. zertifizierter Schnittstellen Fir die Landesstatistik NRW und
die Basisstatistik des Bundes fir automatisierte Auswertungen!

rocom GmbH | 83083 Riedering | www.rocom.de | Tel: 08036-9420

Informationsoffensive




P LT
[

Das Pfandungsschutzkonto
imder B 1 bigr TR

Esther bty Boines & Clawe Riohber

g

Bl L = R e e o E T |

BAG

[ P T

Der Insolvenzplan
im Yerbraucherinsolvenz-
verfahren

Bl M phan

e WO CRERET 42 s b Firerwen e AL AR

Das Pfandungsschutzkonto in der Beratungspraxis
von Esther Binner und Dr. Claus Richter
2. iiberarbeitete Auflage 2014, 96 Seiten

- Das P-Konto: Grundlagen

- Die Aufhebung von Pfandungen und die Anordnung
von Unpfandbarkeit

- Das P-Konto: Einrichtung, Umwandlung und
Kiindigungen von P-Konten

- Schutz des Grundfreibetrages

- Der Verrechnungsschutz beim P-Konto

- Der Erhéhungs- und Aufstockungsbetrag und
die Bescheinigung durch die geeigneten Stellen

- Die Rolle der Vollstreckungsgerichte beim
Pfandungsschutz durch das P-Konto

- Die bevorrechtigte Pfandung, § 850k Abs. 3

- Mehrfache Pfandung

- Das P-Konto in der Insolvenz des Kontoinhabers

- Das P-Konto und die Schufa

- Arbeitsmaterialien, Musterantrage, Checkliste

Preis: 14,95 Euro zzgl. Versandkosten

Der Insolvenzplan im Verbraucherinsolvenzverfahren
von Guido Stephan
2. iiberarbeitete Auflage 2014, 155 Seiten

Auszug aus dem Vorwort: ,,Mit dem Gesetz zur Verkiirzung
des Restschuldbefreiungsverfahrens und zur Starkung der
Gldubigerrechte vom 15. Juli 2013 hat der Gesetzgeber das In-
solvenzplanverfahren auch im Verbraucherinsolvenzverfahren
zugelassen. Gleichzeitig erhielten die geeigneten Stellen die
Vertretungsbefugnis fiir das gesamte Insolvenz- und Rest-
schuldbefreiungsverfahren. [...] Auch wenn das Insolvenz-
planverfahren kiinftig die gesetzliche Restschuldbefreiung
nicht ersetzen wird, wird es einige Konstellationen geben, in
denen ein solches Verfahren die bessere Losung einer Verbrau-
cherentschuldung als die gesetzliche Restschuldbefreiung
sein wird. Es gilt daher nicht, die Augen vor dem Insolvenzplan-
verfahren zu verschlieen, sondern offen sich mit diesem neu-
en Entschuldungstool auseinanderzusetzen. Dieser Ratgeber
soll eine Hilfestellung sein. [...]“

Preis: 19,95 Euro zzgl. Versandkosten

Bestellungen richten Sie bitte ausschlielich per E-Mail oder per Fax an:

Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung e. V. (BAG-SB)

Friedrichsplatz 10, 34117 Kassel
E-Mail: info@bag-sh.de
Telefax: +49561-711126



	
	Entschuldung auch für Arme – eine gerichtliche Restschuldbefreiung als Lösung für die Schweiz?	 
	Christoph Mattes, Fachhochschule Nordwestschweiz, Bas
	Lernprozesse in der Schuldnerberatung	 
	Rainer Mesch, Schuldner- und Insolvenzberater am ISKA Nürnbe
	Leserbrief zu Nicolas Mantseris Beitrag „Partizipation und Differenzierung in der sozialen Schuldnerberatung“	 
	aus BAG-SB-Informationen, Ausgabe 3_20
	Prof. Dr. Dieter Zimmermann geht in Rente	 
	Dank an Prof. Dr. Dieter Zimmermann 	 
	Unsere neue Geschäftsführung hat ihren Dienst begonnen	 
	Neuauflagen aus der Reihe „Informationsoffensive“	 
	Projektbüro Stephan Hupe legt drei Ratgeber neu a
	InsOManager 2014 – Verbraucherinsolvenz einfach und schnell 	 
	Rechtsanwälte und Schuldnerberatung sind bestens gerüst
	Schuldenregulierung 	 
	Gemeinsame Projekte der Bü̈rgerstiftung Kreis Ravensburg und der Schuldnerberatung des Landkreises Ravensbu
	N wie Neue Einkommens-Freibeträge 	 
	R wie Rechenbogen für die Beratungs- und Prozesskostenhilfe 	 
	D wie Düsseldorfer Tabelle	 
	K wie Kurzinfo zur Düsseldorfer Tabelle	 
	B wie Bescheinigung des „sozialrechtlichen Existenzminimums“ 	 
	B wie Bescheinigung des „sozialrechtlichen Existenzminimums“ nach SGB XII 	 

